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Freundliche Grüße
Ihr

Prof. Henrik Herrmann
P r ä s i d e n t

Einsicht, soziales Leben 
und Zusammenhalt
„Nutzen wir besonnen die wieder erlaubten Möglichkeiten und Reiseaktivitäten“ – so 
endete die Seite 3 vor zwei Monaten. Das haben viele Menschen getan. Ob allerdings 
immer besonnen, ist eine andere Frage: Bilder und Berichte von Ansammlungen 
ohne Abstand, von vollen Stränden, von Menschen ohne Mund-Nasen-Schutz und 
von Reisen in Risikogebiete beherrschten die Medien in den vergangenen Wochen. 
Doch das Gefühl, Corona ein Stück weit vergessen zu können, ist trügerisch gewesen. 
Die Pandemie begleitet uns weiterhin, prägt unseren Alltag, die Neuinfektionszahlen 
steigen wieder, weitere Lockerungen sind nicht in Sicht.
Dennoch werden wir damit leben müssen, bis ein sicherer Impfstoff vorliegt. 
Kindertagesstätten und Schulen müssen geöffnet werden und haben hohe Priorität, 
deshalb ist es auch das Titelthema dieses Ärzteblatts. Wir brauchen eine einheitliche, 
schnell durchführbare Teststrategie und bei positiven Befunden gezielte, kurzfristige 
Isolierungsmaßnahmen in definierten Clustern. Wir benötigen gesellschaftlichen 
Zusammenhalt und die Einsicht, dass Extreme in beiden Richtungen mit zu 
einengendem Vorgehen oder zu weitreichenden Öffnungen nicht weiterhelfen. Wir 
müssen darauf achten, dass unser soziales Leben und die gesundheitliche Fürsorge 
nicht in den Hintergrund treten.
Das bedeutet auch, dass wir uns jetzt wieder vermehrt den übergeordneten gesund-
heitspolitischen Themen zuwenden und neu justieren. Welche Lehren ziehen wir aus 
der Corona-Pandemie? Wie sieht unsere ambulante und stationäre Versorgung und 
deren Finanzierung zukünftig aus? Wie gestalten wir die Kooperation der Gesund-
heitsberufe neu? Diese Fragen müssen zeitnah mit allen Beteiligten angegangen und 
gelöst werden. Eine Krise bietet auch immer die Chance auf neue Wege und Verände-
rungen, wenn wir aus der Vergangenheit die richtigen Schlüsse ziehen.
Stichwort Vergangenheit: Wir werden Historiker beauftragen, die Verstrickungen 
des früheren Kammerpräsidenten Dr. Gerd Iversen als Arzt in der Waffen-SS und im 
SS-Lazarett aufzuarbeiten und die Frage zu beantworten, warum er so schnell nach 
Kriegsende weiterarbeiten und berufspolitisch erfolgreich sein konnte. Das sind wir 
uns als Ärzteschaft und insbesondere den Opfern des Nationalsozialismus und deren 
Angehörigen mehr als schuldig – auch hier müssen wir aus der Vergangenheit für die 
Zukunft lernen, damit es nie wieder passiert!

„�Kitas und Schulen 
müssen geöf fnet 
werden und haben 
hohe Priorität.“

Prof. Henrik Herrmann ist  
seit 2018 Präsident der  
Ärztekammer Schleswig-Holstein.
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Jubiläum
Vor 20 Jahren hat Dr. André Kröncke die Notarztbörse gegründet. Seitdem haben er und zahlreiche 
Kollegen an vielen Orten der Welt geholfen. In Schleswig-Holstein stellt die Notarztbörse, die ihren 
Standort ganz im Südosten des Landes hat, u. a. Ärzte für die Behandlung von Flüchtlingen.

Festgehalten
von Stephan 
Göhrmann
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Neues Angebot gegen Essstörungen

S
eit August bietet die Klinik für 
Psychosomatik und Psychothe-
rapie des Zentrums für Integrati-
ve Psychiatrie (ZIP) in Kiel einen 

Behandlungsschwerpunkt für Pati-
enten mit Bulimia nervosa und ei-
nem BMI > 17,5 an. Das interdiszi-
plinäre Behandlungsteam zielt auf 
eine Normalisierung des Essverhal-
tens und eine Reduktion von Essan-
fällen sowie von ungünstigem Kom-
pensationsverhalten wie etwa Erbre-
chen. Die psychotherapeutische Ar-
beit stellt darauf ab, dass Patienten 
die Überbewertung von Figur und 

Gewicht erkennen. Als Hilfsmittel 
werden u. a. Essprotokolle und Ver-
haltensanalysen eingesetzt. 
Die Dauer der Behandlung beträgt 
in der Regel zwölf Wochen. Das The-
rapieprogramm umfasst Einzel- und 
Gruppentherapien. Für die stationä-
ren Therapien stehen zehn Betten zur 
Verfügung. Nach Angaben des ZIP 
plant auch die psychosomatische Ta-
gesklinik am Klaus-Groth-Platz eine 
teilstationäre Behandlung nach dem 
gleichen Konzept. Auf Essstörungen 
spezialisierte Kliniken gab es in Kiel 
laut ZIP bislang nicht. (Di)

K URZ NOT IERT
Gesundheitsberufe sind 
stärker betroffen
In Schleswig-Holstein arbeiten 16 Prozent aller COVID-
19-Infizierten in medizinischen oder pflegerischen Be-
rufen. Dies geht aus einer Antwort der Landesregierung 
auf eine parlamentarische Anfrage der SPD hervor. Die 
SPD-Sozialpolitikerin Birte Pauls sieht sich damit in ih-
rer Forderung bestärkt, allen Menschen in sozialen Be-
rufen regelmäßige Tests auf SARS-CoV-2 zu ermögli-
chen. Sie hält dies für einen Beitrag zur Wertschätzung 
der von Pflegekräften und Ärzten geleisteten Arbeit. Die 
Landesregierung hatte diese Forderung abgelehnt. Sie 
setzt vorerst auf Stichproben und will die Strategie zur 
Eindämmung des Virus an die jeweilige Lage anpassen. 
(Di)

Innovativer Roboter in 
der Kinderchirurgie
Die Kieler UKSH-Klinik für Allgemeine, Viszeral-, Tho-
rax-, Transplantations- und Kinderchirurgie hat als welt-
weit erste kinderchirurgische Abteilung einen neuen,  
1,5 Millionen Euro teuren OP-Roboter zur Verfügung ge-
stellt bekommen. Gemeinsam mit der Medizinischen 
Fakultät der Christian-Albrechts-Universität zu Kiel und 
in Kooperation mit der Kinderchirurgie des Ostschwei-
zer Kinderspitals in St. Gallen nutzen die Experten am 
Campus Kiel das OP-System für ein kinderchirurgisches 
Forschungsprojekt. Das System ist für Operationen an 
Kindern mit einem Körpergewicht von über zehn Ki-
logramm zugelassen. Die neue Technologie ermöglicht 
sehr präzises Operieren etwa im kindlichen Brustkorb 
oder Bauchraum und macht die Eingriffe für die Pati-
enten schonender und sicherer, auch durch die Anwen-
dung von künstlicher Intelligenz und computerbasierter 
Navigation. Das System gibt Operateuren zum Beispiel 
ein haptisches Feedback, über Sensoren können sie Zug 
und Druck spüren. Die Kamera wird allein durch Au-
genbewegungen des Chirurgen gesteuert. (PM/RED)

Steigende Kosten für die 
Versorgung in allen Bereichen
Die Techniker Krankenkasse (TK) hat im vergangenen 
Jahr 1,36 Milliarden Euro für die medizinische Versor-
gung ihrer Versicherten in Schleswig-Holstein ausgege-
ben. Laut TK sind dies 124 Millionen Euro mehr als im 
Jahr zuvor. Umgerechnet auf jeden TK-Versicherten im 
Land betrugen die Ausgaben 2.808 Euro.
404 Millionen Euro der Gesamtausgaben flossen im ver-
ganenen Jahr in die stationäre Versorgung, 283 Millio-
nen Euro in die ambulante Versorgung und 252 Millio-
nen Euro in die Versorgung mit Arzneimitteln. 109 Mil-
lionen Euro kosteten die zahnmedizinischen Behand-
lungen. Den höchsten Anstieg gab es bei den Arzneimit-
teln, dieser Ausgabenposten lag 13,5 Prozent höher als im 
Vorjahr. (PM/RED)

I
n Schleswig-Holstein erhält mehr 
als jede zweite junge Frau, die 
die Pille auf Kosten der gesetzli-
chen Krankenversicherung ver-

ordnet bekommt, die risikoreiche-
ren Präparate der neueren Genera-
tion. Dies teilte die AOK Nordwest 
mit. Der Verordnungsanteil der An-
tibaby-Pillen mit einem höheren Ri-
siko für Thrombosen und Embolien 
sei in den letzten zehn Jahren zwar 
gesunken, aber nach wie vor hoch, 
so die AOK. Sie bezieht sich auf eine 
Analyse der GKV-Verordnungsda-
ten des Wissenschaftlichen Insti-
tuts der AOK (WIdO). Danach sank 
der Verordnungsanteil der kombi-
nierten oralen Kontrazeptiva mit ei-
nem höheren Risiko von 68 Pro-
zent im Jahr 2009 auf 54 Prozent im 
Jahr 2019. AOK-Vorstandschef Tom 
Ackermann sprach von einem „ins-

Risikoreiche Präparate sind noch verbreitet

gesamt positiven Trend“, verwies zu-
gleich aber auf eine Empfehlung des 
Bundesinstituts für Arzneimittel 
und Medizinprodukte (BfArM), ri-
sikoärmere Antibaby-Pillen zu ver-
ordnen. 
Als problematisch bezeichnete  
Ackermann die Entwicklung beim 
Wirkstoff Dienogest, dessen Anteil 
an den Verordnungen im Zehn-Jah-
res-Zeitraum von 19 auf 37 Prozent 
gestiegen ist, obwohl das Risiko die-
ses Wirkstoffes für das Auftreten ve-
nöser Thromboembolien lange Zeit 
unklar war und das BfArM daher 
von der Verordnung bei Risiko-Pa-
tientinnen abgeraten hatte. Seit 2018 
gebe es einen Rote-Hand-Brief des 
BfArM, der ausdrücklich vor dem 
höheren Risiko bei der Verordnung 
von Dienogest warne, hieß es in der 
Mitteilung der Kasse. (PM/RED)
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K URZ NOT IERT
Pharma-Standort im Fokus
Ministerpräsident Daniel Günther (CDU) nimmt die 
Standortbedingungen der heimischen Arzneimittelfir-
men ins Blickfeld. Auch mit den Möglichkeiten einer 
Rückverlagerung der Produktion von Asien in die Euro-
päische Union (EU) will sich Günther beschäftigen. Dies 
kündigte er bei einem Besuch zum 50-jährigen Firmen-
jubiläum des Unternehmens medac in Wedel an, ver-
mied zugleich aber konkrete Zusagen. Medac beschäftigt 
rund 1.900 Mitarbeiter weltweit, von denen rund 1.200 
im Kreis Pinneberg beschäftigt sind. (Di)

6K kümmern sich um Demenz
Die kommunalen Träger des 6K-Klinikverbundes 
nehmen die Bedürfnisse der dementen Patienten stärker 
in den Blick. Eine Arbeitsgruppe der Kliniken erarbeitet 
dafür gemeinsame Konzepte und Fortbildungen. 
Die Westküstenkliniken in Heide und Brunsbüttel 
kündigten an, alle Beschäftigten für den Umgang 
mit Demenzpatienten zu sensibilisieren. Zentral ist 
die Weiterbildung von Pflegekräften zu Experten 
für den Bereich Demenz und Delir. (PM/RED)

D
ie DRF Luftrettung hat in Rendsburg 
am Rettungshubschrauber Christoph 
42 einen Musterwechsel vorgenom-
men und zugleich einen neuen  

Standort bezogen. Statt in der Rends-
burger Innenstadt startet und lan-
det der Hubschrauber nun vom 13 Ki-
lometer entfernten Regionalflughafen 
Schachtholm aus. Der Standort ist besser 
erreichbar und beendet eine Diskussion 
über den mit den Starts und Landungen 
des Hubschraubers verbundenen Lärm 
in Rendsburg. Notarzt Dr. Florian Reif-
ferscheid, Leiter der Station, sieht dar-
in keine Nachteile für die Patienten oder 
die Rendsburger Imland Klinik. Dort-
hin wird rund ein Drittel der Patienten 
aus Primäreinsätzen eingeliefert. Auch 
die Klinik selbst sieht in der Verlegung 
des Hangars keine Nachteile für die Pa-
tienten. Als klaren Vorteil sieht Reiffer-
scheid den Musterwechsel an. Der bisher 
genutzte Hubschraubertyp EC 145 wurde 
gegen einen H 145 ausgetauscht. Dies ist 
der derzeit modernste in der Luftrettung 
eingesetzte Typ, der der Besatzung mehr 
Platz bietet und damit die Patientenver-
sorgung erleichtert. (PM/RED)

Moderner Helikopter mit neuem Standort

Die Luftrettung in Schleswig-Holstein hat Stationen in Rendsburg und Niebüll. Der Rends-
burger Standort ist kürzlich von der Imland Klinik zum Regionalflughafen Schachtholm 
verlegt worden. Die Entfernung zum alten Standort beträgt nur 13 Kilometer. 

W
ie lässt sich die pflegerische 
Versorgung in Schleswig-Hol-
stein zukunftsfähig gestalten 
und wie kann der Pflegebe-

ruf an Attraktivität gewinnen? Wäh-
rend eines Workshops der Ärzte-
kammer Schleswig-Holstein stell-
ten sich verschiedene Pflegeprojekte 
vor. Die niederländische Buurtzorg 
(zu Deutsch: Nachbarschaftspfle-
ge) geht neue Wege, wie Jos de Blok, 
ehemaliger Pfleger und Gründer der 
Pflegegesellschaft, per Videoverbin-
dung zeigte. Neben dem autono-
men Dienst der Pflegeteams unter-
stützen Familienmitglieder, Freun-
de und Nachbarn bei der Pflege. Die 
Teams bestehen aus zwölf Pflege-
kräften. Sie übernehmen die Pflege 
in einem Wohnviertel – selbststruk-
turiert und rund um die Uhr. Ge-
senkte Pflegekosten, mehr Präventi-
on und ein aufgewerteter Pflegebe-
ruf stehen auf de Bloks Haben-Sei-

Nachbarschaftspflege für Norddeutschland?

te. 2007 startete das Modell mit zehn 
Teams. Heute sind es 15.000 Pflegen-
de, 50 Verwaltungskräfte, zehn Lehr-
kräfte und zwei Direktoren. Jährli-
cher Umsatz: 400 Millionen Euro. 
Gunnar Sander leitet Buurtzorg 
Deutschland in Münster (NRW). 
Neben allen Vorzügen des Konzepts 
erhofft er sich eine Kompetenzerwei-
terung für die Pflege und eine Pau-
schalisierung der SGB V-Leistungen. 
Mit „Mook we gern – Mit Dir!“ star-
tete der Dithmarscher Pflegedienst 
ein eigenes Modell mit autonomen 
ambulanten Pflegeteams. Denn trotz 
positiver Bilanz von Buurtzorg zeig-
ten die teilnehmenden Krankenkas-
sen und Kammern auch Bedenken: 
Wie robust ist der deutsche Nach-
barschaftsgedanke? Und sollte Pflege 
an Privatpersonen übertragen wer-
den? Für sie steht fest: Schleswig-
Holstein braucht eigene passgenaue 
Modelle. (SG)
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D
ie ersten Bilanzen zu Corona lie­
gen vor. Die des Kompetenzzen­
trums für das Meldewesen übertrag­
barer Krankheiten in Kiel vermittelt 
einen Blick auf die Zahlen zum In­
fektionsgeschehen im ersten Halb­
jahr 2020 in Schleswig-Holstein. Das 

Team um Prof. Helmut Fickenscher liefer­
te im August Zahlen und wichtige Eckda­
ten der Pandemie mit dem Schwerpunkt 
auf Schleswig-Holstein: Im ersten Halbjahr 
gab es zwischen Nord- und Ostsee 3.161 Pa­
tienten mit Virusnachweis, die Altersspan­
ne reichte vom Säugling bis zum 106-jäh­
rigen Patienten. 16 Prozent, also 507 Pati­
enten, mussten im ersten Halbjahr deshalb 
stationär aufgenommen werden. 153 Pati­
enten mit Virusnachweis starben. Bei 137 
von ihnen wurde die Ursache der Corona­
virus-Infektion zugeschrieben. 

Am stärksten betroffen waren in Schles­
wig-Holstein die südlichen Kreise Pinne­
berg, Stormarn, Herzogtum-Lauenburg 
und Segeberg. Die Autoren des Berichts 
führen dies auf den epidemisch ungünsti­
gen Zeitpunkt der Hamburger Ski-Ferien 
und den damit verbundenen Eintrag an In­
fektionsfällen zurück. 

Auch das Alter der Patienten wurde 
analysiert. Das Ergebnis ist deutlich: „Kin­
der bis 14 Jahre sind von dieser Infektions­
krankheit offenbar nur wenig betroffen. 
Die Altersgruppe ≥ 45 Jahre ist von der Co­
ronavirus-Pandemie hinsichtlich der Hos­
pitalisierung mit steigendem Alter beson­
ders stark betroffen. Hinsichtlich der To­
desfälle beginnt ein starker altersabhängi­
ger Anstieg der Letalität im 60. Lebensjahr.“ 
In konkreten Zahlen: Zwei Drittel aller Kli­
nikeinweisungen mit Corona-Nachweis in 
Schleswig-Holstein entfielen auf Menschen 
ab 65 Jahren, nur ein Prozent auf Kinder 
unter 14.

Grund genug also, auf die älteren Men­
schen besonders zu achten. Von den 
Schutzmaßnahmen aber waren Kinder 
ebenfalls betroffen. Die Studie „Home­
schooling und Gesundheit 2020“ der Pro­
nova BKK, für die 150 niedergelassene Kin­
derärzte befragt wurden, nennt psychische 
Beschwerden und Anzeichen für Entwick­
lungsprobleme als Folgen der Corona-Kri­
se bei Kindern ab sechs Jahren: Antriebs­
losigkeit, Rückzug, Reizbarkeit und Angst­
störungen. Als Ursache führen die Pädiater 
mangelnde Freizeitmöglichkeiten wie etwa 
Vereinssport, zu viel Zeit am Bildschirm 
von Handy und Computer, fehlende Tages­
struktur und Konflikte in den Familien an. 
Auch die Enge zu Hause, fehlende Rück­
zugsmöglichkeiten sowie die Übertragung 

Mit Corona leben 
und lernen 
S A R S  C O V - 2  Urlaub und Sommersaison sind vorbei – Corona 
nicht. An den Schulen müssen sich Kinder an neue Regeln 
gewöhnen. Pädiater begrüßen, dass wieder unterrichtet wird.
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von Ängsten der Eltern auf das Kind mach­
ten dem Nachwuchs zu schaffen. 

So richtig in den Blick genommen wur­
den diese Probleme aber erst mit dem Ende 
der Sommerferien. Nachdem zuvor Schu­
len und Kitas monatelang geschlossen wa­
ren, diskutierte die Öffentlichkeit im Au­
gust kontrovers über die Öffnung und die 
dafür erforderlichen Schutzmaßnahmen. 

Eine erste Bilanz von Schleswig-Hol­
steins Bildungsministerin Karin Prien 
(CDU) nach der ersten Schulwoche fiel 
positiv aus. Prien sprach von einem „rei­
bungslosen Start“, verwies aber zugleich 
auf die unverändert bestehende Eigen­
verantwortung. „Wir haben in dieser Wo­
che einige Fälle erlebt, in denen Kohor­
ten vorsorglich nach Hause geschickt wur­
den. Das zeigt aber nur, dass unsere Routi­
nen des Corona-Reaktionsplanes funktio­
nieren und sich an den Schulen bewähren“, 
sagte Prien. Tatsächlich waren innerhalb 
der ersten Schulwoche schon 14 Schu­
len im Land davon betroffen, dass einzel­
ne Schülergruppen (Kohorten) vorsorg­
lich nicht im Präsenzunterricht unter­
richtet werden. Aber: Mehr als 98 Prozent 
der Schulen im Land konnten ohne Be­
einträchtigung arbeiten und in den meis­
ten anderen Fällen sei die Kohorte schon 
nach einem Tag wieder in die Schule zu­
rückgekehrt. „Viel hängt dabei von der Zu­
sammenarbeit der Schulen mit den Ge­
sundheitsbehörden vor Ort ab. Einige Ab­
läufe müssen sich dabei auch erst noch im 
Schulalltag einspielen“, betonte die Minis­
terin, die zugleich appellierte: „Die größte 
Gefahr für den Präsenzunterricht an Schu­
len ist die Sorglosigkeit.“

Belastet wurde der Schulstart durch die 
Situation in den Schulbussen, in denen die 
Abstandsregel nicht einzuhalten war. Wie 
stark der Umgang mit Corona in den Schu­
len im vergangenen Monat die öffentli­
che Diskussion prägte, zeigen Berichte von 
Schulleitern, die sich mit Vorgaben des Bil­
dungsministeriums nicht einverstanden 
zeigten und von Lehrern, die eine Infizie­
rung in ihrem beruflichen Alltag befürch­
teten. Es folgten Rücktrittsforderungen der 
Opposition an die Bildungsministerin und 
die Regierungserklärung, in der diese am 
26. August zum Zusammenhalt aufrief. 

Erleichtert, dass der Regelbetrieb wie­
der startete, waren nicht nur Eltern und 
viele Schüler, sondern auch viele Pädia­
ter. „Die Öffnung der Schulen und Kitas ist 
nicht nur vertretbar, sondern dringend ge­
boten unter dem Aspekt der Gesundheit 
von Kindern und Jugendlichen“, sagte der Fo
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Vorsitzende des Landesverbandes der Kin­
der- und Jugendärzte in Schleswig-Hol­
stein, Dr. Ralf van Heek. Er verwies dar­
auf, dass Kinder durch den monatelangen 
Lockdown in ihrer Entwicklung teils zu­
rückgeworfen wurden in prekäre psycho­
soziale Verhältnisse. Auch würde damit 
eine Verstärkung von Adipositas und psy­
chosomatischen Störungen sowie eine Ge­
fährdung durch Gewalt in Kauf genom­
men.

Ob die Schulschließungen vor den 
Sommerferien in einem angemessenen 
Verhältnis standen zum Schutz der gefähr­
deten Personen, ist für van Heek keines­
falls gesichert. „Wie sich welche Restrikti­
onen für Kinder und Jugendliche auf die 
epidemiologischen Daten auswirken, ist ja 
wenig bekannt. Es gibt – z. B. aus Schwe­
den – Hinweise, dass den massiven Ein­
schränkungen für junge Menschen mög­
licherweise nur ein verhältnismäßig ge­
ringer Gewinn für die Älteren gegenüber­
steht“, sagte van Heek dem Schleswig-Hol­
steinischen Ärzteblatt. 

Aus pädiatrischer Sicht sei es wichtig, 
dass Schulen und Kitas auch bei einzelnen 
Infektionsfällen geöffnet blieben. „Deshalb 
ist die Kohortierung nach Gruppen, Klas­
sen, Jahrgängen und deren Separierung in 
den Pausen zu begrüßen. Die negativ getes­
teten Mitglieder der Kohorte sollten dann 
auch bald wieder in die Einrichtung dür­
fen“, so van Heek. Für ihn steht fest, dass 
das Tragen von Masken Infektionen ver­
hindert. Inwieweit dies für den Unterricht 
insbesondere im Sommer vertretbar sei, 
müsse herausgefunden werden. Van Heek 
stellte auch klar: „Besonders beachtet wer­
den muss der Schutz Gefährdeter; das sind 
sehr wenige Kinder und Jugendliche, aber 
natürlich Erziehende und Lehrende.“

Gemeinsam mit anderen pädiatri­
schen und infektiologischen Verbänden hat 
der Verband der Kinder- und Jugendärz­
te unter dem Dach der Deutschen Akade­
mie für Kinder- und Jugendmedizin detail­
lierte Vorschläge vorgelegt, um den Schul- 
und Betreuungsbetrieb aufrecht zu erhal­
ten. Diese Vorschläge hat der Verband auch 
dem Bildungsministerium übermittelt.
Van Heek würde es begrüßen, wenn 
	die Kompetenz der pädiatrischen Orga­

nisationen bei den politischen Entschei­
dungen stärker einbezogen wird;

	mehr Forschung betrieben wird. Die­
se könnte eventuell belegen, dass Kin­
der und Jugendliche wenig zum Infekti­
onsgeschehen beitragen und auch selbst 
nicht stark gefährdet sind;



S E P T E M B E R  2 0 2 010 T I T E L T H E M A

	mehr Daten über Dunkelziffern und Im­
munität vorlägen. „Erwägenswert wäre 
dafür z. B. eine Testung von Kohorten, 
vorzugsweise gepoolt, um bei Positivität 
die Kohorte zu untersuchen und zu ver­
folgen“, sagte van Heek;

	die Hypothese überprüft wird, dass die 
Infektionsschutzmaßnahmen, insbeson­
dere der Lockdown, Kinder krank oder 
kränker machen. 

Dass die Situation von Kindern und Jugend­
lichen überhaupt erst zum Ende der Ferien 
stärker in den Blickpunkt der Öffentlichkeit 
gerückt war, hält van Heek für ein Versäum­
nis. Er gibt zu bedenken, dass die jungen 
Menschen viel Freiheit für die Gesundheit 
gefährdeter Personen geopfert hätten. Und 
er gibt weiter zu bedenken: „Darüber hinaus 
sind sie gar nicht gehört worden. Die in der 
Kinderrechtskonvention der Vereinten Na­
tionen verankerten Beteiligungsrechte wur­
den nicht eingeräumt. Neben dem Kinder­
schutzbund und unseren Verbänden habe 
ich nur wenige Elternorganisationen für die 
Kinder sprechen hören.“

Noch etwas gibt der Pädiater zu beden­
ken: Neben Bildung, Erziehung und Betreu­
ung gesunder Kinder müsse auch die Ver­
sorgung chronisch kranker und behinderter 
Kinder in Erziehungs-, Bildungs- und Be­
treuungseinrichtungen gewährleistet sein 
und Fördermaßnahmen und Therapien 
wie etwa Frühförderung müssten stattfin­
den. „Vieles davon funktioniert zurzeit nicht 
richtig, ebenso wie frühe Hilfen oder schul­
ärztliche Untersuchungen. Auch hier zah­
len Kinder und ihre Familien den Preis für 
den Schutz der Älteren und werden in ihren 
Rechten verletzt“, sagte van Heek. 

Tatsächlich wurde in der Öffentlichkeit 
erstaunlich wenig über die Probleme berich­
tet, die aus dem Lockdown für die Kinder 
erwuchsen. Im Fokus standen dagegen lan­

ge Zeit die Urlauber. Breite Aufmerksamkeit 
erfuhren etwa die für Reiserückkehrer ein­
gerichteten Testzentren und die Frage, wer 
für die dort vorgenommenen Tests bezahlen 
sollte. In Schleswig-Holstein musste zeitwei­
se in zehn Zentren getestet werden, hinzu 
kamen zum Beispiel am Hamburger Flugha­
fen zwei Zentren. In Schleswig-Holstein wa­
ren es vor allem die Zentren im Kieler Hafen 
und am Grenzübergang zu Dänemark, die 
stark nachgefragt waren. 

Zugleich schaute man mit Sorge auf das 
Verhalten der zahlreichen Urlauber in den 
bekannten Küstenorten in Schleswig-Hol­
stein. Zu Recht, wie Nachfragen ergaben. 
Dr. Michael Wurz aus einer Gemeinschafts­
praxis in Scharbeutz berichtete, dass sich 
viele Urlauber am Strand nicht so verhiel­
ten, wie es die im Sommer wieder anstei­
genden Infektionszahlen eigentlich erwar­
ten ließen. Die Sorglosigkeit vieler Urlau­
ber führt der Internist und Allgemeinmedi­
ziner darauf zurück, dass viele Menschen in 
den Ferien einen Nachholbedarf nach dem 
Verzicht in der ersten Pandemie-Welle ver­
spürten. In der Scharbeutzer Gemeinschaft­
spraxis wurden in den Sommerwochen 160 
Abstriche bei Patienten mit Symptomen ge­
nommen, davon zehn bei Urlaubern. Posi­
tiv fiel kein Test aus. In der Praxis selbst be­
nahmen sich die Patienten – anders als am 
Strand – diszipliniert. „Wenn es nötig war, 
haben Patienten bereitwillig vor der Tür ge­
wartet. Abstand halten und Maske aufsetzen 
war selbstverständlich“, beschreibt Wurz das 
Verhalten der Patienten. 

Gelungen ist dies nach seiner Überzeu­
gung, weil das Praxispersonal sensibilisiert 
und auf die Situation vorbereitet war. So ge­
lang es der Praxis mit drei Ärzten, die für sie 
arbeitsreichste Zeit des Jahres ohne Ausfall 
und ohne Unterbrechung der Versorgung zu 
überstehen.

Von einem im Vergleich zu früheren 
Jahren eher geringeren Patientenandrang 
in der Praxis berichtete dagegen die Ge­
meinschaftspraxis von Dr. Ursula und Ha­
rald Jedicke in St. Peter-Ording. Auch bei 
ihnen hatten sich Verdachtsfälle gemeldet, 
positiv fiel aber kein Test aus. In der Praxis 
mitten im Zentrum des Küstenortes wur­
den die vorgeschriebenen Regeln von Pa­
tienten eingehalten. Dennoch war Coro­
na in der Praxis häufig ein Thema im Som­
mer, was auch den Arbeitsablauf aufwendi­
ger werden ließ und manchmal auch verzö­
gerte. Besonders ältere Patienten mussten 
daran erinnert werden, dass die Maske 
auch die Nase bedecken muss. Zur Situa­
tion außerhalb der Praxis in den belebten 
Hotspots berichten die Jedickes: „Die Men­
schen sind dicht an dicht und ohne Mund­
schutz auf der Straße.“ An Warnhinweisen 
und Versuchen der Kommunen kann es 
nicht gelegen haben: Es gab ein Messsystem 
zur Regulierung der Menschendichte und 
gesperrte Zonen. 

Im Büsumer Ärztezentrum stieg der 
Patientenandrang in der Urlaubszeit an 
manchen Tagen auf 270. Unter ihnen wa­
ren auch Uneinsichtige, die das Zentrum 
ohne Maske betreten wollten. Sie muss­
ten die Praxen umgehend verlassen, wenn 
sie auch die ihnen von der Praxis angebo­
tenen Masken ablehnten. Unter den Pati­
enten gab es Verdachtsfälle. Sie kamen als 
Reiserückkehrer oder weil sie die Befürch­
tung hatten, dass sie sich auf einer Famili­
enfeier angesteckt haben könnten. Nur ver­
einzelt meldeten sich Menschen, weil sie ei­
nen Hinweis über die Corona Warn-App 
erhalten hatten. Positiv hat das Ärztezent­
rum empfunden, wie die Gemeinde auf das 
erhöhte Risiko mit den Urlaubermassen re­
agiert hat.

Dirk Schnack

Dr. Ralf van Heek, Landesverband der Kinder- und Jugendärzte Schleswig-Holsteins Bildungsministerin Karin Prien (CDU)
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A
uch Regieanweisungen helfen 
manchmal wenig, wenn der Medien­
tross um einen als Krisenmanager 
auftretenden Bundesgesundheitsmi­
nister zu groß wird. Als Jens Spahn 
am 19. August die Leistungsschau 
des UKSH und eine Visite auf der In­

tensivstation bewältigt hatte, war eigentlich 
eine Diskussion mit den Beschäftigten des 
UKSH auf dem Kieler Campus geplant. Die 
aber wurden weitgehend ausgebremst, weil 
Journalisten zu viele Fragen an den Gast 
aus Berlin hatten. 

Spahn gelangen dennoch ein paar Wor­
te direkt an die Beschäftigten, an die er 
nicht nur die üblichen Dankesworte richte­
te. Er ging auch darauf ein, dass die Mitar­
beiter im Gesundheitswesen in den zurück­
liegenden Monaten noch mehr als sonst ge­
leistet haben und dafür zu Recht auch eine 

Gegenleistung über die schon mehrfach 
ausgesprochene Anerkennung hinaus er­
warten. Allerdings blieb er bei der Frage, 
in welcher finanziellen Form dies erfolgen 
könne, vage. Er sagte: „Applaus ist nicht 
nichts. Ich bitte, die Wertschätzung durch 
die Bevölkerung ernst zu nehmen. Ich weiß 
aber: Das reicht nicht.“ 

Die Mitarbeiter wiederum ließen mit 
Applaus erkennen, an welchen Stellen sie 
die Arbeit des Bundesgesundheitsminis­
ters in den wahrscheinlich anstrengends­
ten Monaten seiner Amtszeit unterstützen. 
Nämlich dann, wenn er vor der Verharm­
losung des Virus und den Folgen von zu la­
xen Regelungen im Umgang mit der Pan­
demie warnte. 

Seine Erinnerung „nicht ich bin der 
Spielverderber, das Virus ist es“ hätte es in 
Kiel nicht gebraucht. Die Klinikmitarbei­

ter applaudierten, als Spahn die Maßnah­
men zur Eindämmung der Pandemie ins 
Verhältnis setzte zu den damit verhinderten 
Risiken. Zu Masken und Abstandspflicht 
sagte Spahn: „Das nervt. Aber im Vergleich 
zu allem, was passieren könnte, ist das das 
kleinere Übel.“ Diese Erinnerung an die 
Tragweite der Bedrohung durch eine „Jahr­
hundert-Pandemie“ und Sätze wie „Es geht 
nicht um Endzeitstimmung, sondern um 
Ernsthaftigkeit“ kamen bei den Beschäftig­
ten, die bislang 128 ernsthaft erkrankte Co­
rona-Patienten behandelt und die erlebt ha­
ben, dass Menschen an dem Virus sterben 
können, gut an. Den Applaus, den die Be­
schäftigten aus Sicht Spahns für ihre Leis­
tungen in der Krise verdient haben, gaben 
sie deshalb an zwei Stellen in seinen Aus­
führungen auch zurück.

Unter den Beschäftigten musste er oh­
nehin nicht für Vorsichtsmaßnahmen wer­
ben und sich auch nicht für politische Ent­
scheidungen rechtfertigen, die vor Mona­
ten vielleicht schlüssig schienen, aber später 
wegen geänderter Erkenntnisse angepasst 
wurden. Deutlich wurde dies, als UKSH-
Chef Prof. Jens Scholz klarstellte: „Wissen­
schaft hat täglich neue Erkenntnisse, dann 
muss man daraus auch neue Schlussfolge­
rungen ziehen.“ Deshalb sei es mitunter 
unfair, Entscheidungen von gestern zu kri­
tisieren. 

Scholz selbst hatte in den Wochen zu­
vor zusammen mit anderen Hochschulver­
tretern und den Wissenschaftsministern 
der Länder gegenüber dem Bundesgesund­
heitsminister eine neue Schlussfolgerung 
gefordert, nämlich als er die Pauschalen für 
freigehaltene und nicht belegte Betten in 
der Corona-Pandemie als zu niedrig befun­
den und eine Angleichung gefordert hat­
te. Spahn sicherte in Kiel zwar keine höhe­
ren Pauschalen für die Uniklinika zu, stell­
te aber finanzielle Unterstützung für alle 
betroffenen Krankenhäuser in Aussicht: 
Wenn diese in der Gesamtschau des Jahres 
2020 wegen dieser frei gehaltenen Betten fi­
nanzielle Probleme nachweisen können, 
soll es eine Nachbesserung geben. Ein ent­
sprechender Gesetzentwurf sei für Septem­
ber angestrebt. 

Auch bei privaten Feiern konnte sich 
Spahn im August eine neue Regelung vor­
stellen. Im Einklang mit Ministerpräsi­
dent Günther sprach er sich in Kiel für eine 
bundesweite Regelung zur Begrenzung 
der Teilnehmerzahl aus, zu klären auf der 
nächsten Ministerpräsidentenkonferenz − 
die Länderchefs könnten sich hierauf aller­
dings nicht verständigen. 

Dirk Schnack

Nicht nur Applaus
U K S H  Bundesgesundheitsminister Jens Spahn (CDU) 
präsentierte sich im Kieler Universitätsklinikum als 
Krisenmanager mit einem offenen Ohr für die Mitarbeiter. 
Sein Motto: Applaus ist nicht nichts – reicht aber nicht als 
Anerkennung für die Leistungen in der Pandemie.
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i Ministerpräsident Daniel Günther und Bundesgesundheitsminister 

Jens Spahn wurden im Kieler UKSH von Vorstandschef Prof. Jens 
Scholz (von links) und dem humanoiden Roboter „Zora“ begrüßt.
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W
ie hoch ist die Dunkelziffer für 
unerkannte Covid-19-Erkran­
kungen, wie wirken sich Locke­
rungen der Schutzmaßnahmen 
auf die Infektionszahlen und die 
Durchseuchung der Bevölke­
rung aus? Fragen wie diese bewe­

gen seit Monaten die Welt. Eine Studie in 
Lübeck sucht nach Antworten. Damit trägt 
der Norden Erkenntnisse zu den deutsch­
land- und weltweiten Forschungen über 
das neuartige SARS-Virus bei. Im Som­
mer informierten sich Bundesforschungs­
ministerin Anja Karliczek und Dr. Claudia 
Schmidtke (beide CDU), Patientenbeauf­
tragte der Bundesregierung und Ärztin, die 
in Schleswig-Holstein tätig war, über den 
Verlauf des Projekts. 

Einmal im Monat kann Karin Saage zu­
mindest für kurze Zeit sicher sein, dass sie 
sich nicht mit dem Corona-Erreger ange­
steckt hat: Die Lübeckerin wird regelmä­
ßig auf Antikörper des Virus getestet. Da­
bei ist die 50-Jährige weder Profifußballe­
rin noch Angehörige einer Risikogruppe, 
sondern eine von rund 3.000 Freiwilligen, 
die an einer großangelegten Studie in Lü­
beck teilnehmen. Das Projekt, das sich ab­
gekürzt „Elisa“ nennt, ist Teil der „Covid-19 
Research Initiative Schleswig-Holstein“, an 
der die Universitäten in Lübeck und Kiel, 
das UKSH und das Land beteiligt sind. Der 
Titel der Studie enthält ein kleines Wort­
spiel: ELISA ist die Abkürzung für Enzyme 
Linked Immunosorbant Assays, also das 
immunologische Verfahren, um bestimm­
te Moleküle, hier Antikörper auf den Co­
vid-19-Virus, in Körperflüssigkeiten nach­
weisen zu können. Gleichzeitig buchstabie­
ren die Beteiligten „Elisa“ mit „Lübecker 
Längsschnittuntersuchung zu Infektionen 
mit SARS CoV-2“.

Rund 20.000 Menschen sollten sich be­
teiligen, so hieß es im ersten Aufruf des Eli­
sa-Teams im Frühjahr. „Ich habe das Ge­

„Forschung ist ein Schlüssel“
S A R S  C O V - 2  Zwischenstand bei der Lübecker Elisa-Studie: Bundesfor-
schungsministerin Anja Karliczek informiert sich in der Hansestadt.

fühl, ich kann zumindest ein bisschen et­
was tun und beitragen“, erklärt Saage, wa­
rum sie sich freiwillig als Testperson ge­
meldet hat und die Mühe auf sich nimmt, 
regelmäßig Daten in die Elisa-App einzu­
tragen und zur Blutprobe zu gehen. Der 
Lohn für den Pieks ist das beruhigende 
Wissen, frei von dem Virus zu sein.

Tatsächlich wurde während der ersten 
9.000 Messungen kein einziger Fall einer 
neuen Infektion festgestellt, berichtete Prof. 
Christine Klein. Die Direktorin des Insti­
tuts für Neurogenetik an der Uni Lübeck 
gehört mit Prof. Alexander Katalinic, Lei­
ter des Instituts für Sozialmedizin und Epi­
demiologie, und Prof. Jan Rupp vom Deut­
schen Zentrum für Infektionsforschung zu 
den Sprechern der rund 50 Wissenschaftler, 
die hinter der Studie stehen. 

Bei dem Besuchstermin der Bundes­
forschungsministerin in den Lübecker Me­
dia Docks, in denen das Testzentrum un­
tergebracht ist, konnten die Verantwortli­
chen bereits ein Zwischenergebnis präsen­
tieren: „Die Dunkelziffer ist ein fünf- bis 
zehnfaches höher als die gemeldeten Zah­
len“, so Rupp. Das bedeutet, dass auch Men­
schen, die nie den Verdacht auf eine Covid-
19-Infektion hatten, die Antikörper tragen. 
Dennoch sei der Gedanken an „Herdenim­
munität für Schleswig-Holstein illusorisch“, 
sagt Katalinic. Trotz der Dunkelziffer lie­
ge die Zahl der Betroffenen bei nur einem 
Prozent: „Die Durchseuchung ist minimal“, 
bestätigte Rupp aufgrund der ersten Mes­
sungen.

Für die Forscher ist dieser Befund keine 
Überraschung. Gerade weil die Fallzahlen 
in der Hansestadt gering waren und sind, 
wollten sie sehen, welche Veränderungen 
sich ergeben, wenn äußere Faktoren wie 
Lockerungen, Schulöffnungen oder mehr 
Reiseverkehr in den Sommermonaten hin­
zu kommen. „Bisher hat man sich mehr 
auf Städte und Regionen konzentriert, wo 

Bundesforschungsministerin Anja Karli-
czek (CDU) informierte sich im Sommer 
in den Lübecker Media Docks über das 
Projekt Elisa. 
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Elisa
	 Die „Lübecker Längsschnittuntersuchung zu Infektionen mit SARS CoV-2“ soll klä-

ren, wie hoch die COVID-19-Prävalenz und die Infektionsraten in Lübeck sind und 
wie viele neue Infektionen im Verlauf des Studienzeitraums auftreten.

	 Aufgerufen waren Personen aller Altersgruppen in und um Lübeck.
	 Die Freiwilligen luden die „Elisa“-App herunter, auf der alle paar Tage Informatio-

nen wie Temperatur eingetragen werden müssen. Der älteste Benutzer der App war 
84, die jüngste neun Jahre alt.

	 Unter den Beteiligten wurden rund 3.000 Männer und Frauen für die Tests ausge-
wählt. 

	 Auch zu den Nachfolgeterminen kamen fast alle, die an der ersten Runde teilnah-
men.

	 Start war Anfang Mai, Laufzeit der Studie ist bis zum Frühjahr 2021.

hatten. Beteiligt waren die Stadt Lübeck 
und das örtliche Gesundheitsamt, aber 
auch zahlreiche Bürger beteiligten sich mit 
Spenden, ebenso wie Firmen, darunter eine 
Bäckerei und ein Marzipanhersteller. Deren 
Produkte bekommen die Freiwilligen nach 
den Tests als süßes Präsent auf den Weg. 

Aus der Studie ergeben sich weitere For­
schungsprojekte. So sammelt die Studen­
tin Yulika Marketseva, die mit anderen Stu­
dierenden die Blutproben abnimmt, auch 
Daten für ihre Doktorarbeit. Auch Minis­
terin Karliczek spendete Blut für die Studie 

– für Marketseva „so ungefähr Probe Num­
mer 3.101“.

Esther Geisslinger

es hohe Infektionsraten gibt“, hatte Klein 
beim Start der Studie im Mai gesagt. Daten 
in einem Gebiet mit niedrigen Infektions­
raten und Messreihen während laufender 
Lockerungsmaßnahmen gebe es nicht, „in­
sofern können wir da tatsächlich ein biss­
chen Pionier sein“.

Für diese Pionierarbeit gab es Lob der 
Forschungsministerin. Die Politikerin be­
suchte an diesem Tag mehrere Projekte 
in Norddeutschland, sie hatte sich vor der 
Fahrt nach Lübeck am Hamburger Univer­
sitätsklinikum Eppendorf über Studien zu 
den Auswirkungen der Covid-19-Erkran­
kung und der Entwicklung eines Impfstof­
fes informiert. „Forschung ist im Kampf 
gegen das Coronavirus ein wesentlicher 
Schlüssel“, sagte Karliczek in der Hanse­
stadt. Deshalb sei sie den Forschenden 

„sehr dankbar für ihren Einsatz, mit dem 
sie Tag für Tag unter Hochdruck daran ar­
beiteten, dass wir das Virus besser verste­
hen lernen“.

In Lübeck fragte sie genau nach: Wie 
wurden die Probanden gewählt, wie gelingt 
es, sie bei der Stange zu halten? Denn ge­
rade das ist oft schwer bei Massentests, die 
darauf angewiesen sind, dass die Beteilig­
ten während der gesamten Studiendauer 
durchhalten. In Lübeck gebe es damit kein 
Problem. Vielleicht auch, weil „wir eine ver­
nünftige Bevölkerung haben“, sagte Katali­
nic. „Die Leute wissen: Wenn wir das Virus 
im Griff behalten, können wir ein halbwegs 
normales Leben führen.“ 

Die getesteten 3.000 Personen wurden 
zur Hälfte zufällig aus allen Anwendern 
der App ausgewählt, die anderen 1.500 gel­
ten als Angehörige einer Risikogruppe. Da­
mit sind nicht Ältere oder Kranke gemeint, 
sondern Menschen, die viel Kontakt zu an­
deren haben, wie zum Beispiel Supermarkt­
angestellte, Gesundheitspersonal oder Er­
ziehungskräfte. 

Die Lübecker Universität bemüht sich 
um einen Zuschuss des Bundesforschungs­
ministeriums für ihre Arbeit. Den An­
fang hatte das Wissenschaftsteam gemacht, 
ohne gesicherte Mittel zu haben. Klein 
dankte der Universität und den Projekt­
partnern, die den Start möglich gemacht 

Stellten die Studie vor: Prof. Jan Rupp, Dr. Christine Klein, Prof. Alexander Katalinic

Fo
to

: E
G



S E P T E M B E R  2 0 2 014 G E S U N D H E I T S P O L I T I K

K
eine Geburten, keine Notfälle: Mitte 
März, zu Beginn des Corona-beding-
ten Lockdowns, schloss das Kranken-
haus in Eckernförde mehrere Statio-
nen. Es ging darum, „unsere Standor-
te neu aufzustellen“, so die medizini-
sche Geschäftsführerin der kommu-

nalen Imland-Klinik, Dr. Anke Lasserre, 
bei einer Pressekonferenz. Um für das 

„Jahrhundertereignis“ bestmöglich aufge-
stellt zu sein, wurden Personal und Tech-
nik von Eckernförde ins größere Haus nach 
Rendsburg gezogen. Zwar wurden chirur-
gische und ambulante Notfälle weiter in 
dem an die Klinik angegliederten MVZ be-
handelt, auch unfallchirurgische Eingriffe 
fanden weiter in Eckernförde statt, aber an-
dere Bereiche wie die Geriatrie oder eben 
die Geburtshilfe nahmen niemanden mehr 
auf. 

Im Mai dann der Schock: Die SPD-
Wahlkreisabgeordnete und Landespartei-
chefin Serpil Midyatli warnte, die Klinik in 
Eckernförde sei bedroht, weil das Land we-
niger Fördermittel als benötigt zur Verfü-
gung stelle. Ministerpräsident Daniel Gün-
ther (CDU), der selbst aus Eckernförde 
stammt, widersprach: Die Vergabe der Mit-
tel werde geprüft. Tatsächlich eröffnete 
die Imland-Klinik Anfang Juli sowohl die 
Notaufnahme als auch Geburtshilfe wie-
der. Auf Nachfrage des Schleswig-Holstei-
nischen Ärzteblattes zog Lasserre Bilanz: 

„Die Zusammenführung der Notfallam-
bulanzen hat sehr gut geklappt. Beide Ab-
teilungen profitierten in der hohen Belas-
tungssituation von einer besseren Personal-
besetzung.“ Die Pandemie habe Positives 
für das Betriebsklima bewirkt, die Beschäf-
tigten hätten „kollegial zusammengear-
beitet und Verständnis füreinander entwi-
ckelt“. 

Neue Erkenntnisse 
aus der Krise?
K L I N I K P L A N U N G  Die Corona-Pandemie stellt vieles 
infrage. Bekommt auch die Debatte um die Krankenhaus-
Struktur eine neue Richtung? Nachfragen in den Kliniken 
zeigen: Sowohl die Verfechter einer Konzentration als auch 
die eines dezentralen Systems sehen sich bestätigt.

Doch mit den Lockerungen „wur-
den die Stimmen aus der Bevölkerung 
und der niedergelassenen Kollegen nach 
der Rückkehr in den Regelbetrieb an bei-
den Standorten wieder lauter“. Daher sei 
es „sinnvoll, am Standort Eckernförde 
zur Versorgung der dortigen Bevölkerung 
und der Touristen, zur Basisversorgung 
zurückzukehren“, sagt Lasserre. 

Oder wäre es sinnvoll gewesen, dauer-
haft zu einer neuen Struktur zu finden? Der 
Ersatzkassenverband vdek hält die Zahl der 
Kliniken in Schleswig-Holstein bekanntlich 
für zu hoch und bezeichnet Krankenhäuser 
als „kranke Häuser“. Auch Gesundheits-
minister Dr. rer. pol. Heiner Garg (FDP) 
spricht sich für mehr Spezialisierung und 
Konzentration aus. Wenig erstaunlich, dass 
der Maximalversorger UKSH ebenfalls für 
große Strukturen ist: „Medizinische Ver-
sorgung zu halten oder gar noch zu ver-
bessern, kann nur durch eine Konzentrati-
on von Klinikstandorten erreicht werden“, 
sagt Oliver Grieve (UKSH). „Hier wün-
schen wir uns eine Strukturreform nach dä-
nischem Vorbild, die das klinische Personal 
dorthin steuert, wo es wirklich gebraucht 
wird, um die Versorgung bei bester medizi-

Info
114 Klinikstandorte gibt es inklusive al-
ler Spezialkliniken derzeit in Schleswig-
Holstein. Experten diskutieren seit Jah-
ren, welche Zahl an Krankenhäusern an-
gemessen ist. In vielen anderen Regionen 
Deutschlands ist die Klinikdichte höher 
als in Schleswig-Holstein. 

nischer Qualität in einer für den Patienten 
zumutbaren Entfernung sicherzustellen.“

Das dänische Modell bedeutet weni-
ge, spezialisierte Häuser mit großem Ein-
zugsbereich und hohen Patientenzahlen. 
So entstanden für das ganze Land mit sei-
nen rund sechs Millionen Einwohnern 
16 Groß-Kliniken, viele der kleineren Häu-
ser verschwanden oder verloren zentrale 
Stationen. Schleswig-Holstein hat heute in-
klusive der Spezialkliniken 114 Standorte.

Doch besteht bei so einer Konzentra-
tion nicht die Gefahr, dass ein Virus oder 
ein multiresistenter Keim eine ganze Klinik 
lahmlegt und damit Behandlungen für gan-
ze Patientengruppen unmöglich macht? 

Im Gegenteil, glaubt Marius Livschütz, 
Sprecher des Kieler Gesundheitsministeri-
ums: „Die gemachten Erfahrungen bestä-
tigen, dass neben der wichtigen und not-
wendigen regionalen Grund- und Regel-
versorgung spezialisierte Zentren erfor-
derlich sind.“ Gerade bei der Versorgung 
von schwer erkrankten Patienten zeige sich, 
dass spezialisiertes und geübtes Personal 
unabdingbar sei. In Zukunft müssten Kli-
niken allerdings noch stärker auch baulich 
für die Bekämpfung von Infektionskrank-
heiten eingerichtet sein, etwa durch autarke 
Infektionsstationen, wie sie aktuell in Itze-
hoe gebaut wird. 

Am besten aber sind die Viren, die gar 
nicht in die Klinik gelangen. Dafür setzt 
das Ministerium auf „eine bessere Patien-
tensteuerung bereits im ambulanten Be-
reich − durch die Stärkung der Beziehung 
von Hausarzt und Patient“. In Schleswig-
Holstein sei das ambulante Monitoring be-
reits institutionalisiert, bei dem Gesund-
heitsämter die Daten sammeln und die 
Hausärzte zweimal täglich den Gesund-
heitszustand infizierter Patienten abfragen.
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Für die Versorgung der Menschen, die 
während der Corona-Pandemie dann doch 
in die Krankenhäuser eingewiesen wurden, 
hätten sich „de facto“ Schwerpunkt-Versor-
gungsstrukturen gebildet, sagt Livschütz. 
Er verweist auf die Westküste: So hätten das 
Klinikum Itzehoe, das Klinikum Nordfries-
land und die Westküstenkliniken eine ge-
meinsame stationäre Versorgungsstruktur 
organisiert.

Bei diesem Modell blieben alle betei-
ligten Standorte erhalten, und das sei gut 
so, sagt die SSW-Landtagsabgeordnete Jet-
te Waldinger-Thiering: Die Corona-Pan-
demie hätte vor Augen geführt, wie wich-
tig dezentrale Standorte seien, um auch bei 
Auslastungsspitzen eine flächendecken-
de medizinische Versorgung zu gewähr-
leisten, sagte die Politikerin, die den Wahl-
kreis Eckernförde vertritt. Sie setzt sich da-
her für den Erhalt des kleineren Standorts 
der Imland-Klinik ein: „Wir können froh 
sein, dass wir nicht auf jene gehört haben, 
die schon vor Jahren forderten, jedes dritte 
Krankenhaus zu schließen.“

Unter dem Strich geht es also um Or-
ganisation und Zusammenarbeit, meint 
Dr. rer. oec. Bernd Hillebrandt, Landesge-
schäftsführer der Barmer-Ersatzkasse in 
Schleswig-Holstein: „Die Corona-Pande-
mie hat deutlich gemacht, dass wir Maxi-
mal- und Grundversorgung besser orga-
nisieren müssen.“ Nicht jedes Kranken-
haus sei in der Lage, alle Erkrankungen 
qualitativ gut zu behandeln. Allerdings 
könne auch nicht überall eine Universi-
tätsklinik sein. „Wichtig ist, dass der In-
formationsaustausch zwischen den Kran-
kenhäusern gut funktioniert“, so Hilleb-
randt. „Wir haben bei Corona sehr viel ge-
lernt.“

Esther Geisslinger

D
as geplante Großkrankenhaus in Flens-
burg ist durch eine Entscheidung des 
Bundeskartellamtes wahrscheinli-
cher geworden. Anfang August gab das 

Amt bekannt, dass keine Bedenken zur ge-
meinsamen Trägerschaft eines Kranken-
hauses durch Malteser und Diako beste-
hen.

Als „einzig richtige“ bezeichnete Lan-
desgesundheitsminister Dr. Heiner Garg 
(FDP) die Entscheidung. „Es ist ein deutli-
cher Unterschied, ob Krankenhäuser zum 
Zwecke einer besseren Gesundheitsver-
sorgung der Menschen fusionieren, oder 
ob Unternehmen, beispielsweise der Au-
tomobilindustrie oder der Tech-Riesen 
wie Amazon oder Google durch Fusionen 
Wettbewerb verzerren und Monopolstel-
lungen zu erreichen drohen“, sagte Garg. 
Sein Ministerium hatte in den vergange-
nen Jahren wie berichtet intensive Gesprä-
che über die Zukunft der Klinikstandor-
te in Flensburg geführt und betrachtet die 
Zusammenführung als Ideallösung. Flens-
burgs Oberbürgermeisterin Simone Lan-
ge (SPD) sieht sich nach der Entscheidung 
dem Ziel eines Großkrankenhauses eben-
falls näher. Sie kündigte an, die Planungen 
für den Neubau auf einem neuen Grund-
stück voranzutreiben. 

Auch von Seiten der Kostenträger gibt 
es Zustimmung. „Den Besonderheiten der 
Gesundheitsversorgung − wo eine sinn-

volle Zusammenfassung von Leistungen 
und Kompetenz an einem Standort die Ver-
sorgung der Menschen verbessert − wur-
de Rechnung getragen“, sagte der Leiter der 
TK-Landesvertretung, Sören Schmidt-Bo-
denstein. Er sieht mit dem Großklinikum 
die Chance, die Versorgung in der Regi-
on unter Effizienz- und Qualitätsgesichts-
punkten „zukunftssicher“ zu machen. Er 
erwartet von den Trägern, dass sie das neue 
Haus u. a. von Beginn an für den Einsatz di-
gitaler Medizin auslegen und eine Arbeits-
teilung mit kleineren Häusern und dem 
ambulanten Bereich koordinieren. 

Erleichterung herrschte auch bei den 
beiden kirchlichen Trägern, die erstmals 
in Deutschland eine gemeinsame Träger-
schaft eingehen. Beide Träger werden mit 
jeweils 50 Prozent am neuen Klinikum be-
teiligt sein. Bislang halten beide Träger gro-
ße Krankenhäuser in unmittelbarer Nach-
barschaft im Flensburger Zentrum vor. Bei-
de Krankenhäuser könnten an ihren Stand-
orten nicht expandieren. Deshalb hatte 
die Stadt Flensburg ein neues Grundstück 
zur Verfügung gestellt. Den Anstoß, die 
beiden Häuser in einem Neubau zu verei-
nen, hatten Ärzte in Einwohnerversamm-
lungen gegeben. Das neue Großklinikum 
soll nach jetziger Planung im Jahr 2027 sei-
nen Betrieb aufnehmen und für mehr als 
100.000 Patienten im Jahr ausgelegt sein.

 Dirk Schnack

Wichtiger Schritt in Richtung Zentralklinikum 
F L E N S B U R G  2027 soll es nach jetziger Planung soweit sein: 
Dann sollen Flensburger Patienten nicht mehr in der Diako oder im 
Malteser-Krankenhaus behandelt werden, sondern in einem neuen 
Zentralklinikum, das beide Träger gemeinsam betreiben. Das Bundes-
kartellamt hat dagegen keine Einwände, wie es im August mitteilte. 

Klaus Deitmaring (Malteser Krankenhaus), Landessozialminister Dr. rer. pol. Heiner 
Garg (FDP), Pastor Wolfgang Boten (Diako), Flensburgs Oberbürgermeisterin Simone 
Lange (SPD) und Martin Wilde (Diako, von links) bei einem früheren Treffen. Jetzt hat 
das Bundeskartellamt grünes Licht für die Fusion der beiden Klinikträger gegeben.
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W
ie lässt sich das Nachwuchspro
blem an den medizinischen For-
schungsstandorten in Schleswig-
Holstein lösen? Vor circa vier Jah-
ren fanden erste Gespräche mit 
Vertretern der medizinischen Fa-
kultäten beider Universitäts-

standorte in Kiel und Lübeck statt. Vor drei 
Jahren entstand daraufhin das erste Cli-
nician Scientist-Programm in Schleswig-
Holstein. Während eines Erfahrungsaus-
tauschs in Bad Segeberg zogen die Beteilig-
ten aus Kammer, Forschung und Weiter-
bildung ein erstes Resümee. Auch Ärzte in 
Weiterbildung, die am Programm teilneh-
men, waren dabei.

Das Clinician Scientist-Programm soll 
jungen Ärzten in Weiterbildung den Zu-
gang zur Forschung erleichtern. Im Rah-
men des strukturierten Programms der 
medizinischen Fakultäten innerhalb der 
ärztlichen Weiterbildungen sollen sämtli-
che Anteile der universitätsmedizinischen 
Forschung sowie der wissenschaftlich ori-
entierten Tätigkeit sinnvoll an die klinische 
Aus- und Weiterbildung verknüpft werden.

Diese Verzahnung von Forschungsin-
halten und der ärztlichen Weiterbildungen 
soll den Universitäten die Möglichkeit ge-
ben, wissenschaftliches Personal auszubil-
den, ohne dass die jungen Ärzte Qualitäts-
einbußen in ihrer Weiterbildung fürchten 
müssten. Das Programm soll ihnen einen 
sicheren Forschungszugang gewähren, wo-
bei die Möglichkeit einer praktischen ärzt-
lichen Tätigkeit weiterhin sichergestellt 
wird.

Da es in Deutschland keine Rezertifi-
zierung von Fachärzten gibt, gilt die Devi-
se „Einmal Facharzt immer Facharzt“. Die 
Weiterbildung der Programmteilnehmer 
muss daher laut Ärztekammer den Quali-
tätsmaßstäben der standardisierten Weiter-

Planbare Forschung 
in der Weiterbildung
W E I T E R B I L D U N G  Bundesweit haben medizinische Forschungsstandorte Nachwuchs
probleme. Nicht zuletzt, weil Forschung und Weiterbildung bisher schwer in Einklang 
zu bringen waren. Seit drei Jahren soll das Clinician Scientist-Programm der Ärzte-
kammer Schleswig-Holstein und des UKSH sowie der beiden medizinischen Fakultäten 
Abhilfe schaffen. Nun trafen sich die Beteiligten zu einem Erfahrungsaustausch. 

Clinician Scientist Academy
Die Clinician Scientist Academy der 
Christian-Albrechts-Universität zu 
Kiel (CAU) wurde 2019 gegründet. 
In Zusammenarbeit mit den beiden 
Standorten des UKSH und der ÄKSH 
versucht die Stelle Forschungsnach-
wuchs zu rekrutieren. Die Forschungs-
zeiten der Clinician Scientists sind bei 
der CAU im Arbeitsvertrag festgehal-
ten. Weiterzubildende haben damit ei-
nen Anspruch auf die Forschungszei-
ten. 

bildung gleichkommen. Weiterbildungszei-
ten sowie Richtzahlen müssen erfüllt wer-
den, wobei die Länge der Weiterbildung je 
nach Disziplin um 12 oder 24 Monate ver-
längert wird. Der Forschungsanteil liegt da-
bei höher als der zeitliche Mehraufwand, da 
die Forschungszeit teilweise auf die Weiter-
bildungszeit angerechnet wird.

„Unter den Weiterzubildenden wird die 
Teilnahme an dem Programm als Privileg 
wahrgenommen“, meint Prof. Ulrich Kun-
zendorf, Nephrologe am Universitätsklini-
kum Schleswig-Holstein (UKSH) in Kiel 
und Mit-Initiator des Clinician Scientist-
Programms sowie Weiterbildungsbefugter. 

Schekeb Aludin und Sarah Schulze nehmen an dem Clinician Scientist-Programm teil 
und verbinden ihre Weiterbildung mit festen Forschungszeiten.
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Es erleichtere nicht nur den Forschungs-
zugang, das Programm biete Sicherheit in 
doppelter Hinsicht: Wer einmal in das Pro-
gramm aufgenommen ist, kann sicher sein, 
für die Dauer des Programms eine medizi-
nische Forschungsausbildung zu genießen. 
Außerdem sind die Forschungszeiten wäh-
rend der Weiterbildung festgeschrieben − 
Ärzte in Weiterbildung haben damit einen 
Anspruch auf ihre Forschungszeiten. Die 
Anerkennung der Weiterbildungszeiten ist 
somit ebenfalls gesichert.

Doch zu welchem Zeitpunkt sollte man 
sich am besten auf einen Platz bewerben? 
Unmittelbar nach Abschluss des Studiums 
oder als Quereinsteiger nach einigen Jah-
ren in der Weiterbildung? Die Vertreter der 
Fakultäten halten eine direkte Aufnahme 
von Studienabsolventen für sinnvoll. Aller-
dings sollte auch ein späterer Einstieg mög-
lich sein, wenn bereits Erfahrungen in der 
ärztlichen Tätigkeit vorliegen. „Je später 
der Einstieg in die Forschung, umso größer 
die Verdrängung der wissenschaftlichen 
Inhalte“, befürchtet man von Kammerseite. 
Eine Quereinstiegsgrenze bei 18 Monaten 
Weiterbildungsdauer hält die Ärztekammer 
für sinnvoll. Da sich die Fakultäten für ei-
nen späteren Einsteig aussprechen, sollen 
sie nun prüfen, wie eine spätere Einstiegs-
grenze bei längeren Weiterbildungszeit zu 
bewerten ist.

Die an dem Erfahrungsaustausch teil-
nehmenden Ärzte in Weiterbildung der 
beiden Universitätskliniken sprachen 
sich explizit für das Programm aus. Sche-
keb Aludin hat während seines Studiums 
seine Doktorarbeit geschrieben. Für ihn 
stand schon früh fest, dass er in der For-
schung bleiben möchte. Aludin war unge-
fähr ein Jahr klinisch tätig, bevor er in das 
Programm wechselte. „Im Programm hat 
man mehr Zeit für die Forschung“, sprach 
er sich für die festgeschrieben Forschungs-
zeiten aus.

Auch Sarah Schulze ist in dem Clinici-
an Scientist-Programm am UKSH in Kiel. 
Bevor sie in Teilzeit in einer Forschungs-
gruppe in der Neurologie arbeitete, promo-
vierte sie. Nach eineinhalb Jahren hörte sie 
von dem Programm und bewarb sich. Für 
sie bleibt - trotz des unterstützenden Pro-
gramms - ein hohes Maß an Engagement 
für die Forschung unerlässlich.

Schulze wie Aludin überzeugt vor allem 
der interdisziplinäre Austausch zwischen 
den Forschern. Dieser sei Grundlage für 
eine gute Forschung, betonten die beiden 
Ärzte beim Erfahrungsaustausch.

Stephan Göhrmann

Prof. Kunzendorf, vor etwa vier Jahren 
nahmen Sie Kontakt zur Ärztekammer 
auf und sprachen sich für eine standardi-
sierte Ausbildung von forschenden Ärz-
ten aus. Wie kam es dazu?

Prof. Ulrich Kunzendorf: Der Vor-
schlag kam aus der Praxis. Die Universitä-
ten haben nicht nur die Aufgabe, Fachärzte 
auszubilden. Wir müssen Ärzte ausbilden, 
die fähig sind, Forschungsdaten zu produ-
zieren, zu interpretieren und für den Kli-
nikalltag nutzbar zu machen. Das ist das 
eigentliche Merkmal von Universitätskli-
niken. Dazu brauchen wir Ärzte, welche 
die Forschungstätigkeit kennen. Um junge 
Leute dauerhaft für die Forschung zu be-
geistern, bedurfte es eines strukturierten 
Programms.

Welche Unterstützung erhofften Sie sich 
von der Ärztekammer?

Kunzendorf: Bei der Ärztekam-
mer stieß ich auf offene Ohren. Dort hat-
te man verstanden, dass ein klares Pro-
gramm notwendig war, um Forschung, 
Softskills und Weiterbildungsinhalte zu 
verbinden und qualifiziertes Personal für 
die Forschung und Kliniken ausbilden 
zu können. In Deutschland gibt es nach 
wie vor einen eindeutigen Mangel an Ärz-
ten, bei deren Ausbildung diese Kompo-
nenten verbunden werden - auch im Füh-

rungspersonal. Etwa in den USA und Eng-
land gibt es diese Ausbildung bereits län-
gere Zeit.

Zusammen mit den medizinischen Fakul-
täten beider Universitäten in Kiel und Lü-
beck wurde schließlich das Clinician Sci-
entist-Programm entwickelt. Was hat sich 
seitdem getan?

Kunzendorf: Vor einigen Jahren muss-
ten sich Forschungsinteressierte von der 
Klinik befreien lassen, um ins Labor zu ge-
langen. Mit dem Programm stehen sich 
Forschungsmodule und Weiterbildung 
nicht mehr im Weg. Die Weiterzubilden-
den können sich nun sicher sein, dass sie 
weitergebildet werden und forschen kön-
nen. Mittlerweile haben wir 23 Plätze zu 
vergeben und wir bekommen mehr Bewer-
bungen als wir Stellen vergeben können. 
Aus dem Pool können wir uns für die Bes-
ten entscheiden.

Was muss sich künftig noch ändern?
Kunzendorf: Ideen gibt es viele. Ich 

stelle mir eine Öffnung des Programms für 
weitere Disziplinen vor. Forschung muss 
näher an die Kliniken kommen. Dazu soll-
te auch die Politik Unterstützung anbieten. 
Gleiches gilt für die Universitäten. Wichtig 
ist, dass wir im Gespräch bleiben.

Vielen Dank für das Gespräch

Prof. Ulrich Kunzendorf ist Nephrologe und leitet die Klinik für Innere Medizin IV mit 
den Schwerpunkten Nieren- und Hochdruckkrankheiten.

"Forschung muss näher an die Kliniken kommen"
I N T E R V I E W  Prof. Ulrich Kunzendorf ist Mit-Initiator des Clinician 
Scientists Programms in Schleswig-Holstein. Er wünscht sich eine Öffnung 
des Programms für weitere Disziplinen und Unterstützung durch die Politik. 
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Schnell reagieren, 
offen für Neues
N O T A R Z T V E R M I T T L U N G  Eine Idee aus Schleswig-Holstein feiert in diesem 
Jahr ihr 20-jähriges Bestehen. Was Dr. André Kröncke als Ein-Mann-Betrieb 
startete, hat sich zu einem bundesweit agierenden Unternehmen mit Hauptsitz 
in Pogeez im Herzogtum Lauenburg entwickelt, dessen Vermittlung inzwischen 
mehrere tausend seiner Kollegen für unterschiedliche Einsatzfelder nutzen. 

A
ngefangen hat alles mit einem Pow-
erboot-Rennen auf der Ostsee vor 20 
Jahren. Der Sanitätsdienst des Arbei-
ter-Samariter-Bundes (ASB) such-
te für diese Veranstaltung neun Ärz-
te und die für jeden Tag der Veran-
staltung. André Kröncke rief damals 

Freunde und Bekannte an und organisier-
te den Notdienst kurzerhand selbst. „An-
schließend dachte ich mir, dass so eine An-
frage in Zukunft wieder gestellt werden 
könnte. Neun Ärzte habe ich ja bereits auf 
meiner Liste stehen − wieso sollte ich die 
also nicht wieder fragen?“ So entstand die 
Idee der „Notarzt-Börse“.

2002 musste Kröncke den ersten Mit-
arbeiter für die Notdienstbörse anstellen – 
eine Medizinische Fachangestellte (MFA) 
aus seiner Praxis übernahm fortan die Or-
ganisation und Vermittlung der Notdiens-
te. Rückblickend stellt dieses Jahr für Krön-
cke einen Wendepunkt dar. Eine Filmfirma 
brauchte Ärzte, die neun Wochen lang die 
im Film auftretenden Tänzer betreuen soll-
ten. Kröncke übernahm die erste 12-Stun-
den-Schicht, die zweite ein Kollege. 

Kröncke nutzte Leerlaufzeiten in sei-
nen Notdiensten, um die Börse voranzu-
treiben und im Internet bekannt zu ma-
chen. Die Links wurden auf den Seiten 
von Kollegen geteilt. Suchte man nach den 
Worten „Arzt“ und „Event“, gelangte man 
auf die Homepage der Notarztvermittlung. 
Das Ergebnis der Bemühungen laut Krön-
cke: „Wir sind gefunden worden.“

„Als das ganze etwas größer und be-
kannter wurde, kam aber auch Gegen-
wind. Anfangs war es etwas belächelt wor-
den und man hat uns abblitzen lassen“, so 
Kröncke. Es mussten Fragen geklärt wer-
den, beispielsweise ob es sich um ärztli-
ches Handeln durch Umherziehen handele, 
oder ob es Arbeitsvermittlung sei. 
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Jubiläumskongress
Am 13. November 2020 feiert die „Not-
arzt-Börse“ ihr 20-jähriges Bestehen im 
Slowdown in Lübeck-Travemünde. Die 
Veranstaltung trägt den Titel „Die Zu-
kunft im Rettungsdienst“. Geplant ist, die 
Entwicklungen im Rettungsystem dar-
zustellen und verschiedene Perspektiven 
auf die Notarztversorgung von morgen 
zu präsentieren und zu diskutieren. The-
ma wird auch die Rolle der Notfallversor-
gung für Politik und Gesellschaft sein. 

Mittlerweile sind solche Fragen längst 
geklärt, die Börse ist anerkannt und eta-
bliert. Nur noch vereinzelt trifft Kröncke 
auf Widerstand, mit dem er aber umge-
hen kann: „Wenn man von allen gemocht 
wird, hat man was falsch gemacht. Und 
wenn jemand Kritik übt, die Hand und 
Fuß hat, freue ich mich darüber. Daran 
kann man wachsen und sich weiterentwi-
ckeln“, so Kröncke. 

Bei der Unternehmensführung setzt 
er auf stetigen Wandel. Ein Mitarbeiter, 
der nach zwei Jahren Elternzeit wieder an 
seinen Arbeitsplatz zurückkehre, müs-
se sich erst einmal an die Veränderungen 
gewöhnen. Zwar ändert sich die grundle-
gende Arbeit nicht, aber es sind neue Ar-
beitsfelder − zum Beispiel die Vermitt-
lung von Schiffsärzten − über den Zeit-
raum hinzugekommen.

Um die Einsätze der Notärzte planen 
zu können, sind die Angestellten in Poge-
ez im ständigen Austausch mit den Ärz-
ten. Sandra Voß ist fast von Anfang an 
dabei und leitet die „Wachen-Abteilung“, 
in der die Einsätze für die eigenen Not-
arzt-Einsatz-Fahrzeuge koordiniert wer-
den. Die Ärzte teilen der Zentrale in Po-
geez mit, ob sie eine neue Stelle haben 
oder ob sie etwa neue Qualifikationen er-
worben haben. „Wir werden sogar ange-
rufen, wenn ein Urlaub geplant wird. So 
können wir auch Dienste für schleswig-
holsteinische Ärzte in Bayern vermitteln“, 
berichtet Voß.

Die Idee einer ernsthaften und finan-
ziell abgesicherten Vermittlung kam von 
Krönckes Vater. Ärzte, die sich über die 
Börse vermitteln lassen möchten, müssen 
sich in der Zentrale listen lassen. Sie zahlen 
einen Monatsbeitrag von vier Euro, der seit 
15 Jahren unverändert ist.

Neben der finanziellen Basis haben die 
Beiträge einen weiteren Vorteil für die Bör-
se: Einmal im Jahr wird eine Rechnung 
an die Mitglieder versendet. Dann kann 
sich das Mitglied überlegen, ob es weiter-
hin bereit ist, in der Börse gelistet zu sein 
oder nicht. „Eine Grundbereitschaft un-
serer Mitglieder muss da sein“, sagt Krön-
cke. Mit den Rechnungen wird die Grund-
bereitschaft der Mitglieder einmal jährlich 
abgefragt. 500 Ärzte verlassen jährlich die 
Börse. Dem stehen bis zu 800 Neueinstei-

ger gegenüber. „Wir wachsen stetig“, resü-
miert Kröncke.

Wo steht das Unternehmen heute? Aus 
dem anfänglichen Ein-Mann-Betrieb ist 
ein Unternehmen mit über 80 Mitarbei-
tern geworden. Der online-Vermittlung ha-
ben sich deutschlandweit inzwischen mehr 
als 5.800 aktive Mitglieder angeschlossen. 
84.000 Untersuchungen werden durch den 
Vermittlungsdienst ermöglicht. Neben der 
Vermittlung von Notarztdiensten bei Ver-
anstaltungen und Events sowie Notdienst-
wachen organisiert die Börse auch die ärzt-
liche Betreuung von geflüchteten Men-
schen in den Erstaufnahmeeinrichtungen 
in Schleswig-Holstein sowie die Testung 
der Mitarbeiter eines Fleischgroßbetriebs 
in Nordrhein-Westfalen und Niedersach-
sen. Innerhalb von einer Stunde können 
dabei rund 600 Tests bei potenziell Infizier-
ten vorgenommen werden. 

Im Ausland wurden u. a. bei dem Tsu-
nami in Sri Lanka, dem Hurrikan Katrina 
in New Orleans und dem Erdbeben in Haiti 
Rettungsorganisationen von Notärzten der 
Börse aus Schleswig-Holstein unterstützt. 
Derzeit wird daran gearbeitet, Telenotärz-
te einzusetzen. Auf die Frage, wie man so 
vielfältige und wechselnde Herausforde-
rungen meistert, antwortet Kröncke: „Wir 
kommen aus dem Rettungsdienst, wir sind 
schnelle Reaktionen gewöhnt.Wir müssen 
offen bleiben für Neues und uns dabei im-
mer selbstkritisch betrachten.“

Stephan Göhrmann

Dr. André Kröncke hat vor 20 Jahren die 
„Notarzt-Börse“ gegründet. 

Sandra Voß ist Standortbeauftragte und 
Leiterin der „Wachen-Abteilung“. Die 
Mitarbeiter stehen im direkten Kontakt 
mit den rund 5.800 Ärzten, die sich 
deutschlandweit für eine Vermittlung der 
Notdienste bei der Börse eingeschrieben 
haben. 
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V
or fünf Jahren war das Ärztezen
trum Büsum ein Projekt, von dem 
niemand wusste, ob es funktioniert: 
Eine Gemeinde stieg erstmals in 
Deutschland in die ambulante Ver-
sorgung ein und gründete eine kom-
munale Eigeneinrichtung. Das be-

deutet wirtschaftliches Risiko für die Kom-
mune, um über angestellte Ärzte die ambu-
lante Versorgung zu sichern. Inzwischen ist 
nicht nur die gesichert, das Zentrum zieht 
auch immer mehr nicht-ärztliche Gesund-
heitsberufe an.

„Das Ärztezentrum hat eine Sogwir-
kung für das Personal und für andere Ge-
sundheitsanbieter entfaltet“, sagt Thomas 
Rampoldt. Der Geschäftsführer der Ärzte-
genossenschaft Nord managt auch das Ärz-
tezentrum der Gemeinde Büsum. Als Ram-
poldt damit im Jahr 2015 begann, gab es in 
dem Seebad ein Ärztehaus mit vier Einzel-
praxen in der Westerstraße. Die niederge-
lassenen Ärzte wollten ihre Praxen abge-
ben, fanden aber keine Nachfolger. Heute 

Erfolg noch ohne 
Selbstständigkeit
B Ü S U M  Das Ärztezentrum der Gemeinde wird schon wieder 
erweitert. Der dritte Anbau innerhalb von vier Jahren wird 
für zusätzliche Gesundheitsangebote benötigt.

ist vom damaligen Haus nur noch der Ein-
gangsbereich übrig. Von den Ärzten ist nur 
noch Dr. Volker Staats, der 2015 jüngster 
Praxisinhaber war, dabei. Heute ist Staats 
nicht mehr selbstständig, sondern ange-
stellter ärztlicher Leiter in einem Team mit 
fünf weiteren Kollegen. Mit 63 Jahren ist 
Staats inzwischen der älteste Arzt. 

Andere Gesundheitsberufe haben sich 
ebenfalls für den Standort entschieden. 
Unter dem Dach des Zentrums finden sich 
Apotheke, Physiotherapie, Heilpraktiker, 
der Kurmittelbereich, ein Schulungszent-
rum. Eine ärztliche Psychotherapeutin, ein 
Zahnarzt und ein Sanitätshaus kommen 

Info
Das Ärztezentrum Büsum ist eine kom-
munale Eigeneinrichtung, die von der 
Gemeinde Büsum betrieben wird. Sie 
trägt auch das wirtschaftliche Risiko. 

Thomas Rampoldt (links), Geschäftsführer der Ärztezentrums in Büsum, und der 
Ärztliche Leiter, Dr. Volker Staats. 

noch hinzu. Das von Rampoldt zu Beginn 
einkalkulierte Minus aus dem Geschäftsbe-
trieb ist dank der Mieteinnahmen von Jahr 
zu Jahr geringer geworden. Im letzten bis-
lang veröffentlichten Wirtschaftsjahr 2018 
waren dies noch 30.000 Euro. Das sind 
überschaubare Kosten, auch weil im Ge-
genzug ein Millionenbetrag für den Kur-
mittelbereich nicht mehr anfällt. Insgesamt 
arbeiten rund 50 Menschen bei den ver-
schiedenen Gesundheitsanbietern im Ärz-
tezentrum, das nach Eröffnung des nächs-
ten Bauabschnitts 4.700 Quadratmeter um-
fassen wird.

Die Gemeinde hatte als Vorreiter für 
kommunale Eigeneinrichtungen das Glück, 
dass sie aus verschiedenen Fördertöpfen, 
u. a. von der KV Schleswig-Holstein, un-
terstützt wurde. Die KV setzt wie berich-
tet heute auf lokale Zentren, die von selbst-
ständigen Ärzten geführt werden.

 Führen also Zentren wie Büsum zum 
Ende der Selbstständigkeit? Staats, der 
selbst 22 Jahre niedergelassen war, hat 
trotz des Büsumer Erfolges die Vorteile der 
Selbstständigkeit nicht vergessen. „Man ist 
sein eigener Herr und es ist finanziell at-
traktiver“, sagt er. Über das Thema Selbst-
ständigkeit werde im Team gesprochen und 
für ihn steht fest: „Die Selbstständigkeit ei-
nes Arztes aus Büsum wäre nicht das Ende 
unseres Gemeinschaftsprojektes.“ 

Rampoldt verweist in diesem Zusam-
menhang darauf, dass jeder im Zentrum 
angestellte Arzt in die Niederlassung gehen 
und dennoch seine Praxis im Haus behal-
ten kann. Dies war bei der Gründung Vor-
aussetzung für die Förderung durch die KV 
und auch ein Wunsch der Ärztegenossen-
schaft, deren Mitglieder überwiegend nie-
dergelassen sind. Rampoldt hat die Hoff-
nung nicht aufgegeben, auch dieses Ziel 
mit dem Ärztezentrum erreichen zu kön-
nen: „Ich kann mir gut vorstellen, dass ei-
ner unserer jungen Ärzte irgendwann die-
sen Schritt gehen wird.“

Dirk Schnack
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Info
Die norddeutsche Schlichtungsstelle ist 
zuständig für Berlin, Bremen, Branden-
burg, Hamburg, Mecklenburg-Vorpom-
mern, Niedersachsen, Saarland, Sach-
sen-Anhalt, Schleswig-Holstein und Thü-
ringen. Seit Gründung 1976 haben mehr 
als 100.000 Patienten ihre Dienste  
in Anspruch genommen. 
Die Schlichtungsstelle bietet Patienten, 
Ärzten und Haftpflichtversicherern eine 
Plattform für die außergerichtliche Klä-
rung von Arzthaftungsstreitigkeiten. Ziel 
ist, allen Beteiligten eine objektive, kom-
petente Streitbeilegung zu ermöglichen.

Ein Kind ist kein „Schadensposten“ – 
trotzdem Anspruch auf Schadenersatz?
S E R I E   Von Fall zu Fall: Aus der Praxis der Schlichtungsstelle für 
Arzthaftpflichtfragen der norddeutschen Ärztekammern.

B
ei einer 41-jährigen Patientin war als 
eine Besonderheit bei einer früheren 
Geburt ein Uterus duplex und ein 
Scheidenseptum festgestellt worden. 
Die betreuende Gynäkologin wurde 
darüber durch den Arztbrief der Kli-
nik informiert. Es bestanden außer-

dem noch Fehlbildungen der ableitenden 
Harnwege.

Nach ihrem zweiten Kind entschied 
sich die Patientin aufgrund der finanziel-
len Situation für eine Empfängnisverhü-
tung mit der Hormonspirale Mirena. Es er-
folgte zur Vorbereitung eine Sonografie, bei 
der die Gynäkologin keine Auffälligkeiten, 
insbesondere keinen Uterus duplex, fest-
stellte. Die Einlage wurde komplikationslos 
vorgenommen. Die Patientin wurde erneut 
schwanger. Im Entlassungsbrief zur dritten 
Geburt ist notiert: „Uterus duplex mit Mi-
rena im nicht-graviden Horn.“

Die Patientin wechselte die Gynäkolo-
gin. In der Kartei ist dort vermerkt: „Part-
ner ist sterilisiert“. Auf einem Ultraschall-
bild ist eindeutig ein Uterus duplex zu er-
kennen.

Die Hormonspirale sei für die Emp-
fängnisverhütung gänzlich ungeeignet ge-
wesen. Die Gynäkologin habe dies gewusst.

Stellungnahme der in Anspruch 
genommenen Ärztin 
Die Gynäkologin trägt vor, dass in dem 
Arztbrief zur ersten Geburt nur die Rede 
davon gewesen sei, dass eine Verletzung der 
Scheide unter dem Verdacht eines Schei-
denseptums und eines Uterus duplex auf-
getreten sei. Dies habe sich bei den Nach-
untersuchungen nicht bestätigt, zu keinem 
Zeitpunkt sei eine zweite Zervix festgestellt 
worden.

Gutachten
Der Entlassungsbericht zur ersten Geburt 
beschreibe explizit eine doppelte Anla-
ge der Gebärmutter und der Scheide. Dies 
werde auch im Operationsbericht detail-
liert beschrieben, die Diagnose müsse als 
gesichert gelten.

Alle vorliegenden Ultraschallbilder der 
Gynäkologin zeigten eine Darstellung des 
Uterus im Längsschnitt. Eine Aufnahme im 
Frontalschnitt liege bei den 28 Vaginalso-
nografien nicht vor. Eine Untersuchung der 
Gebärmutter in zwei Ebenen sei eindeutig 
Standard, um Auffälligkeiten wie die hier 
Vorliegende zu entdecken. Wenn dieser 
Standard eingehalten worden wäre, wäre 
bei der Vielzahl von Vaginalsonografien im 
Laufe der Zeit die Doppelbildung aufgefal-
len. Auf dem Bild der weiter behandelnden 
Gynäkologin im Frontalschnitt sei der Ute-
rus duplex eindeutig zu erkennen.

In einem solchen Fall dürfe keine intra-
uterine Verhütung angewendet werden. Bei 
angeborenen Nierenfehlbildungen komme 
es häufig zu parallelen Fehlbildungen des 
inneren Genitale. Daher hätte bei den gy-
näkologischen Untersuchungen darauf be-
sonderes Augenmerk gelegt werden  müs-
sen.

In Kenntnis der Diagnose „Uterus du-
plex“ hätte kein Intrauterinpessar einge-
setzt werden dürfen. Zweifel an der Rich-
tigkeit der Diagnose eines Uterus duplex 
hätten spätestens vor Einsetzen des IUP 
ausgeräumt werden müssen.

Bewertung durch die Schlichtungsstelle
Die Schlichtungsstelle schloss sich dem 
Gutachten an. Bei korrektem Vorgehen − 
alternative Kontrazeption anstelle des IUP 

− wäre es mit hinreichender Wahrschein-
lichkeit nicht zu einer weiteren Schwanger-
schaft gekommen. Allein fehlerbedingt ist 
nochmals eine Schwangerschaft eingetre-
ten.

Nach ständiger höchstrichterlicher 
Rechtsprechung sind die mit der Geburt ei-
nes nicht gewollten Kindes für die Eltern 
verbundenen wirtschaftlichen Belastungen, 
insbesondere die Aufwendungen für des-
sen Unterhalt, nur dann als ersatzpflichtiger 
Schaden auszugleichen, wenn der Schutz 
vor solchen Belastungen Gegenstand des 
jeweiligen Behandlungsvertrages war. Dies 
war hier der Fall.

Fazit 
Das Bundesverfassungsgericht hatte in ei-
nem Urteil (BVerfG, Urteil v. 28. Mai 1993, 
Az.: 2 BVF 2/90) festgestellt, dass die Würde 
des Menschen (Art. 1 GG) es verbietet, das 
Kind als Schadensposten einzuordnen. Der 
Bundesgerichtshof hat dies dann insofern 
eingeschränkt, dass Unterhaltskosten ei-
nes nicht geplanten Kindes einen ersatzfä-
higen Schaden darstellen, da lediglich nach 
§ 249 BGB zwei Vermögenslagen miteinan-
der verglichen werden (BGH, Urteil vom 
28. März 1995, Az. VI ZR 356/93). Das Bun-
desverfassungsgericht hat dem zugestimmt 
(BVerfG, NJW 1998, 519). Voraussetzung 
ist aber, dass der Behandlungsvertrag zum 
Zweck der Schwangerschaftsverhütung ge-
schlossen wurde. Als die Gynäkologin die 
Spirale als Verhütungsmethode anbot und 
die Patientin dieses Angebot annahm, kam 
ein solcher Vertrag zustande.

Prof. Wolfgang Heidenreich
Christine Wohlers

Prof. Walter Schaffartzik 
Schlichtungsstelle für Arzthaft-

pflichtfragen der norddeutschen 
Ärztekammern

in Hannover
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GEBURT S TAGE
Veröffentlicht sind nur die Namen der Jubilare, 
die mit der Publikation einverstanden sind.
Dr. Günther Heinemeier, Glinde, 
feierte am 07.09. seinen 80. Geburtstag.
Dr. Anke Büscher, Halstenbek, 
feiert am 01.10. ihren 80. Geburtstag.
Dr. Juliane Maria Huß, Kiel, 
feiert am 01.10. ihren 75. Geburtstag.
Dr. Hans-Jürgen Meyer-Henning, Oldendorf, 
feiert am 02.10. seinen 80. Geburtstag.
Dr. Bernhard Gottwald, Garding, Kirchspiel, 
feiert am 05.10. seinen 70. Geburtstag.
Dr. Carlfriedrich Napp, Eutin, 
feiert am 05.10. seinen 70. Geburtstag.
Dr. Reinhard Schmidt-Runke, Husum, 
feiert am 06.10. seinen 80. Geburtstag.
Dr. Dr. rer. nat. Karl Otto Möller, Lübeck, 
feiert am 09.10. seinen 75. Geburtstag.
Dr. Dieter Luschinski, Hardebek, 
feiert am 12.10. seinen 80. Geburtstag.
Dr. Hans-Joachim Bernotat, Schleswig,  
feiert am 12.10. seinen 75. Geburtstag.
Dr. Karsten von Menges, Holzdorf, 
feiert am 13.10. seinen 80. Geburtstag.
Dr. Abdullah Mury, Heide, 
feiert am 13.10. seinen 80. Geburtstag.
Dr. Jann-Michael Linnekuhl, Breklum, 
feiert am 15.10. seinen 75. Geburtstag.
Dr. Christian Kroemer, Pinneberg, 
feiert am 16.10. seinen 80. Geburtstag.
Dr. Carsten-Hinrich Hokamp, Tönning, 
feiert am 16.10. seinen 75. Geburtstag.
Dr. Eberhard Gerber, Fehmarn, OT Burg, 
feiert am 17.10. seinen 85. Geburtstag.
Heinz Kliem, Timmendorfer Strand, 
feiert am 19.10. seinen 80. Geburtstag.
Dr. Rainer Kretzinger, Eckernförde, 
feiert am 20.10. seinen 70. Geburtstag.
Dr. Rainer Schult, Flensburg, 
feiert am 21.10. seinen 80. Geburtstag.
Prof. Eberhard Deltz, Kiel, 
feiert am 22.10. seinen 75. Geburtstag.
Dr. Klaus Rutkowski, Pinneberg, 
feiert am 25.10. seinen 85. Geburtstag.
Priv.-Doz. Dr. Ralf Ackermann, Flensburg, 
feiert am 25.10.seinen 80. Geburtstag.
Dr. Klaus Fleischhack, Neversdorf, 
feiert am 26.10. seinen 75. Geburtstag.
Dr. Michael Wiemer, Rendsburg, 
feiert am 28.10. seinen 80. Geburtstag.
Dr. Wolfram Friedrich, Dannewerk, 
feiert am 28.10. seinen 75. Geburtstag.
Fritz Neumann, Heide, 
feiert am 29.10. seinen 95. Geburtstag.
Dr. Volker Manger, Halstenbek, 
feiert am 29.10. seinen 80. Geburtstag.
Prof. Heinrich Bartels, Lübeck, 
feiert am 30.10. seinen 85. Geburtstag.

D
er bisherige Stellvertreter Prof. 
Andreas Paech ist neuer Direktor 
der Klinik für Orthopädie und 
Unfallchirurgie am Campus Lü-

beck. Er folgt auf Prof. Christian Jür-
gens. 2002 wechselte Paech als Ober-
arzt an den Campus Lübeck, 2006 
wurde er Leitender Oberarzt. Im sel-
ben Jahr wurde die Unfallchirur-
gie aus der Klinik für Chirurgie her-

ausgelöst und als eigenständige Sek-
tion installiert. Paech übernahm als 
Chefarzt die Leitung dieser Sektion. 
Seit 2013 ist er zudem Ärztlicher Di-
rektor des Campuszentrums Lübeck. 
In seiner neuen Position strebt Paech 
den Ausbau der orthopädisch-un-
fallchirurgischen Maximalversor-
gung sowie die weitere Anbindung 
von Robotik und KI an. (PM/RED)

Paech folgt auf Juergens 

P
rof. Malte Spielmann übernimmt 
die Leitung der Institut für Hu-
mangenetik am Campus Kiel und 
am Campus Lübeck. Die beiden 

Institute werden in Kürze als cam-
pusübergreifendes Institut für Hu-
mangenetik etabliert. Durch die 
Kombination von klinischer, mole-
kulargenetischer und wissenschaft-
licher Expertise aus beiden Stand-
orten und durch die wirtschaftliche 
Bündelung von Ressourcen will das 
UKSH ein „über die Bundesgrenzen 
hinaus sichtbares und konkurrenz-
fähiges Zentrum für Humangenetik 
am UKSH entstehen“ lassen.

Der 39-jährige Spielmann war zuvor 
Gruppenleiter am Max-Planck-Ins-
titut für molekulare Genetik in Ber-
lin. Er arbeitete im Institut für Medi-
zinische Genetik und Humangene-
tik der Charité, wo er sich 2016 auch 
habilitierte. Mit Stipendium der 
Deutschen Forschungsgemeinschaft 
forschte und lehrte er anschlie-
ßend in Seattle (USA). Seit Oktober 
2019 ist er im DFG-Heisenberg-Pro-
gramm. Der Schwerpunkt seiner Ar-
beit liegt auf nicht-kodierenden Va-
rianten als Ursache von angebore-
nen Fehlbildungen und Erkrankun-
gen. (pm/rED)

Spielmann leitet Institut für Humangenetik

D
r. Dr. med. dent. Marcus Teschke 
leitet den neuen Fachbereich der 
Mund-Kiefer- und Gesichtschi-
rurgie in der Klinik Manhagen. 

Der Bereich ergänzt das Spektrum 
der Klinik, die auf Orthopädie, Un-
fallchirurgie, Augenheilkunde und 
Kinderwunsch spezialisiert ist. Als 
Schwerpunkte Teschkes gab die Kli-
nik die moderne Kiefergelenkchir-
urgie mit besonderer Expertise im 

operativen Einsatz künstlicher Kie-
fergelenke sowie Kiefer- und Fehl-
bisskorrekturen an. Teschke war laut 
Klinik „persönlich maßgeblich dar-
an beteiligt, die moderne Kieferge-
lenk-Endoprothetik in Deutschland 
zu etablieren“. Vor Manhagen war 
er in Bonn tätig, seine Facharztaus-
bildung erhielt er an der Klinik für 
Mund-, Kiefer- und Gesichtschirur-
gie des UKSH in Kiel. (PM/RED)

Teschke leitet neuen Fachbereich in Manhagen 

Dr. Dr. med. dent. Marcus Teschke (links) mit Manhagens Geschäfts-
führer Axel Post
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Zwei neue Chefärzte bei den 
Regio Kliniken in Elmshorn

Z
wei neue Chefärzte haben bei den 
Regio Kliniken in Elmshorn ihre 
Dienste angetreten. Hamidreza  
Mahoozi wurde Chefarzt der 

neu etablierten Klinik für Thorax-
chirurgie in Elmshorn. Von ihm er-
wartet die Klinikleitung zugleich, 
dass er die Entwicklung des überre-
gionalen Lungenzentrums Schles-
wig-Holstein/Hamburg, unter des-
sen Dach am Elmshorner Klinikum 
Pneumologie und Thoraxchirurgie 
eng kooperieren, weiter voranbringt. 
In dieser Funktion folgt er auf den 
Chefarzt der Pneumologie, Dr. Ge-
rasimos Varelis, der nach Angaben 
des Unternehmens aus persönlichen 
Gründen ausgeschieden ist. Mahoo-

zi war zuvor Leiter der zum Pinne-
berger Standort zählenden Thorax-
chirurgie. 
Dr. Rahul Sarkar übernahm als neu-
er Chefarzt der Klinik für Psychia-
trie, Psychotherapie und Psychoso-
matik den Staffelstab von Prof. Hu-
bert Kuhs, der nach 25-jähriger Tä-
tigkeit an den Regio Kliniken in den 
Ruhestand gegangen ist. 
Sarkar stammt aus Hamburg, ist an 
der Charité zum Facharzt ausgebil-
det worden und war zuletzt am Hei-
dekreis-Klinikum Walsrode und 
Soltau tätig. Zu seinen Schwerpunk-
ten zählt die Behandlung von Men-
schen mit Borderline- und Trauma-
folgestörungen. (PM/RED)

Hamidreza Mahoozi

A
b Oktober übernehmen bei den 
Ameos Kliniken im Norden eine 
Reihe von Chefärzten neue Auf-
gaben. Die Klinikgruppe be-

gründete den internen Ringtausch 
mit einer strategischen Neuausrich-
tung. Im Einzelnen bedeutet das: 
Prof. Jörn Conell wird als Ärztlicher 
Leiter die Ameos Klinika in Lübeck 
übernehmen und in dieser Funkti-
on künftig für die Klinik für Psychi-
atrie und Psychotherapie, die Fach-
klinik für Abhängigkeitserkrankun-
gen, das Ameos Reha Klinikum Lü-
beck und das Ameos Adaptionshaus 

zuständig sein. Bislang war Conell 
auch für die Klinika in Neustadt und 
Eutin zuständig, die von Dr. Dani-
el Meinecke übernommen werden. 
Meinecke war bislang Chefarzt der 
Ameos Klinika in Kiel und Preetz. 
Dort übernimmt Dr. Verena Hilmer-
Krywka, bisher Chefärztin der Re-
habilitationsklinik für pflegende An-
gehörige und der Rehabilitationskli-
nik für Psychosomatik in Ratzeburg. 
Alle drei sind Fachärzte für Psych-
iatrie und Psychotherapie, Hilmer-
Krywka ist zudem auch Fachärztin 
für Neurologie. (PM/RED)

Stühlerücken bei Ameos 

K URZ NOT IERT
Neuer Präsident der Psychotherapeuten 
Heiko Borchers ist neuer Präsident der Psychotherapeu-
tenkammer in Schleswig-Holstein. Der in Kiel niederge-
lassene Borchers ist Nachfolger von Oswald Rogner, der 
nicht mehr kandidiert hatte. Borchers gehört der Kam-
mer seit Gründung im Jahr 2003 an und war bereits in 
zwei Wahlperioden im Vorstand. Als zugelassener Ver-
tragspsychotherapeut ist er auch in vielen Gremien der 
Kassenärztlichen Vereinigung Schleswig-Holstein ak-
tiv, u.a. als Abgeordneter und in Zulassungsgremien. Der 
61jährige ist Präsident in einem fünfköpfigen Vorstand, 
der erstmals fraktionsübergreifend gebildet wurde und 
in dem sich laut Kammer alle Tätigkeitsfelder von Psy-
chotherapeuten widerspiegeln. Als Ziele für die neu-
en Wahlperiode nannte die Kammer die Umsetzung der 
neuen Aus- und Weiterbildung sowie Engagement für 
Themen der psychischen Gesundheit. (PM/RED)

Dr. Rahul Sarkar

Dr. Anke Kessel, Lübeck, 
geboren am 27.06.1939, verstarb am 03.03.2020.

Dr. Peter Borck, Hohenhorn, 
geboren am 02.07.1935, verstarb am 02.04.2020.

Dr. Karl-Heinz Bauer, Elmshorn, 
geboren am 24.01.1939, verstarb am 10.05.2020.

Dr. Ilse Kollmann, Kirchbarkau, 
geboren am 19.05.1933, verstarb am 12.05.2020. 
Dr. Annette Beckmann-Reinholdt, Scharbeutz,  
geboren am 14.05.1947, verstarb am 26.05.2020. 

Henryk Gryzik, Bönningstedt,  
geboren am 30.05.1929, verstarb am 10.06.2020. 

Dipl.-Med. Claudia Schöpfel, Meldorf,  
geboren am 09.04.1958, verstarb am 15.06.2020. 

Dr. Heinrich Heldt, Lübeck, 
geboren am 31.07.1940, verstarb am 20.06.2020. 

Dr. Gerd Brockmann, Kiel, 
geboren am 14.07.1961, verstarb am 24.06.2020. 

Olaf Droste, Gremersdorf,  
geboren am 02.06.1975, verstarb am 03.07.2020. 

Udo Zimmermann, Bad Malente-Gremsmühlen, 
geboren am 24.08.1956, verstarb am 05.07.2020. 

Klaus Henken, Kuddewörde,  
geboren am 14.10.1951, verstarb am 12.07.2020. 

Dr. Gerta Karin Heinelt, Heikendorf, 
geboren am 19.06.1936, verstarb am 27.07.2020. 

Prof. Dieter Sellin, Lübeck, 
geboren am 05.02.1938, verstarb am 31.07.2020. 

Dr. Brigitte Tabbert, Lübeck, 
geboren am 28.03.1921, verstarb am 02.08.2020. 

Eckhardt Kibbel, Bosau,  
geboren am 02.09.1950, verstarb am 03.08.2020.

Dr. Friedrich Flemming, Bad Segeberg, 
geboren am 18.10.1929, verstarb am 07.08.2020.



24 P E R S O N A L I E N S E P T E M B E R  2 0 2 0

I
n den vergangenen Jahren trafen sich 
40.000 Krebs-Spezialisten aus aller Welt 
in Chicago zum Amerikanischen Krebs-
kongress. Corona-bedingt hat dieser 
Mammut-Kongress erstmalig virtuell 
stattgefunden. Dieses neuartige Format 
hat es für die Daheimgebliebenen nicht 

unbedingt erleichtert, aus der Flut an Infor-
mationen die neuesten Entwicklungen her-
auszufiltern. Tatsächlich gab es bei den gy-
näkologischen Krebserkrankungen und 
des Brustkrebses Highlights mit unmittel-
barer praktischer Relevanz, die im Folgen-
den kurz zusammengefasst werden sollen. 

Mammakarzinom
Beim „frühen“ Mammakarzinom wird in 
den letzten Jahren mit Hilfe von Genex-
pressionsanalysen zunehmend versucht, 
auf die Chemotherapie zu verzichten. Ein 
Update der MINDACT-Studie nach 8,7 
Jahren bestätigt die Bedeutung dieser Tests 
als zusätzliches Kriterium neben den her-
kömmlichen tumorbiologischen Markern. 
So kann der Benefit einer Chemotherapie 
im individuellen Fall für Frauen vor und 
nach den Wechseljahren besser in Relation 
zu den Nebenwirkungen abgewogen wer-
den. 

Beim HER2-positiven Mammakarzi-
nom wurde auf dem ASCO im Rahmen der 
KAITLINE-Studie die Bedeutung der Che-
motherapie mit Doppelblockade (Trastu-
zumab und Pertuzumab) in der neoadju-
vanten Therapie als Standard bestätigt. 

Im vergangenen Jahr konnte im Rah-
men der KATHERINE-Studie bei HER2-
neu-positivem Brustkrebs ein deutlicher 
Vorteil für TDM1 bei fehlendem Anspre-
chen auf eine neoadjuvante Chemothera-
pie gezeigt werden. Aktuelle Daten bestä-
tigen jetzt den TDM1-Benefit unabhängig 
von einer Reihe untersuchter Biomarker, 
insbesondere des PIK3. Weitere interessan-
te Daten zum metronomischen Einsatz von 
Capecitabine wurden von einer chinesi-
schen Arbeitsgruppe vorgestellt. Hier zeigt 
sich beim trippel-negativen Mammakarzi-
nom eine Erhaltungstherapie mit Capeci-
tabine nach ursprünglich Nichtansprechen 
auf eine neoadjuvante Therapie von Vorteil. 
In der Vergangenheit wurde immer wie-
der die Bedeutung von Trastuzumab beim 
ductalen Carcinoma in situ (DCIS) disku-
tiert. Eine aktuelle Studie der NSABP B-43 
konnte jedoch eindeutig belegen, dass die 
zusätzliche HER2-gerichtete Therapie beim 
DCIS keine signifikante Verbesserung er-
gibt.

Besonders zu erwähnen ist der endokri-
ne Therapie-Ansatz zur neoadjuvanten,  

K URZ NOT IERT
Kieler wird Präsident 
des Weltkongresses 
Prof. Ulrich Mrowietz, Gründer und 
langjähriger Leiter des Psoriasis-Zent-
rums der Klinik für Dermatologie, Ve-
nerologie und Allergologie des UKSH in 
Kiel, ist zum Präsidenten des 6. Weltkon-
gresses für Psoriasis und Psoriasis-Arth-
ritis ernannt worden. Der Kongress fin-
det im Juli 2021 in Stockholm statt. Bei 
dem alle drei Jahre ausgerichteten Kon-
gress kommen mehr als 1.000 internati-
onale Experten zusammen. In Deutsch-
land sind laut UKSH rund zwei Prozent 
der Bevölkerung von Schuppenflech-
te betroffen. Das Kieler Zentrum zählt 
nach eigenen Angaben zu den größten in 
Deutschland. (pm/rED)

Bachmann neue Pflegedirektorin bei Imland 
Jill Bachmann hat in der Imland Klinik den Posten der Pflegedirektorin übernommen. 
Sie löste Andreas Brates ab, der 32 Jahre für das Unternehmen tätig und in dieser Zeit 
u. a. maßgeblich an der Etablierung der Psychiatrie beteiligt war. Stellvertreterin von 
Bachmann wurde Rona Gördel. Bachmann und Gördel sind bereits seit Jahren bei Im-
land und gestalten nach Unternehmensangaben den laufenden Restrukturierungspro-
zess an den Standorten in Rendsburg und Eckernförde. (pm/rED)

Outzen neuer Vorstandschef der Diako 
Pastor Dirk Outzen ist neuer Vorstandsvorsitzender der Diako in Flensburg. Outzen ist 
Nachfolger von Pastor Wolfgang Boten. Er leitet die Diako künftig gemeinsam mit dem 
kaufmännischen Vorstand Martin Wilde. Der gebürtige Kieler Outzen war 19 Jahre 
lang in einer Gemeinde in Hamburg tätig und zählt die Mitarbeit in der Notfallseelsor-
ge zu seinen bisherigen beruflichen Schwerpunkten. Bei der Diako ist er als Vorstands-
vorsitzender für 3.600 Mitarbeiter verantwortlich. (pm/rED)

Unger leitet Klinikum Nordfriesland entfristet 
Stephan W. Unger, zuvor kaufmännischer Direktor und seit Februar kommissarisch 
mit der Leitung des Klinikums Nordfriesland betraut, bleibt dauerhaft Geschäftsführer 
des Klinikums. Der Aufsichtsrat entschied sich u. a. wegen Ungers souveränem Han-
deln in der Krisenzeit für ein dauerhaftes Beschäftigungsverhältnis. Hinzu kam, dass 
es unter Ungers Leitung zu Einigungen mit den Krankenkassen über Sicherstellungs-
zuschläge und Budgets gekommen war, die der Aufsichtsratsvorsitzende und Landrat 
Florian Lorenzen als „wegweisende Durchbrüche in der Finanzierung des Klinikums“ 
bezeichnet hatte. Von Ungers Vorgänger Christian von der Becke hatte sich das Klini-
kum zu Jahresbeginn nach Differenzen getrennt. (pm/rED)

Helios beruft Herold für Radtke 
Cornelia Herold hat die Geschäftsführung der Helios Klinik Kiel und des Helios Agnes 
Karll Krankenhauses in Bad Schwartau übernommen. Sie folgt auf Lena Radtke, die die 
Klinikleitung aus privaten Gründen abgegeben hat. Herold arbeitet seit 14 Jahren für 
den Konzern. Nach fünf Jahren als Stationsleitung mit interdisziplinärer Ausrichtung 
übernahm sie 2011 die Pflegedirektion und die Personalverantwortung am Agnes Karll 
Krankenhaus. Nach einem berufsbegleitenden Studium des Gesundheitsmanagements 
folgte 2019 der Wechsel ins Assistentenprogramm mit Stationen in Schwerin und zu-
letzt Schleswig. (pm/rED)

Prof. Ulrich Mrowietz
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ASCO erstmals virtuell 
- keine Dauerlösung
O N K O L O G I E  Neues vom Amerikanischen Krebskongress (ASCO) zum 
Brustkrebs und gynäkologischen Krebserkrankungen. Univ-Prof. Nicolai 
Maass vom UKSH fasst die wichtigsten Ergebnisse zusammen. 

präoperativen Therapie. Hier konnten zwei 
Studien (ALTERNATE und FELINE), an-
ders als in der fortgeschrittenen Situation  
des Brustkrebses, keinen Vorteil für eine 
endokrine Kombinationstherapie mit 
CDK-Inhibitoren zeigen.

Beim „fortgeschrittenen“ Brustkrebs 
gab es eine Reihe interessanter Ergebnisse  
zu unterschiedlichen medikamentösen 
Therapie-Ansätzen aus der Immunthera-
pie (Pembrolizumab) bei trippel-negati-
vem Mammakarzinom; bei PARP-Inhibitor 
(Olaparib des BRCA-positivem Brustkrebs) 
bei TKI-Inhibitoren (Tucatinib) und ZNS-
Metastasen und bei CDK4/6-Inhibitoren in 
Kombination mit endokriner Therapie: 

Der Checkpoint-Inhibitor Pembroli-
zumab zeigt in Kombination mit einer Che-
motherapie eine signifikante Verbesserung 
des progressionsfreien Überlebens, vergli-
chen zur Mono-Chemotherapie bei PDL1-
positiven trippel-negativen Brustkrebs 
(KEYNOTE-355-Studie). Auch das Tuca-
tinib als Thyrosinkinase-Inhibitor zeigte 
im Rahmen der HER2-Climb-Studie viel-
versprechende Ergebnisse, besonders bei 
Hirnmetastasen des Mammakarzinoms. 

Eine der wohl spannendsten Substanz-
gruppen, die PARP-Inhibitoren, standen 
im Rahmen mehrerer Studien im Mittel-
punkt. In der TBCRC-Studie konnte im 
Rahmen einer Phase-2-Studie der Benefit 
von Olaparib-Mono-Therapie bei BRCA-
mutierten Patienten, aber auch bei Patien-
ten mit einer PALB2-Mutation beeindru-
ckendes Ansprechen, auch nach vorheriger 
CDK4/6-Inhibition, zeigen. Bei dem hor-
monempfindlichen metastasierten Mam-
makarzinom sind die CDK4/6-Inhibitoren 
inzwischen Standard. Die auf dem ASCO 
aktuell vorgestellte PARSIFAL-Studie zeigt 
eine Gleichwertigkeit des CDK-Inhibitors 
Palbociclib in Kombination mit Fulvestrant 
oder Aromatasehemmer (Letrozol). Als 

weitere vielversprechende Substanz beim 
fortgeschrittenen Brustkrebs soll abschlie-
ßend das Alpelisib als PIK3-Inhibitor (Be-
lieve-Studie) in Kombination mit Fulvest-
rant genannt werden. 

Ein Großteil der genannten Substanzen 
befinden sich bei uns bereits (z.T. in Studi-
en) im klinischen Einsatz oder stehen un-
mittelbar vor der Zulassung.

Gynäkologische Krebserkrankungen 
Zu den gynäkologischen Krebserkrankun-
gen gab es dieses Jahr auf dem ASCO - be-
sonders zum Ovarialkarzinom − bahnbre-
chende Ergebnisse zur operativen und me-
dikamentösen Therapie. Die beim Mam-
makarzinom erwähnte Gruppe der PARP-
Inhibitoren spielen beim Ovarialkarzinom 
inzwischen eine noch größere Rolle. Die im 
Rahmen der Phase-3-Studie (SOLO-2) 
 vorgestellte Erhaltungstherapie mit dem 
PARP-Inhibitor Olaparib bei Platin-sen-
sitiven, rezidivierten Eierstockkrebs und 
vorliegender BRCA-Mutation zeigte einen 
Überlebensvorteil von 51 vs 38 Monaten zu-
gunsten des PARP-Inhibitors.

Auch beim primären Eierstockskrebs 
konnte Olaparib in Kombination mit dem 

Angiogenese-Inhibitor Bevacizumab nach 
Platin-basierter Chemotherapie in der Er-
haltung ein signifikanter Benefit nachge-
wiesen werden (PAOLA 1). Pembrolizumab 
zeigte im Rahmen der KEYNOTE-100-Stu-
die als Monotherapie einen vielverspre-
chenden Benefit bei günstigem Nebenwir-
kungsprofil.

Besondere Beachtung erfuhr eine ope-
rative Studie der Deutschen AGO-Ovar-
Arbeitsgruppe, die ihre Daten zu Sekun-
där-Operationen bei rezidivierendem 
Ovarialkarzinom im Rahmen der DESK-
TOP-3-Studie vorstellten. Die Frage, inwie-
weit eine Patientin bei makroskopischem 
Rezidiv erneut von einer operativen The-
rapie profitiert, konnte hier belegt werden. 
Basierend auf einen von der AGO evaluier-
ten Score, der u. a. die operative Expertise 
des Chirurgen berücksichtigt, konnte die 
Deutsche Arbeitsgruppe eindeutig bele-
gen, dass die Patienten von einer erneuten 
Operation sowohl bezüglich des progres-
sionsfreien Übelebens, aber auch des Ge-
samtüberlebens profitieren, soweit es ge-
lingt, das Tumorrezidiv erneut vollständig 
zu entfernen. 

Zu den Uteruskarzinomen und uteri-
nen Sarkomen gab es neue medikamentö-
se Ansätze, u. a. zu Substanzen wie Carbo-
catinib und Nivolumab bzw. Kombinati-
on von Trabectedin und Doxorubicin bei 
uterinen Leiomyosarkomen. Hier bleibt je-
doch bislang der Standard Doxorubicin +/- 
Dacarbacin.

Abschließend sollte noch beim Zer-
vixkarzinom auf die Bedeutung des Sen-
tinel-Lymphknotens bei der operativen 
Therapie hingewiesen werden. Hier zeig-
ten die Langzeitergebnisse der SENTICOL 
mit 1 und 2-Studie vergleichbare Ergebnis-
se des krankheitsspezifischen Überlebens 
bei geringerer Morbidität des Sentinel-
Lymphknotenansatzes. 

Info
Die American Society of Clinical Onco
logy wurde 1964 gegründet und ist die 
nach eigener Einschätzung weltweit füh-
rende Berufsorganisation für Ärzte und 
Onkologen, die sich um krebskranke 
Menschen kümmern.
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jeweiligen Gebietskörperschaft wie auch 
ihrer personellen Besetzung ab. 

In einer Umfrage des Landesgesund-
heitsamtes wurden im Herbst 1948 die Ver-
hältnisse in den einzelnen Gesundheitsäm-
tern abgefragt. Die Rückmeldungen geben 
wegen des in den Verwaltungen der Krei-
se und kreisfreien Städte einzuhaltenden 
Dienstweges nicht unbedingt die tatsäch-
lichen Verhältnisse wieder, sind aber trotz 
dieser Einschränkung aufschlussreich. Die 
Zusammenarbeit mit den Oberbürgermeis-
tern und Landräten wurde meist als gut be-
schrieben. Bei der erforderlichen Abgren-
zung zwischen Gesundheitsamt und allge-
meiner Verwaltung gab es gelegentlich Pro-
bleme. So wurden vertrauliche Meldungen 
über Infektionskrankheiten von der all-
gemeinen Poststelle geöffnet, in Plön ver-
hinderte der verwaltungsinterne Postweg, 
bei ansteckenden Krankheiten rechtzeitig 
Maßnahmen zu ergreifen. Kurios selbst für 
die damalige Zeit war in Plön, dass für die 
Absendung der Wochenberichte an das Sta-
tistische Landesamt das Gesundheitsamt 
Plön wöchentlich eine 20-Pfennig-Mar-
ke zugeteilt erhielt. Der Flensburger Amts-
arzt wurde weder mit Krankenhausange-
legenheiten befasst noch zu Sitzungen des 
Hauptausschusses hinzugezogen, wenn 
sich dieser mit Gesundheitsangelegenhei-
ten befasste. Ähnliche Schwierigkeiten gab 
es auch in Neumünster, Eckernförde, Pin-
neberg, Heide und Plön. Der Amtsarzt in 
Plön hatte ernsthafte Schwierigkeiten, bei 
den das Gesundheitsamt betreffenden Per-
sonalentscheidungen beteiligt zu werden.

Die Personalausstattung wurde als ins-
gesamt ausreichend beschrieben, wobei in 
einigen Fällen Kürzungen erfolgt waren. 
Im Südosten des Landes entfielen die Ver-
triebenentransporte mit den großen Zah-
len von Kranken und der hohen Seuchen-
belastung nach und nach. Damit wurden 
die Gesundheitsämter Lübeck, Lauenburg, 
Eutin, Plön und Oldenburg entlastet. Bei 

den übrigen Gesundheitsämtern wurden 
entstehende Freiräume eher zur Verbesse-
rung der Qualität, vorrangig in der Tuber-
kulose-Fürsorge und der Schulzahnpfle-
ge genutzt. Pinneberg, Südtondern und Se-
geberg verstärkten die fachliche Kompe-
tenz für die Behandlung von Tuberkulo-
se-Kranken durch auch nebenberufliche 
Einstellung jeweils eines Lungenfacharz-
tes. In Kiel gab es seit Anfang 1947 eine Ver-
größerung der Mitarbeiterzahl um 15 Stel-
len vorwiegend für die Tuberkulose-Für-
sorge. In Neumünster hatten freiwerdende 
Mittel die Einrichtung einer Schulzahnsta-
tion ermöglicht. In Plön war ein Abbau des 
Personals um fast 40, in Eutin um 20 Pro-
zent erfolgt. Der Amtsarzt in Plön sah vie-
le Aufgaben insbesondere bei Mütterbera-
tung, Schulkinderuntersuchung, Überwa-
chung der Flüchtlingslager, aber eben auch 
in der Lungenfürsorge durch Wegfall der 
Stellen für einen Arzt und zwei Fürsorge-
rinnen gefährdet. In Ratzeburg, Rendsburg, 
Schleswig und Bad Segeberg hatte es keine 
wesentlichen Personalveränderungen gege-
ben. Die räumliche Ausstattung wurde mit 
Ausnahme von Eckernförde und Plön ins-
gesamt als ausreichend angesehen, lediglich 
die erforderliche Ausweitung der Tb-Für-
sorgestellen war in Eutin, Oldenburg, Pin-
neberg und Schleswig nicht möglich. Bei 
der Büroausstattung gab es insgesamt nur 
kleinere Beanstandungen. Die Ausstattung 
des Zimmers des Pinneberger Amtsarztes 
gehörte z. B. der Militärregierung und hätte, 
was einmal nur mit Mühe abgewendet wer-
den konnte, jederzeit zurückgefordert wer-
den können. 

In den Gesundheitsämtern fand die 
wesentliche Arbeit des Öffentlichen Ge-
sundheitsdienstes statt. Die Leiter der Ge-
sundheitsämter waren besonders ausge-
bildete Amtsärzte, die für das Gesund-
heitswesen ihres Kreises oder ihrer kreis-
freien Stadt große Bedeutung haben konn-
ten. In Kiel und Lübeck hatten die Amtsärzte 

Die Gesundheitsämter der Kreise 
und kreisfreien Städte 
Der öffentliche Gesundheitsdienst ist über-
wiegend für die allgemeine Volksgesund-
heit, die niedergelassenen Ärzte und die 
Krankenhausärzte für die einzelnen Pati-
enten zuständig. Dabei gibt es Überschnei-
dungen, schon weil die Gesundheitsäm-
ter bei drohenden Seuchen u. ä. ohne die 
Möglichkeiten der zahlenmäßig sehr viel 
größeren Gruppe der kurativ tätigen Ärz-
te ihre Pflichten nicht erfüllen könnten. Die 
schleswig-holsteinischen Gesundheitsäm-
ter waren seit 1935 nach dem Gesetz über 
die Vereinheitlichung des Gesundheits-
wesens vom 3. Juli 1934 mit Ausnahme der 
Städtischen Gesundheitsämter in Kiel und 
Lübeck staatlich. 

Leiter eines Gesundheitsamtes war ein 
staatlicher Amtsarzt bzw. ein im Einver-
nehmen mit der Provinzregierung bestell-
ter Stadtarzt. Zu den Aufgaben der Ge-
sundheitsämter gehörte u. a die Schulge-
sundheitspflege, die Mütter- und Kinder-
beratung, die Fürsorge für Tuberkulöse, für 
Geschlechtskranke, körperlich Behinder-
te, Sieche und Süchtige sowie die behörd-
liche Tätigkeit zur Abwehr von Gefahren 
auf dem Gebiet der Volksgesundheit (Ge-
sundheitspolizei) und durch Landesrecht 
übertragene amts-, gerichts- und vertrau-
ensärztliche Tätigkeiten. In Schleswig-Hol-
stein wurden die Gesundheitsämter Ende 
1946 wieder kommunale Angelegenheit, 
blieben aber der Aufsicht des Landes unter-
stellt. Ein direkter Durchgriff der Landes-
verwaltung auf die Gesundheitsämter war 
jedoch nicht mehr gegeben. Nunmehr wa-
ren die Oberbürgermeister und Landrä-
te sowie die Haupt- und Gesundheitsaus-
schüsse der regionalen Körperschaften für 
die Regelung der Gesundheitsangelegen-
heiten in ihren Bereichen verantwortlich.

Die Leistungsfähigkeit der Gesund-
heitsämter hing wesentlich von ihrer Zu-
sammenarbeit mit der Führungsebene der 

Medizin im Nachkriegs-
Schleswig-Holstein  
S E R I E  Gesundheit und Politik in Schleswig-Holstein. Zweite Folge: Gesundheitsämter 
und die Situation der Flüchtlinge. Von Dr. phil. Dr. med. Karl-Werner Ratschko.
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die Dienstbezeichnung Stadtarzt, waren 
im Einvernehmen mit dem Oberpräsidium 
eingestellte Beamte ihrer Stadt und leite-
ten ihre Gesundheitsämter unter kommu-
naler Regie, aber staatlicher Aufsicht. Dies 
änderte sich auch nach der Kommunali-
sierung Ende 1946 zunächst nicht. Von den 
Amtsärzten wurde in diesen Ausnahmezei-
ten viel verlangt. Sie waren auch in den Fol-
gejahren der Motor, wenn es um die Erhal-
tung oder Wiedererlangung der Volksge-
sundheit ging. Sie konnten in vielen Berei-
chen aber nur erfolgreich sein, wenn es ih-
nen gelang, die kurativ tätigen Mediziner 
in ihre Arbeit einzubeziehen. Dies gelang 
nicht immer. Ohne Frage wurde aber den 
Amtsärzten und ihren Mitarbeitern in der 
ersten Zeit nach dem Krieg außergewöhn-
lich viel abverlangt.  

Franz Klose, Stadtarzt in Kiel
Franz Klose (1887-1978) war ab 1923 für 
23 Jahre Stadtarzt in Kiel, eine interessante  
Arztpersönlichkeit, deren außergewöhnli-
ches Berufsleben auch als Hygieniker und 
Hochschullehrer eine besondere Darstel-
lung verdient. Der am 21. Juli 1887 in Lieg-
nitz/Niederschlesien geborene Sohn ei-
nes Architekten studierte nach dem Abi-
tur in Görlitz in Göttingen, Breslau und an 
der Berliner Kaiser-Wilhelm-Akademie für 
das militärärztliche Bildungswesen bis 1912 
Medizin. Es folgte im gleichen Jahr die Ap-
probation und Promotion. Während des 
Ersten Weltkrieges war er Oberarzt (ent-
sprechend dem Oberleutnant beim Heer) 
beim beratenden Hygieniker der 5. Armee 
und leitete das hygienisch-bakteriologische 
Armee-Laboratorium. Ab Mai 1917 entwi-
ckelte er ein Gegenmittel gegen das Gas-
ödem, eine Erkrankung, die bei Verwun-
dungen der Frontsoldaten häufig zu Ampu-
tationen oder sogar zum Tode führte. Nach 
dem Kriege war er von 1919 bis 1923 Stadt-
arzt und Leiter des städtischen Kranken-
hauses in Wittenberge bei Potsdam. Ab 
1923 war er dann Stadtarzt in Kiel. Durch 
Klose bekam das Kieler kommunale Ge-
sundheitsamt Modellcharakter für das gan-
ze Deutsche Reich. Der Aufbau einer um-
fassenden Säuglingsvorsorge gehörte dazu. 
Sein aus heutiger Sicht fragwürdiges Enga-
gement in der Eugenik war als Anliegen der 
damaligen Zeit in vielen westlichen Staaten 
verbreitet, führte jedoch in Deutschland 
in der NS-Zeit auf einen verhängnisvollen 
Weg. Schon vor dem Erlass des Gesetzes zur 
Verhütung erbkranken Nachwuchses hatte 
er in der Zeit von 1929 bis 1932 zusammen 
mit dem Direktor der Universitäts-Frauen-
klinik, Prof. Dr. Robert Schröder, 21 Steri-

lisierungen von Frauen mit deren Einwilli-
gung vornehmen lassen. Die Indikations-
stellung erfolgte vorwiegend aus der Sicht 
des Sozialhygienikers. Bei den Frauen soll 
es sich um „dem Pflegeamt oder dem Ju-
gendamt als asoziale Elemente“ bekannt ge-
wordene Personen gehandelt haben, „die, 
unfähig für ihre Kinder zu sorgen, immer 
neue Kinder zu Lasten der Allgemeinheit 
in die Welt setzten“. 

Die Versammlung der Ärztekam-
mer Schleswig-Holstein befasste sich am 
8. März 1933, noch frei gewählt, mit der Fra-
ge „Eugenik im Dienste des Volkswohls“. In 
der sich anschließenden Diskussion ging 
es im Wesentlichen um die Möglichkeit 

von Zwangssterilisationen. Klose plädierte 
im Gegensatz zu Schröder für die Zwangs-
sterilisation. Auf Antrag des Kieler Ärzte-
vereins sprach sich die Ärztekammer-Ver-
sammlung für die Festlegung der Zwangs-
sterilisation im preußischen Sterilisations-
gesetz aus. 1934 bereits unter NS-Herrschaft 
wurde das Gesetz zur Verhütung erbkran-
ken Nachwuchses verabschiedet. Es sah 
Zwangssterilisationen vor. Entsprechend 
seinen Bestimmungen wurde in Kiel 1935 
ein Erbgesundheitsgericht errichtet. Fach-
lich war es dominiert von Klose, der Steri-
lisationen vorwiegend bei sozialhygienisch 
auffälligen „Schwachsinnigen” als sinnvoll 
ansah. Franz Klose war fast über die gesam-

Gesundheitsämter
Gesundheitsamt, Kreis Amtsarzt Stellvertreter, weitere Ärzte

Niebüll, Südtondern MR Dr. Nissen MR Dr. Spangenberg
Husum, Husum MR Dr. Hommelsheim MR Frau Dr. Koch
Heide, Norderdithmarschen MR Dr. Hartwig MR Dr. Strümpfel
Meldorf, Süderdithmarschen MR Dr. Wolff Hilfsärzte Dr. Zeidler,  

Dr. Hoppe
Itzehoe, Steinburg MR Schmedt MR Dr. Bahr,  

Hilfsarzt Dr. Kloss
Pinneberg, Pinneberg OMR Dr. Steinebach MR Dr. Burggraf, Hilfsärzte 

Dr. Gerhard, Frau Dr. Potrz
Bad Oldesloe, Stormarn MR Dr. Beyer Hilfsärzte Dr. Curtze,  

Dr. Heisig
Bad Segeberg, Segeberg MR Dr. Kemmerer MR Dr. Regehr
Ratzeburg, Kreis Herzogtum 
Lauenburg

MR Dr. Behrend MR Dr. Rowedder,  
MR Dr. Hartmann

Lübeck, Stadt Lübeck Stadt-MR Dr. Glawatz MR a. D. Dr. Schmidt
Eutin, Eutin MR Dr. Hefke Hilfsärzte Frl. Dr. Hensel, 

Dr. Meyer, O. MR a. D. Dr. 
Rosenow

Plön, Plön MR Dr. Ohm MR Dr. Dastik, Hilfsarzt  
Dr. Tessmer

Oldenburg, Oldenburg MR Störner MR Dr. Beck, Hilfsarzt  
Dr. Volkmann

Neumünster, Stadt 
Neumünster

OMR Dr. Heidemann MR Dr. Werner,  
MR Dr. Schlüter

Rendsburg, Rendsburg MR Dr. Welling MR Dr. Krüger,  
Dr. Bodenstein, Hilfsärzte  
Dr. Sauerland, Dr. Burmeister

Kiel, Stadt Kiel Stadt-MR Dr. Schuster MR Böttger, Hilfsärztinnen  
Dr Feigel, Dr. Asmussen,   
Dr. Albrecht

Eckernförde, Eckernförde MR Dr. Wicke Hilfsarzt Dr. Erdmann 
Schleswig, Schleswig MR Dr. Papke Hilfsärztin Dr. Homp

Flensburg, Stadt- und 
Landkreis Flensburg

OMR Dr. Heigl MR Dr. Buchholtz, Hilfsarzt 
Dr. Rathscheck

Tönning, Eiderstedt MR Zimmermann

Gesundheitsämter in Schleswig-Holstein 1945, MR = Medizinalrat/-rätin,  
OMR = Obermedizinalrat
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ses III mit Sitz in Berlin tätig. Die Anfein-
dungen hatten bei ihm Narben hinterlassen. 
Er wollte nicht mehr in Kiel bleiben. Nicht 
anders kann es verstanden werden, dass 
sich Klose im Herbst 1940 allerdings ver-
geblich um die Stadtmedizinalratsstelle der 
Stadt Leipzig sowie 1941 um den Lehrstuhl 
für Hygiene in Jena beworben hatte. 1942 
machte er eine Erkrankung an Fleckfieber 
durch. 1942/43 bat ihn der Kieler NS-Ober-
bürgermeister Behrens, die Stelle in Kiel 
wieder wahrzunehmen, da sein Nachfolger 
völlig versagt habe. Im August 1943 akzep-
tierte auch Gauleiter Lohse die Rückkehr 
Kloses in seine Stelle in Kiel, der aber un-
ter den bestehenden Umständen nicht zu-
rückkehren wollte. Da er seine Kieler Ver-
sorgungsansprüche nicht verlieren wollte, 
war er auf die Mithilfe seiner militärischen 
Vorgesetzten angewiesen. Auf seine Bitte 
wurde vom Heeressanitätsinspekteur das 
U. K.-Gesuch der Stadt Kiel abgelehnt. Ab 
1944 war Klose Oberstarzt. Beim Wehrkreis 
III wusste man seine Fähigkeiten zu schät-
zen. Als Beratender Hygieniker hatte er ne-
ben vielfältigen anderen Einsätzen an drei 
Dienstbesprechungen bei der Behandlung 
hygienischer Fragen beim Kommandanten 
des Führerhauptquartiers zusammen mit 
Bauleitungen der Organisation Todt teilge-
nommen. Dies könnte der Anlass für sei-
ne Schwierigkeiten in der Nachkriegszeit 
gewesen sein. Nur mündlich überliefert ist, 
dass sein Sachverstand auch für eine ord-
nungsgemäße Belüftung beim Bau des Füh-
rerbunkers in Berlin in Anspruch genom-
men wurde.

1945 übernahm er dann wieder die Lei-
tung des Kieler Gesundheitsamtes. 1946 
folgte er dem Ruf auf den Lehrstuhl für 
Hygiene und zum Direktor des Hygiene-
Institutes in Kiel. Seine Tätigkeit verlief 
aber auch dort nicht ohne Friktionen. Im 
August 1946 wurde er aufgrund von Int-
rigen im Hygienischen Institut, aber auch 
anderer Kieler Ärzte, gegen die er im Krieg 
wegen Misswirtschaft eingeschritten war, 
durch eine Verfügung der Militärregie-
rung wieder entlassen. Anfang 1947 wurde 
Klose einstimmig vom deutschen Entnazi-
fizierungsausschuss der Militärregierung 
zur Wiedereinsetzung empfohlen. Am 4. 
März 1948 wurde in der Fakultätssitzung 
der Medizinischen Fakultät bekannt, dass 
Klose seinen Anspruch auf den Lehrstuhl 
aufrechterhalten habe, den er dann auch 
einige Zeit später tatsächlich wieder über-
nehmen konnte. Er gehörte 1945 dem Ger-
man Health Services Advisory Commit-
tee an, bis 1946 in Bad Oeynhausen dem 
beratenden Gesundheitsausschuss der bri-

Organisation sich für die Bewegung tatkräf-
tig einzusetzen“. Aus dem NS-Dozentenbund 
wurde Klose einige Monate nach seinem Bei-
tritt wieder ausgeschlossen. Die Fachkom-
petenz von Klose wollte die NSDAP  jedoch 
nicht verlieren. Deswegen folge im Mai 1939 
zunächst eine „Rehabilitierung“: „[G]egen 
eine Aufnahme in die Partei [würden] Be-
denken nicht geltend gemacht.“ Gleiches 
galt auch für die Mitgliedschaft im NS-Do-
zentenbund sowie die Verwendung im Amt 
für Volksgesundheit. Die Intrigen nahmen 
jedoch auch weiterhin kein Ende. In seiner 
Funktion als Leitender Luftschutzarzt war 
ihm von einem sich durch eine Entschei-
dung Kloses offenbar benachteiligt fühlen-
den Kieler Arzt vorgeworfen worden, dass 
er freimaurerische Intrigen unterstütze, 
auch wurden Beanstandungen gegen seine 
Tätigkeit als Abteilungsleiter der Kreisstel-
le Kiel des DRK geltend gemacht. Alle Be-
schwerden waren erfolglos. Trotzdem wur-
de vom NS-Gauleiter und Oberpräsiden-
ten für Schleswig-Holstein Hinrich Lohse 
eine weitere Tätigkeit Kloses als Stadtmedi-
zinalrat im November 1939 aus politischen 
Gründen abgelehnt und ihm „anheimge-
stellt, sich um eine anderweitige Verwen-
dung zu bemühen“. 

So könnte es wie eine Befreiung ge-
wirkt haben, als Klose − von ihm selbst in 
die Wege geleitet − im Mai 1940 einberufen 
wurde. Der Militärdienst schützte ihn für 
die Zeit des Krieges vor einer Entlassung. 
Er war vom Zeitpunkt seiner Einberufung 
bis zum Waffenstillstand ununterbrochen 
als Beratender Hygieniker des Wehrkrei-

te Zeit des Bestehens des Erbgesundheits-
gerichtes beamteter ärztlicher Beisitzer und 
hatte durch seine umfassenden einschlägi-
gen Kenntnisse großen Einfluss auf die Ent-
scheidungen. Beim nationalsozialistischen 
Dekan und Direktor der Medizinischen 
Klinik der Medizinischen Fakultät der 
Christian-Albrechts-Universität, SS-Stan-
dartenführer Prof. Hanns Löhr, genoss Klo-
se hohes Ansehen, ohne selbst Mitglied der 
NSDAP gewesen zu sein. 1935 wurde Klo-
se aufgrund seiner wissenschaftlichen Ar-
beiten zum Gasödem und zur sozialen Hy-
giene habilitiert, nach einer Lehrprobe über 
das Thema „Die Auswirkungen der eugeni-
schen Gesetzgebung“ erhielt er 1938 einen 
Lehrauftrag, nachdem er im April an ei-
nem Dozentenlehrgang in Thüringen teil-
genommen hatte. Im Herbst 1943 wurde er 
durch energische Einflussnahme des Hee-
ressanitätsinspekteurs, der seine seuchen-
hygienische Kompetenz schätzen gelernt 
hatte, außerordentlicher Professor. Ein An-
trag der Medizinischen Fakultät Kiel hatte 
zunächst im Dezember 1941 nicht die Un-
terstützung des Gauleiters Lohse gefunden.

1935 war es ihm nur aufgrund seiner he-
rausragenden Fähigkeiten gelungen, die 
Leitung des Gesundheitsamtes in Konkur-
renz zu einem NS-Parteimitglied, dem Kie-
ler Kreisarzt Dr. Robert Engelmann zu be-
halten. Sein Antrag zur Aufnahme in die 
NSDAP war im Januar 1938 mit der Be-
gründung abgelehnt worden, dass „nicht 
anzunehmen ist, dass Dr. Klose aus innerer 
Überzeugung beitreten will und auch nicht 
bereit ist, innerhalb der Partei oder einer 

Ehrung von Prof. Dr. Franz Klose durch Berliner Humboldt-Universität: Der Rektor der 
Christian-Albrechts-Universität (CAU) Prof. Diedrich Schroeder (rechts) überreicht Prof. 
Franz Klose (links) im Hygiene-Institut die Ehrenurkunde der Berliner Humboldt-Univer-
sität während einer Feierstunde zu seinem 75. Geburtstag und goldenen Doktorjubiläum. 
(im Juli 1962), Fotograf: Magnussen, Friedrich (1914-1987) Quelle: Stadtarchiv Kiel CC 
BY-SA 3.0 DE
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»Schleswig-Holstein 
war das schwärzeste 
Notstandsgebiet 
im Deutschland der 
Nachkriegszeit. «

phus und ganz besonders auch Tuberkulo-
se war groß. Waschmöglichkeiten fehlten, 
Ungeziefer plagte die Menschen, sie litten 
an Haut- und Geschlechtskrankheiten. Die 
Massenunterbringung von Flüchtlingen in 
Sammellagern führte zu einem damals völ-
lig neuen sozialhygienischen Problem. Die 
Hoffnungslosigkeit machte die Menschen 
indolent. Die primitivsten Selbstverständ-
lichkeiten der Hygiene wurden vernachläs-
sigt. Der Versuch der Ärztekammer, Abhil-
fe zu schaffen, indem die Flüchtlingslager 
täglich ärztlich durch einen kassenärztlich 
zugelassenen Lagerarzt kontrolliert werden 
sollten, scheiterte, obwohl seitens der Ärz-
teschaft Wege gefunden worden waren, auf 
jede über die kassenärztlich gegebenen Ab-
rechnungsmöglichkeiten zu erbringende 
Bezahlung zu verzichten. Die Überforde-
rung der kommunalisierten Gesundheits-
ämter, aber auch der Gesundheitsabteilung 
in Kiel war ebenso wie die der häufig nicht 
kompetent besetzten Regionalverwaltun-
gen offenkundig.

Auf eine Umfrage durch den Leiter der 
Gesundheitsabteilung im Oberpräsidium, 
Dr. Habernoll, an alle Gesundheitsämter 
von September 1945 über die gesundheitli-
che Betreuung in Flüchtlingslagern berich-
ten die Gesundheitsämter den Sachstand. 
Aus dem Gesundheitsamt Eutin wurde ge-
meldet, dass die im Frühjahr starke Ver-
lausung verringert worden sei, Mittel ge-
gen Krätze und Kopfläuse seien schwer zu 
beschaffen, der im Sommer gehäuft auftre-
tende Darmkatarrh sei ebenso wie die im-
petiginösen Hautausschläge wegen des 
Mangels an Medikamenten schlecht zu be-
handeln. Die Säuglingssterblichkeit sei im 
Frühjahr besonders hoch, auch träten ei-
nige Fälle von Diphtherie im Stockelsdor-
fer Flüchtlingslager auf. Eine Weiterver-
breitung konnte durch rechtzeitige Einwei-
sung in Krankenhäuser vermieden wer-
den. In den letzten Monaten aufgetretene 
Typhus- und Paratyphusfälle würden gro-
ße Sorge bereiten, seien aber in Lagern bis-
her noch nicht festgestellt worden. Schutz-
impfungen gegen Diphtherie seien für den 
ganzen Kreis vorgesehen, solche gegen Ty-
phus seien in Aussicht genommen. Seu-
chen konnten bis dahin im Kreis Eutin ver-
mieden werden. 

Die Durchgangslager Influx und Schwalbe
Der deutsche Verbindungsoffizier „Influx“, 
der Segeberger Hautarzt Prof. Dr. Carl-
Ludwig Karrenberg, berichtet über die Ar-
beit im Influx-Lager Bad Segeberg und den 
angeschlossenen fünf Influx-Kranken-
häusern, zu denen auch das Hauptgebäu-

ierungen, Zwangsarbeiter, Bombenschä-
den in den Städten, Stillstand der Produk-
tion und Verkehrsprobleme die Not noch 
verschärften. Schleswig-Holstein war das 
schwärzeste Notstandsgebiet im Deutsch-
land der Nachkriegszeit. 

Anfangs wurden besonders in Kiel Bun-
ker und zahlreiche Schiffe auf der Förde 
als Notunterkünfte genutzt. Zimmer und 
Wohnungen mussten geteilt oder abgege-
ben, Küchen und Toiletten gemeinsam ge-
nutzt werden. Schnell errichtete, überbe-
legte halbierte Wellblechhütten, sogenann-
te Nissenhütten, britische Wellblechba-
racken mit halbrundem Dach und 40 qm 
Grundfläche ohne jegliche Isolierung, im 
Sommer unerträglich heiß, im Winter kalt 
und schwer zu heizen, dienten in den ersten 
Jahren meist überbelegt als Unterkunft. Da 
viele Notunterkünfte ungeheizt waren, wur-
den Brennhexen, mit denen auch gekocht 
werden konnte und die keinen Schornstein 
benötigten, aufgestellt. Kohle und Holz wa-
ren knapp und teuer. Wo es möglich war, 
wurde deshalb Torf als Heizmaterial ver-
wendet. Viele Menschen hungerten. Le-
bensmittel kamen ergänzend von Schreber-
gärten, Erntearbeit und „Nachstoppeln“ ab-
geernteter Felder. Ein Ei wie auch eine Zi-
garette kostete auf dem Schwarzmarkt 12, 
ein Paar Damenstrümpfe 150 − 200 und ein 
Paar Schuhe 800 Reichsmark. Es bestand 
ein Mangel an den einfachsten Dingen des 
Lebens. In den DRK-Flüchtlingslagern in 
Lübeck hatten nur knapp 20 Prozent der 
Menschen überhaupt eine Erstausstattung 
an Kleidung. Bettwäsche und Matratzen 
waren oft selbst in Hilfskrankenhäusern 
nicht mehr vorhanden. Uniformen wurden 
zu zivilen Kleidungsstücken umgearbeitet 
und so weiter genutzt. Die Gefahr von Seu-
chen wie z. B. Diphtherie, Fleckfieber, Ty-

tischen Militäradministration und ab 1946 
dort dem German Advisory Board. Maß-
geblich steuerte er als dessen erster Präsi-
dent von Anfang September 1952 bis Ende 
März 1953 den Aufbau des Bundesgesund-
heitsamtes. Danach war er im Rang eines 
Ministerialdirektors bis Ende März 1954 
Leiter der Gesundheitsabteilung im Bun-
desministerium des Innern. Anschließend 
nahm er wieder seine Lehrtätigkeit auf 
und wurde im September 1955 in Kiel eme-
ritiert. Seit 1954 gehörte er dem Bundes-
gesundheitsrat an, ab 1956 als stellvertre-
tender Vorsitzender. Er wurde 1955 Präsi-
dent des Deutschen Grünen Kreuzes und 
als Mitgründer der Deutschen Zentrale für 
Volksgesundheitspflege auch deren Präsi-
dent. Ab 1963 gehörte er dem Wissenschaft-
lichen Beirat für das Sanitäts- und Gesund-
heitswesen der Bundeswehr an. 1952 erhielt 
er das Verdienstkreuz der Bundesrepub-
lik Deutschland. Er starb am 7. Januar 1978 
in Kiel.

Ein herausragender Mediziner des 
schleswig-holsteinischen Gesundheitswe-
sens, Prof. Dr. Fritz Beske, fasste das Wir-
ken Kloses mit den folgenden Worten zu-
sammen: „[Klose] hat wie kaum ein an-
derer das Gesundheitswesen in der Bun-
desrepublik Deutschland mitgestaltet, auf 
der Kommunalebene, auf der Landesebe-
ne, auf der Bundesebene, im wissenschaft-
lichen Bereich, in der Bundeswehr, in frei-
en Verbänden, im öffentlichen Gesund-
heitsdienst.“ 

Die Not in Schleswig-Holstein 
1945 bis 1947
Flüchtlinge, Vertriebene und 
Zwangsumgesiedelte
Noch nie hatte es in Europa Flucht, Vertrei-
bung und Umsiedlung von so vielen Men-
schen gegeben wie nach dem Zweiten Welt-
krieg. Schleswig-Holstein war besonders 
betroffen. Gemessen an der Bevölkerungs-
zahl lag es zwischen 1944 und 1947 nach 
Mecklenburg-Vorpommern an zweiter 
Stelle bei der Aufnahme von Flüchtlingen 
und Heimatvertriebenen aus den Ostgebie-
ten des Deutschen Reiches. Bei der ersten 

„gesamtdeutschen“ Volkszählung im Okto-
ber 1946 lebten in Schleswig-Holstein mit 
2,6 Millionen rund eine Million Flüchtlinge, 
das sind etwa 70 Prozent mehr Einwohner 
als vor 1939. Die Verteilung der Flüchtlinge 
auf die verschiedenen deutschen Regionen 
war sehr unterschiedlich. In Niedersach-
sen waren z. B. noch 52 Prozent, in Baden 
nur 6 Prozent der Bevölkerung Flüchtlinge. 
Der Mangel an Wohnraum, Nahrung und 
Arbeitsplätzen war erdrückend, da Evaku-
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der Auffanglager in Reinbek in Kenntnis zu 
setzen. Auch waren seine Forderungen zur 
Vermeidung der Ausbreitung von Fleckfie-
ber und Typhus im Kreis Stormarn von den 
zuständigen, offenbar überlasteten Stellen, 
Landrat und Bürgermeistern, immer wie-
der zurückgewiesen worden. 

Mit der Aktion „Schwalbe“ kamen 1946 
weitere 215.000 Flüchtlinge aus Ostpreußen, 
den von Polen in Besitz genommenen deut-
schen Ostgebieten, der Tschechoslowakei 
und Ungarn zu den etwa 150.000 Vertriebe-
nen der Aktion Influx dazu, sodass Schles-
wig-Holstein allein durch diese beiden Ver-
treibungsaktionen rund 365.000 Menschen 
zusätzlich in ein schon vollständig durch 
die Aufnahme von Flüchtlingen überlaste-
tes Land aufnehmen musste. 

Aus Lübeck berichtet der Leitende Arzt 
des Flüchtlingslagers Pöppendorf am 28. 
Februar 1946: „20.00 Uhr Eintreffen von 
1.504 Flüchtlingen aus Polen, 20 Prozent 
alte Männer sonst Frauen mit Säuglingen 
und Kleinkindern, davon 256 zum Teil in 
einem trostlosen Zustand mit schwerer, 200 
mit leichter Krätze, 6 mit Herz- und Kreis-
laufschwäche und 22 mit Gonorrhö-Ver-
dacht, davon 21 Frauen, die angaben, ver-
gewaltigt worden zu sein.“ Hilfskranken-
häuser für die Behandlung der schweren 
Krätze-Erkrankten musste in zwei Schu-
len reaktiviert werden, Schulen, die gera-
de für den Schulbetrieb wieder freigegeben 
worden waren. Bei weiterem Flüchtlings-
zustrom müssten, so der leitende Lager-
arzt, weitere Schulen als Lazarette erneut in 
Anspruch genommen werden. Dr. Haber-
noll aus der Medizinalabteilung in Kiel ver-
langte ebenso wie die Lübecker Schulver-
waltung, dass die Schulgebäude nach Mög-
lichkeit verschont werden. Die Kranken 
müssen eben auch in anderen Kreisen un-
tergebracht werden. In der Folgezeit wur-
de im Rahmen der Möglichkeiten versucht, 
die Situation in Pöppendorf zu verbessern. 
So wurden der Gesundheitsabteilung von 
der Lübecker Influx-Leitung für den Som-
mer 1946 eine Reihe von gesundheitlichen 
Maßnahmen vorgeschlagen, z. B. regelmä-
ßige Beseitigung der Kothaufen, Bekämp-
fung der Fliegen, Beseitigung der Tümpel 
u. a. m. Im Kreisherzogtum Lauenburg be-
fanden sich vier Zeltlager als Influx-Lager 
und zwei Flüchtlingslager in Baracken bzw. 
einem Fabrikgebäude. Der Gesundheits-
zustand der Flüchtlinge und Vertriebenen 
wurde allgemein für gut gehalten, das Stroh 
für Betten konnte aus Mangel an Stroh je-
doch in der notwendigen Häufigkeit nicht 
ausgewechselt werden, was die Verhütung 
von Hautkrankheiten und Verlausung sehr 

mit acht Ärzten, 25 Mann Sanitätsperso-
nal, elf Schwestern sowie 35 Helferinnen. 
Die Motivation der Sanitätstruppe kann be-
sonders hoch jedoch nicht gewesen sein. 
Bei einer Besichtigung wurde Mitte Febru-
ar 1946 festgestellt, dass die für die ärztliche 
Betreuung der Flüchtlinge vorhandenen 
Räume und Instrumente nicht ausreich-
ten, bzw. gänzlich fehlten. Im Januar 1946 
waren bereits 65.000 Flüchtlinge durch-
geschleust worden, durchschnittlich etwa 
2.000 pro Tag, in der Spitze bis zu 4.000. 
Ein besonderes Problem stellte die Entlau-
sung dar, die mit amerikanischem „D.D.T. 
Powder“ erfolgte. 29 Verdachts- und 13 Er-
krankungsfälle an Fleckfieber wurden fest-
gestellt. Etwa 25 Prozent der Personen eines 
jeden Transportes mussten ärztliche Hilfe 
in Anspruch nehmen. Die Flüchtlinge ka-
men mit verwahrlosten Zügen aus der rus-
sischen Zone, die stets ungeheizt waren, oft 
zum größeren Teil aus Güterwagen bestan-
den und deren Personenwagen keine Fens-
ter und teilweise nicht einmal Türen hatten. 

Es kann bei diesen Zahlen nicht überra-
schen, dass Klagen über unzulängliche Un-
tersuchungen und unrichtige ärztliche Be-
scheinigungen nicht ausblieben. Der Seu-
chenlehrtrupp Hamburg Dr. Hermann be-
richtet Anfang Januar 1946 über unhaltba-
re Verhältnisse im Gebiet von Reinbek. Er 
hatte aufgrund von nach Hamburg über-
führten Typhusfällen, ohne dass eine Zu-
ständigkeit seinerseits bestand, eine Be-
sichtigung in Reinbek vorgenommen. Die 
aus den Lagern in Bad Segeberg und Lü-
beck an Reinbek „überstellten“ Flüchtlin-
ge wurden für ein bis zwei Tage in soge-
nannten Auffangstellen untergebracht, bis 
für sie Zimmer gefunden waren. Ärztlich 
überwacht wurden sie von einem in Rein-
bek privat niedergelassenen Arzt ohne offi-
zielle Befugnisse. Die Flüchtlinge hatten zu 
einem Drittel Kopf- und zu etwa 10 Prozent 
Kleiderläuse, 50 Prozent Krätze. 80 Pro-
zent litten an Darmerkrankungen, in jedem 
Transport waren zwei bis drei sterbende Pa-
tienten. Ein Reinbeker Auffanglager war 
von gefrorenen Stuhlhaufen umgeben, altes 
Stroh war nicht ausgewechselt worden, die 
Latrinen waren mit einer zentimeterdicken 
Schmutzschicht bedeckt. Diese Kritik hat-
te die in Schleswig-Holstein Verantwortli-
chen der Gesundheitsabteilung in Kiel ge-
troffen. Der Leiter des Gesundheitsamtes 
des Kreises Stormarn, Dr. Beyer, erhielt ein 
sehr deutliches Schreiben des Oberpräsi-
diums. Sein Antwortschreiben zeigt die si-
cher nicht nur hier bestehenden begrenzten 
Handlungsmöglichkeiten eines Amtsarztes 
auf. Man hatte versäumt, ihn vom Bestehen 

de der Dahlmannschule in Bad Segeberg 
zählte. Influx war die Bezeichnung für ei-
nen von den Alliierten angeordneten Be-
völkerungsaustausch zwischen der sowje-
tischen und der britischen Besatzungszo-
ne zwischen September 1945 und Novem-
ber 1946. In der Woche vom 4. bis 11. Janu-
ar 1946 z. B. wurden in diesem Lager 7.149 
Personen untersucht, von denen 1.131 ärztli-
cher Behandlung bedurften. 23 Prozent der 
Untersuchten waren unterernährt, 11 Pro-
zent verlaust. In den Krankenhäusern ver-
starben 17 Patienten, darunter fünf Kinder 
meist im Kleinkindesalter. Ein im Bahnhof 
Bad Segeberg abgestellter Entseuchungszug 
konnte wegen Kohlenmangels nicht einge-
setzt werden. Etwa 15 Prozent der Flüchtlin-
ge waren an Krätze erkrankt. Zehn Fleck-
fieberfälle wurden eingeschleppt, davon 
verstarben drei Patienten. Ein Lagerrevier 
stand zur Verfügung, das ausreichend mit 
Medikamenten und Verbandstoffen aus-
gestattet war. Bei einer Besichtigung des 
Influx-Lagers Bad Segeberg Ende Febru-
ar 1946 wurde festgestellt, dass hygienisch 
einwandfreie Unterkünfte bisher nicht ge-
währleistet seien, u. a. der auf allen Zu-
fahrtsstraßen tiefe Schlamm sei eine Brut-
stätte für Seuchen. Die Ärzte hätten aller-
dings viele Wünsche, „die vor der Erfüllung 
einer kritischen Prüfung bedürfen“. 

In Bad Oldesloe wurden Patienten mit 
ansteckenden Krankheiten, Ausschlägen 
und Verlausung von noch nicht entlasse-
nen Wehrmachtsärzten in einem Ambu-
latorium behandelt. Vom Gesundheitsamt 
in Eutin war zu hören, dass 10 bis 20 Pro-
zent der aus dem Influx-Lager Bad Sege-
berg kommenden Flüchtlinge trotz der dort 
vorgenommenen ärztlichen Untersuchung 
und Maßnahmen von Kleiderläusen befal-
len waren. 

Der Lübecker Amtsarzt berichtet im 
November 1945 über die Inbetriebnah-
me eines weiteren Influx-Lagers, des La-
gers Pöppendorf im Waldhusener Forst. 
Pöppendorf wurde das größte Flüchtlings-
durchgangslager Schleswig-Holsteins und 
war zunächst im August/September 1945 
als Entlassungslager für die deutschen 
Kriegsgefangenen aus Norwegen genutzt 
worden. 60 Nissenhütten sollten 3.500 Per-
sonen fassen und waren mit Strohsäcken, 
teilweise auch mit Betten ausgerüstet. Ti-
sche und Stühle gab es ebenso wie Bettwä-
sche nicht. Gruben-Aborte, Wasserleitun-
gen, elektrisches Licht und eine Großkü-
chen-Anlage für 5.000 Personen standen 
zur Verfügung. Die Betreuung des Lagers 
erfolgt durch die von den Briten eingesetz-
te Sanitäts-Kompagnie 227 der Wehrmacht 
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gemisch getrieben hat“. Die Flüchtlinge wa-
ren nun „Untermenschen“ aus dem Os-
ten und Nazis zugleich. Alle schlechten Ei-
genschaften wurden ihnen zugeschrieben. 
Man wollte „dat Schiet“ am liebsten in die 
Nordsee werfen. 

Im Jahre 1950 gab es in Schleswig-Hol-
stein immer noch 728 Flüchtlingslager mit 
127.756 Menschen. Bereits 1949 war eine 
erste bundesweite Umverteilung umgesetzt 
worden. Die zweite stockte jedoch, weil die 
aufnehmenden Bundesländer sich weiger-
ten, weitere Menschen aufzunehmen.

Fortsetzung im Oktoberheft,
Literatur und Quellennachweise beim 

Verfasser
Dr. med. Dr. phil. Karl-Werner  

Ratschko

nen erfolgte durch ortsansässige niederge-
lassene Ärzte, der allgemeine Gesundheits-
zustand war gut. Im Landkreis Flensburg 
befanden sich zum Berichtszeitpunkt über-
haupt keine Flüchtlingslager, alle Flüchtlin-
ge waren in Einzelquartieren und größeren 
Unterkünften untergebracht. Im Kreis Nor-
derdithmarschen sah es deutlich schlech-
ter aus. Bei im Januar 1946 durchschnittlich 
etwa 800 untergebrachten Flüchtlingen war 
der Gesundheitszustand schlecht, beson-
ders der Ernährungszustand war bei vie-
len äußerst mangelhaft, es waren reichlich 
Krätzefälle vorhanden, einzelne Typhusfäl-
le waren aufgetreten. 

Reibereien und offener Hass zwischen 
den Einheimischen und den Hinzugekom-
menen waren nicht selten. In Schleswig-
Holstein, das von vielen auch hochrangi-
gen Nationalsozialisten in der Hoffnung, 
in einem deutschen Reststaat ungescho-
ren unterkommen zu können, als Zuflucht 
gewählt wurde, hielten sich viele Politiker 
für besonders „reinrassig“. Ein Flensbur-
ger Landrat sprach von der „Mulattenzucht, 
die der Ostpreuße nun einmal im Völker-

erschwerte. Die meisten Flüchtlinge besa-
ßen nur eine Wäschegarnitur. Die Influx-
Lager und Flüchtlingslager standen jeweils 
unter der Aufsicht eines Arztes, Krankenre-
viere sowie Krankenschwestern und sonsti-
ges Sanitätspersonal waren vorhanden. 

Länger genutzte Flüchtlingslager
Ein in den Akten der Gesundheitsabteilung 
des Oberpräsidiums vorliegender Über-
blick über den Stand einiger länger be-
legter Flüchtlingslager in Schleswig-Hol-
stein von Mitte Januar 1946 weist 30 Lager 
mit 127 Baracken mit einer durchschnittli-
chen Belegung von jeweils 1.353 Männern, 
1.516 Frauen und 1.692 Kindern auf. Dabei 
wurde der Gesundheitszustand der Perso-
nen in den meisten Lagern als gut bis be-
friedigend bezeichnet – das Fehlen von an-
steckenden Krankheiten war hier der ent-
scheidende Gesichtspunkt. Die Ansprüche 
in den damaligen Zeiten waren nicht hoch. 
In etwa einem Drittel bestanden erhebliche 
hygienische Mängel, besonders die Wasser-
versorgung war hoch problematisch. Bei 
etwa der Hälfte der Lager musste das Was-
ser aus Entfernungen von 200 bis 700 Me-
tern in Eimern herangeschafft werden. Für 
alle Lager gab es eine medizinische Versor-
gung, in 80 Prozent durch Ärzte. Keines 
der hier untersuchten Lager hatte einen ei-
genen Arzt. Einrichtungen zur Desinfekti-
on fehlten überall, die Verpflegung erfolgte 
selten durch Gemeinschaftsküchen, meist 
musste die Nahrungszubereitung in eige-
ner Zuständigkeit zum Teil mit den schon 
erwähnten Brennhexen in nicht vorhande-
nen oder mangelhaften Kücheneinrichtun-
gen vorgenommen werden. 

Die Berichte aus dem Landesteil Schles-
wig und der Westküste klingen demgegen-
über etwas positiver. Der Kreis Eiderstedt 
berichtete über drei Flüchtlingslager (St. 
Peter, St. Peter-Böhl und Garding), die vom 
Reichsarbeitsdienst und der Wehrmacht 
belegt gewesen waren, sowie einem als 
Flüchtlingslager genutzten Hotel mit insge-
samt befriedigenden hygienischen Verhält-
nissen. In keinem Fall handelte es sich um 
Durchgangslager, in allen gab es Desinfek-
tionsmöglichkeiten, Kücheneinrichtungen, 
im Lager Garding war eine Entlausungsan-
lage, in St. Peter-Böhl sogar eine Lagerärz-
tin vorhanden. Das alles bei einer Belegung 
mit rund 500 Personen. Bei den in der da-
maligen Zeit geringen Ansprüchen schie-
nen es durchaus befriedigende Verhältnis-
se zu sein. Im Kreis Husum waren Flücht-
linge in Barackenunterkünften immerhin 
schon in einzelnen Stuben untergebracht. 
Die ärztliche Versorgung der ca. 150 Perso-

Nissenhütten in der Glückstädter Straße, Ecke Meldorfer Straße in Neumünster (Blick-
richtung Heider Straße). Datierung: 10.1951, Fotograf: Magnussen, Friedrich (1914-1987)
Quelle: Stadtarchiv Kiel CC BY-SA 3.0 DE

Nissenhütten auf dem Schlachthofgelände 
an der Kaistraße, Datierung: 11.1951 - 
12.1951, Fotograf: Magnussen, Friedrich 
(1914-1987), Quelle: Stadtarchiv Kiel CC 
BY-SA 3.0 DE
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Antwort des Verfassers    
Zunächst einmal vielen Dank für die 

Leserbriefe. Sie geben Anlass, meine Ent-
scheidungen bei der Verfassung der Ar-
tikel für die Jubiläumsausgabe des Ärzte-
blattes verständlicher zu machen. Vielen 
Dank auch für die positive Einschätzung 
meiner Arbeit durch den Kammerpräsi-
denten Prof. Henrik Herrmann.

Fraglos hat Gerd Iversen im „Dritten 
Reich“ eine höchst zweifelhafte Karriere 
aufzuweisen. Sein früher Eintritt 1933 in 
die SS, seine Bekenntnisse zum NS-Staat 
in den mir vorliegenden Unterlagen aus 
seiner Personalakte beim SS-Rasse- und 
Siedlungsamt und sein Engagement las-
sen keine anderen Schlüsse zu. Seine Zu-
gehörigkeit zum SS-Infanterieregiment 
10 bis Mitte 1942 wirft ein dunkles Licht 
auf den jungen Truppenarzt. Die Einheit 
beteiligte sich zu Beginn des Russland-
feldzuges an Anti-Partisaneneinsätzen. 
Meldungen des Regiments an den Briga-
de-Stab nach dem Überfall auf die Sow-
jetunion ist zu entnehmen, dass bei „Säu-
berungsaktionen“ in Tschernachow 232 
Juden, im September weitere ca. „250 bol-
schewistische Juden“ erschossen wur-
den. Und das ist sicher nur die Spitze des 
Eisbergs. Iversens Zugehörigkeit zum 
SS-Regiment 10 wie auch die räumliche 
Nähe seiner Arbeit als SS-Arzt im SS-La-
zarett Buchenwald/Hohenwiese zur KZ-
Außenstelle Buchenwald/Hohenwiese  
bedürfen für eine über das Allgemeine 
hinausgehende Bewertung näherer Un-
tersuchungen. Sie sind jedoch bei un-
klarer Quellenlage nur mit großem Auf-
wand an Zeit und Kosten und mit unge-
wissem Ausgang möglich. Darüber hi-
naus bleibt rätselhaft, wie es Iversen ge-
lingen konnte, schon Anfang Juli 1945, 
wenige Wochen nach Kriegsende, die 
von vielen entwurzelten Ärzten hoch be-
gehrte Stelle als Assistent im Segeberger 
Kreiskrankenhaus zu bekommen. Übli-
cherweise wurden SS-Offiziere in Lagern 
von den Besatzungsmächten bis zu zwei 
Jahren interniert. 

Edmund Christiani ist 1933 schon 
früh in die NSDAP eingetreten. Zum da-
maligen Zeitpunkt war ein solcher Schritt 

„Moralisch empörend“ und 
„politisch gefährlich naiv“ 

Als Mitglied der Ärztekammer Schles-
wig-Holstein hatte ich neulich doch die 
Muße, die Festschrift „Gestern, Heute, 
Morgen“ zu lesen. War ich bisher von un-
serem bisherigen „lkterusblatt“, welches 
nunmehr auf wertigem Papier in DIN A 
4-Format eher Werbung für den Facharzt 
der Allgemeinmedizin auf dem Lande 
machte, eher leichte Kost gewöhnt, weh-
te mir auf Seite 17 unter der treffenden 
Überschrift „Ungewöhnliche Karriere“ 
der kalte braune Atem der 50er Jahre in 
Form des Lebensportraits von Dr. Gerd 
lversen entgegen. 

In dem Artikel kann man völlig un-
kommentiert und „sachlich dargestellt“ 
lesen: „Angehöriger des lnfanterieregi-
mentes 10 der Waffen-SS von Nov./39 bis 
Dez./42, dabei bei „Einsätzen in Polen 
und Russland“. Dann vom Sommer 1942 
bis Mai 1945 SS-Arzt im SS-Lazarett Bu-
chenwald/Hohenwiese, einer „TBC Heil-
stätte“. 

Eine solche Darstellung (einmal abge-
sehen davon, dass die NS-Begrifflichkei-
ten hier nicht in Anführungszeichen o. ä. 
gesetzt werden), vermittelt ein besorg-
niserregend unkritisches Bild des beruf-
lichen Werdegangs des Herrn Dr. lversen 
in den zentralen Institutionen des NS-Re-
gimes, die hauptverantwortlich für die 
brutalsten Kriegsverbrechen des 20. Jahr-
hunderts gewesen sind. Ferner sind eben 
diese Instanzen u. a. auch ein erschüt-
terndes Beispiel dafür, wie sich die deut-
sche Ärzteschaft in weiten Teilen dem 
NS-Regime angedient hat. 

So war beispielsweise das o. g. Regi-
ment – vorher „SS Totenkopfstandar-
te 10“ –, aufgestellt in Buchenwald, u. a. 
auch für die „Bewachung“ des KZs, ver-
antwortlich, vom 25.2.1941 bis zur erneu-
ten Umstellung am 1.9.1941 zum Infante-
rieregiment 10 der Waffen-SS an „ Einsät-
zen“ beteiligt, die vorwiegend hinter der 
Front in Polen und Russland stattfanden 
– die Massenerschießungen vor allem jü-
discher Zivilisten. Mindestens zwei Ein-
sätze davon hat das Regiment selbst pro-
tokolliert. 

Leserbriefe
H I S T O R I E  D E R  Ä R Z T E K A M M E R   In unserer Jubiläumsausgabe wurde u. a. die Geschichte der 
Ärztekammer und einzelner Akteure geschildert. Die unkommentierte Darstellung etwa des Lebenslaufes 
von Dr. Gerd Iversen stieß bei Lesern auf Kritik, führte aber auch zu mancher Zuschrift zum Thema. 

Im späteren Einsatzort des SS-Laza-
retts Buchenwald wurden u. a. belgische 
Kriegsgefangene und KZ-Häftlinge in 
„Versuchen“ mit TBC und Fleckfieber in-
fiziert. Das geschah direkt in der Einheit 
von Herrn Dr. lversen. 

Umso erstaunter ist der Leser dann, 
dass in dem o. g. Artikel zwar kein Platz 
gefunden wurde, um auch nur ansatz-
weise diese „Karriere“ kritisch einzuord-
nen, aber dafür mehrere Absätze sich mit 
den Verdiensten des (nunmehr geläuter-
ten???) ,,Kollegen“ um den Schutz des un-
geborenen Lebens (§ 218) und der nord-
italienischen Singvögel beschäftigen. Der 

„beispiellose Einsatz“ von Herrn Dr. lver-
sen führte sogar – man staune – zur Ab-
sage eines Ärztekongresses in Italien im 
Jahr 1979. 

Geläutert? – Nein, zeichnete doch 
Herr lversen im Jahre 1984 anlässlich des 
100- jährigen Geburtstages für die Fest-
schrift des Dr. Schultz verantwortlich: 

„Der Erfinder des autogenen Trai-
nings“, urteilt Ulrich Schultz-Venrath, 
Nervenarzt an der Universität Witten/
Herdecke, „war ein psychotherapeutischer 
Selektionsarzt“. Er war als Gutachter u. a. 
dafür verantwortlich, hunderte Homose-
xuelle in KZs und damit ihre Ermordung 
geschickt zu haben, makabre Einzelheiten 
hierzu in einem Artikel des ,,SPIEGEL“. 

Ich maße mir nicht an, über den Arzt 
Dr. lversen zu urteilen, aber diese unkom-
mentierte Darstellung des Lebenslaufes 
finde ich moralisch empörend, politisch 
gefährlich naiv bzw. (sofern beabsichtigt) 
unentschuldbar reaktionär und aus me-
dizin- wie politikwissenschaftlicher Sicht 
schlichtweg ungenügend und damit den 
Ärztestand diskreditierend. 

Ich würde daher von Ihnen eine ent-
sprechende klarstellende Veröffentli-
chung sowie eine darin enthaltene Ent-
schuldigung an die 266.000 KZ-Häftlinge 
(davon ca. 56.000 Ermordete) erwarten. 

Übrigens glaube ich, dass dies sicher-
lich auch im Sinne der Autoren der Gruß-
worte wäre.

Cord Scheunemann, Kiel
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„Plakative Demonstration einer untade-
ligen demokratischen Gesinnung“

Der Generation, die noch die Trümmerwüsten als Abenteuer-
spielplatz kennengelernt haben und vor und mit der Währungsre-
form eingeschult worden sind, wird der schleppend langsame Er-
kenntnisgewinn zum Nationalsozialismus noch in Erinnerung 
sein. Nur zögerlich wurden die Erörterungen zu den Fehlern des 
nationalsozialistischen Regimes und dem Ausgang des Krieges 
durch das Begreifen des umfassend verbrecherischen Charakters 
der Regierung, der Partei, ihrer Organisationen und führenden 
Mitglieder und die fatalen historischen  Folgen ersetzt. 

Noch Mitte der 50 Jahre fanden Treffen hochrangiger national-
sozialistischer Führungspersonen in aller Öffentlichkeit statt. Be-
richte findet man dazu meist vergeblich, aber ich hatte als 14-jähri-
ger Schüler Gelegenheit, zu einem dieser informellen Treffen in ei-
nem Ostseebad mitgenommen zu werden. Neben Obergruppen-
führern und Parteigrößen nahm u. a. auch ein amtierender Bon-
ner Minister teil. 

Neben diesen sichtbaren Bemühungen, eine Kontinuität der 
einflussreichen Schicht zu bewahren, gab es jedoch auch Personen, 
die mit ihrer Beteiligung in Ämtern und Funktionen des National-
sozialismus sichtbar gebrochen hatten und sich um den Neuauf-
bau einer demokratisch organisierten Ärzteschaft mit großem En-
gagement bemüht hatten. Einer dieser Kollegen war Dr. Gerd Iver-
sen, der 1977 Präsident der Ärztekammer wurde, zuvor den Mar-
burger Bund in Schleswig-Holstein mitbegründet hatte und durch 
besondere konzeptionelle und organisatorische Leistungen für die 
Psychotherapie in Erinnerung geblieben ist. Seiner Wahl aus der 
Position eines Geschäftsführenden Arztes unter der 16 Jahre wäh-
renden Ägide des legendären Präsidenten Christiani waren inten-
sive positive Debatten zu seiner Eignung und Person vorausgegan-
gen. Ich war damals schon berufspolitisch interessiert und als As-
sistentenvertreter Mitglied der Lübecker Fakultät gewesen und 
nicht zuletzt über einen ärztlichen  Arzneimittelreferenten, der zu-
gleich Mitglied der Ärztekammer war, gut informiert und hatte zu-
dem in eigener Sache Gelegenheit gehabt, den geschäftsführenden 
Arzt und späteren Präsidenten Iversen und seine Überzeugungen 
kennenzulernen. 

Niemals vermittelte er mir den Eindruck, ein „alter Nazi“ zu sein.
Der differentiellen Psychologie (Hoffstätter) verdanken wir die 

Erkenntnis, dass der Charakter eines Menschen und seine Wesens-
züge wandelbar sind. Dieses Wissen ist sogar in den Strafvollzug 
und die Resozialisierung eingedrungen. Nur die Betrachtungswei-
se der berufspolitischen Geschichte und der herausgehoben han-
delnden Personen scheint von diesen Gedanken unberührt zu sein. 

Der Lebensweg von Gerd Iversen bietet nun Kritikern, die ihn 
kaum kennengelernt haben können, Gelegenheit, ihre untadeli-
ge demokratische Gesinnung – in Leserbriefen ohne Namensnen-
nung – plakativ zu demonstrieren.

In dem begleitenden Kommentar des amtierenden Präsiden-
ten (in Heft Juli/August 2020) zu den unreflektiert kritischen An-
merkungen – ohne jeglichen  konkreten Hinweis auf Verfehlun-
gen oder gar Verbrechen – wird die Notwendigkeit betont, „Trans-
parenz“ herzustellen, für die „Thematik zu sensibilisieren“,  nicht 
ohne an die Verstrickungen anderer Kollegen in der Nazizeit anzu-
knüpfen. 

Diese Verquickung eines diffusen politischen Bekenntnis-
drangs und der Würdigung eines für die Demokratie hoch enga-
gierten Kollegen wird dem Andenken des Kollegen und Präsiden-
ten Gerd Iversen nicht gerecht.  

Dr. Jürgen Schmidt

nicht notwendig, später dann vielleicht schon, wenn man den Ehr-
geiz hatte weiterzukommen. Dass er sich aus politischen Grün-
den nicht habilitieren konnte, war mir aus Christianis Entnazifizie-
rungsakte bekannt, schien mir jedoch, da es keine weiteren Indizi-
en als seine eigene Behauptung gab, nicht unbedingt erwähnens-
wert. Entnazifizierungsakten müssen immer sehr sorgfältig in-
terpretiert werden. So ganz auf „Kriegsfuß“ mit dem NS-Regime 
kann er aber nicht gestanden haben. Seinem Antrag auf Anerken-
nung des Facharztes für Nerven- und Geisteskrankheiten, am 24. 
Mai 1937 gestellt, folgte ziemlich schnell die vom Leiter der Ärz-
tekammer Dr. Rinne unterzeichnete Urkunde am 7. Juni 1937. Mit 
Creutzfeld ist mir tatsächlich ein Fehler unterlaufen. Als Creutz-
feldt die Nervenklinik übernahm, hatte sie Christiani schon verlas-
sen. Ich hätte die Daten genauer abgleichen müssen.

Bleibt die Frage, warum Iversen bei seiner Vorgeschichte im 
„Dritten Reich“ 1965 erst Geschäftsführender Arzt und dann 1977 
Präsident werden konnte. Die Erklärung dürfte darin liegen, dass 
besonders in Schleswig-Holstein in den fünfziger bis hinein in die 
endachtziger Jahre wenig Bereitschaft bestand, sich mit der NS-
Vergangenheit ernsthaft auseinanderzusetzen. Das war auch in der 
Ärzteschaft nicht anders. Beispiele gibt es viele:
	Der Lübecker Arzt v. Rohden berichtet aus seiner Arbeit im Lü-

becker Entnazifizierungsausschuss „Manche Gefahren konnten 
abgewendet werden, die einigen ehemals allzu aktiven und pro-
minenten Nationalsozialisten gedroht hatten“. 

	Das im Auftrag der westdeutschen Ärztekammern von Alexan-
der Mitscherlich verfasste und 1949 in einer Auflage von 10.000 
Exemplaren erschienene Buch „Wissenschaft ohne Menschlich-
keit“ über die Nürnberger Ärzteprozesse fand bei der schleswig-
holsteinischen Ärztekammer trotz geringen Preises und starken 
Drängens der Arbeitsgemeinschaft nur eine Abnahme von 30 
Stück. Nahezu nirgendwo wurde damals das Buch bekannt.

	Der ehemalige Leiter der Ärztekammer, Hans Rinne, stand kurz 
vor seinem unerwarteten Tod Anfang Dezember 1948 vor einer 
Kassenzulassung.

	Die Ärztin Herta Oberhäuser, die zweieinhalb Jahre im KZ Ra-
vensbrück an Menschenversuchen beteiligt und zunächst zu 20 
Jahren Zuchthaus verurteilt worden war, praktizierte nach ihrer 
Begnadigung 1952 bis zur Entziehung ihrer Approbation 1958 als 
Kassenärztin in Stocksee im Kreis Segeberg. 

	Der Fall Heyde/Sawade, die Unmöglichkeit, ärztliche Gutachter 
für den Fall des wegen der Durchführung abscheulicher Men-
schenversuche an polnischen Frauen angeklagten Carl Clauberg 
zu finden, wie auch die Berufung des Professors Dr. Werner Ca-
tel 1954 auf den Lehrstuhl für Kinderheilkunde in Kiel sind wei-
tere Beispiele, die hier nur aufgezählt werden können.

In dieser gesellschaftlichen Atmosphäre der Beschönigung und 
Verdrängung der NS-Vergangenheit, die sich auch in der Ärzte-
schaft widerspiegelte, konnte eine Entscheidung für Iversen, der 
sich nach dem Krieg engagiert am gesellschaftlichen Leben auch in 
der Ärzteschaft beteiligte, durchaus Platz finden.

 Dr. med. Dr. phil. Karl-Werner Ratschko
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D
as Ziel, auch in der Gesundheitsver-
sorgung als einer der wenigen ver-
bleibenden Branchen zeitgemäße di-
gitale Strukturen einzuführen, wird 
spätestens seit 2003 mit der Einfüh-
rung der elektronischen Gesund-
heitskarte vom Bundesgesetzgeber 

verfolgt. In dem jahrelangen Prozess gab 
es Fortschritte, Stillstände und auch Rück-
schritte. Zuletzt hat dieses bundesweite Te-
lematik-Infrastrukturvorhaben aber klare-
re Konturen angenommen und wird nun 
mit enormer politischer Schubkraft voran-
getrieben.

Der Zugang zu dieser „digitalen 
Welt“ äußerst schützenswerter Gesund-
heits- und Krankheitsdaten muss ohne je-
den Zweifel strengstens geregelt und stets 
nachvollziehbar sein. Zur eindeutigen 
Identifizierung und Authentifizierung von 
Ärztinnen und Ärzten innerhalb der Te-
lematik-Infrastruktur (TI) des deutschen 
Gesundheitswesens dient der elektroni-
sche Heilberufsausweis (eHBA). Einige 
Funktionen und Anwendungen innerhalb 
der TI sind längst umgesetzt, andere wer-
den zeitnah und in schneller Taktung fol-
gen. Alle Ärztinnen und Ärzte sind aufge-
fordert, sich über ihren eigenen Bedarf in 
dieser Hinsicht und damit die Notwendig-
keit, sich einen eHBA zuzulegen, zu infor-
mieren. Damit wird schon deutlich, dass 
Ärztinnen und Ärzte, die ihren Beruf nicht 
oder nicht mehr ausüben, diesen in der 
Regel nicht benötigen. Alle einschlägigen 
Institutionen wie KVSH, KBV, gematik, 
ÄKSH, BÄK etc. haben ausführliches Ma-
terial online gestellt oder in ihren Publika-
tionsorganen veröffentlicht. Auch hier fol-
gen unten weitere wichtige Aspekte.

Komplizierter wird es nun bei der Fra-
ge: Wer stellt einen solchen eHBA aus? 
Von der Bundesebene wurde festgelegt, 
dass der eHBA eine sogenannte „qualifi-
zierte Signatur“ nach Vertrauensdienste-
gesetz (VDG) (früher: Signaturgesetz) ent-
halten muss. Diese berechtigt zur amtli-
chen Authentifizierung in allen Bereichen 
(analog zum Personalausweis mit Signa-
turfunktion), so z. B. außerhalb des Ge-
sundheitswesens auch beim Notar (etc.). 

Wirrwarr beim Arztausweis der 
Ärztekammer Schleswig-Holstein?
N E I N ,  allenfalls ein bisschen kompliziert – hier kommt die Klärung einer Frage, 
die viele Kollegen im Land in den vergangenen Wochen beschäftigt hat.

Der echte eHBA
Der „echte“ eHBA mit Logo der Ärztekammer Schleswig-Holstein, Chip und quali-
fizierter Signatur. Hierfür war und ist ein aufwändigeres Antragsverfahren notwen-
dig. Sie erkennen diesen Ausweis daran, dass auf der Rückseite im Falle des Auffin-
dens an eine der vier bundesweit agierenden Institutionen verwiesen wird. Dieser 
Ausweis ist zudem mit monatlichen Kosten verbunden.
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Der Scheckkartenausweis  
ohne Chip

Der Scheckkartenausweis ohne Chip. 
Hierbei handelt es sich um einen reinen 
Sichtausweis zum Nachweis, Ärztin oder 
Arzt und Mitglied einer Ärztekammer zu 
sein. Dieser Ausweis hat keinerlei elektro-
nische Funktion.

Der Scheckkartenausweis
Der Scheckkartenausweis der Ärztekam-
mer Schleswig-Holstein mit Chip und fort-

geschrittener Signatur. Der Ausweis hat 
elektronische Funktionen, berechtigt aber 
nicht zum Zugang zur TI! Der Ausweis 
wird seit Juni 2020 nicht mehr ausgestellt. 
Sie erkennen ihn daran, dass auf der Rück-
seite steht: „Falls gefunden, bitte zurück 
an: Ärztekammer Schleswig-Holstein“.
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Bundesweit sind nach aufwendigem Zu-
lassungsverfahren bislang vier Instituti-
onen berechtigt, derartige Signaturen in 
Kombination mit Arztausweisen auszu-
geben (Bundesdruckerei, T-Systems, Me-
disign und SHC/Atos). Die Landesärzte-
kammern haben die Aufgabe, zu bestäti-
gen, dass es sich tatsächlich um Ärztin-
nen und Ärzte handelt. Um nicht mehrere 

„Arztausweise“ bei sich tragen zu müssen, 
wurde der klassische Arztausweis mit dem 
eHBA kombiniert, und die Landesärzte-
kammern – so auch wir in Bad Segeberg – 
bieten über die Portale (Homepages) die 
Möglichkeit der Beantragung mit genauen 
Gebrauchsanweisungen (https://akis.ae-
ksh.de).

Zu Beginn stand noch nicht endgül-
tig fest, welcher Sicherheitsgrad der Signa-
tur für den Zugang zur TI vorgeschrieben 
werden würde und ob nicht eine „fortge-
schrittene Signatur“ nach dem ehemali-
gen Signaturgesetz gegebenenfalls ausrei-
chen würde. In Schleswig-Holstein wur-
den seinerzeit zur Unterstützung der zügi-
gen Umsetzung Ausweise mit fortgeschrit-
tener Signatur kostenfrei angeboten. Aus 
diesem Grunde sind im Moment bei uns 
im Land noch drei unterschiedliche Arzt-
ausweise im Umlauf (die taubenblauen Pa-
pierausweise sind allesamt inzwischen un-
gültig!).

Damit leider nicht genug. Die Nut-
zung der TI und ihrer verpflichtenden An-
wendungen ist ab 1. Januar 2021 nur noch 
mit einem eHBA der 2. Generation (sog. 
G2 Karte) möglich. Neu ausgestellt wer-
den seit dem 18. Februar 2019 (T-Systems), 
seit dem 10. Februar 2020 (Bundesdrucke-
rei) und dem 5. Mai 2020 (SHC/Atos) nur 
noch G2-Karten. Medisign wird im Au-
gust 2020 das Zulassungsverfahren für 
die G2-Karte abschließen, alte G0-Kar-
ten müssten bei Medisign umgetauscht 
werden. Dazu oder auch im Zweifelsfall 
nehmen Besitzer eines „alten“ eHBA bit-
te Kontakt zum entsprechenden Anbie-
ter auf.

Alle weiteren Informationen finden Sie 
auf www.aeksh.de/aerzte/mitgliedschaft.

Dr. Carsten Leffmann

FORTBILDUNGSTERMINE BEI  DER ÄRZTEKAMMER

Bildung mit Sicherheit
Wir haben für den Lehrbetrieb der Akademie ein Hygienekonzept und Hygieneregeln 
entwickelt, die dafür sorgen sollen, dass sich unsere Teilnehmerinnen und Teilnehmer bei 
uns sicher fühlen. Unsere jeweils aktuellen Hygieneregeln sind stets auf unserer Home-
page zu finden. So ist in der Akademie ein Mund-Nasen-Schutz zu tragen und es befinden 
sich zusätzlich Schutzwände zwischen den Teilnehmerplätzen in den Veranstaltungsräu-
men der Akademie. In diesem Zusammenhang möchten wir Ihnen in dieser Ausgabe u. a. 
unseren Grundkurs für hygienebeauftragte Ärztinnen und Ärzte vorstellen, der auch das 
Modul 1 der strukturierten curricularen Fortbildung zum „Krankenhaushygieniker“ dar-
stellt.

Grundkurs für hygienebeauftragte Ärztinnen und Ärzte
Infektionen, die im zeitlichen Zusammenhang mit medizinischen Maßnahmen stehen, 
gehören zu den häufigsten Komplikationen medizinischer Behandlung. Maßnahmen zur 
Infektionsprävention sind ein wesentlicher Bestandteil des Qualitäts- und Risikomanage-
ments. Verantwortlich sind die Träger bzw. die Leitung eines Krankenhauses oder anderer 
medizinischer Einrichtungen. Neben der Beratung durch spezielles Hygienefachpersonal 
wird in der Richtlinie des Robert Koch-Instituts „Krankenhaushygiene und Infektions-
prävention“ in den Krankenhäusern die Benennung von hygienebeauftragten Ärzten ge-
fordert („Personelle und organisatorische Voraussetzungen zur Prävention und Kontrolle 
nosokomialer Infektionen“). Diese haben unter besonderer Berücksichtigung ihres fach-
spezifischen Wissens und ihrer klinischen Erfahrung zentrale Verantwortung für den Er-
folg des Gesamtkonzeptes der Prävention (Surveillance und Kontrolle nosokomialer In-
fektionen).
Die Bundesärztekammer hat eine strukturierte curriculare Fortbildung zum „Kranken-
haushygieniker“ beschlossen. Diese Fortbildung umfasst 200 Std., aufgeteilt in Modul 1 
(Grundkurs für hygienebeauftragte Ärztinnen und Ärzte) sowie die Module 2 - 6 (Kran-
kenhaushygieniker).
Nächster Termin: 5. − 9. Oktober 2020 (Fortbildungspunkte: 40, Fortbildungsstunden: 40)

Intensivkurs Neurologie 2020  
Der Intensivkurs richtet sich sowohl an Ärztinnen und Ärzte in der neurologischen Fach-
arztausbildung zur Vorbereitung auf die Facharztprüfung als auch an die, die sich unab-
hängig von der Facharztprüfung eine aktuelle Übersicht über das Fach verschaffen wollen. 
Der Kurs stellt den aktuellen Wissensstand der gesamten Neurologie in Forschung und 
Praxis dar. Von kompetenten und klinisch erfahrenen Dozenten werden Epidemiologie, 
Pathologie, diagnostische Kriterien, Differenzialdiagnosen sowie Therapien vorgestellt. 
Praktische Aspekte anhand ausgewählter Fallbeispiele runden das Lehrangebot ab. Dieser 
Kurs ist in Schleswig-Holstein als Bildungsurlaub anerkannt.
Nächster Termin: 28. September − 1. Oktober 2020 (Fortbildungspunkte: 41, Fortbildungs-
stunden: 38)

Kontakt
Akademie der Ärztkammer Schleswig-Holstein
Telefon 04551 803 700, E-Mail akademie@aeksh.de
www.aeksh.de
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S
eit den bahnbrechenden Arbeiten 
A. Donabedians ab den 1960er Jah-
ren stehen Qualitätssicherung und 
Qualitätsmanagement im Fokus auch 
der Gesundheitsversorgung. Dabei 
geht es im Wesentlichen um Struk-
tur-, Prozess- und Ergebnisquali-

tät. Zur Prozessqualität gehört als im Wort-
sinne grundlegende Qualität die Indikati-
onsqualität, denn welchen positiven Effekt 
kann eine medizinische Maßnahme erzie-
len, die zwar in einem einwandfreien tech-
nischen Prozess, aber ohne medizinischen 
Grund und nicht im Interesse des Patien-
ten erfolgte? 

Wie gelangen Ärztinnen und Ärzte zu 
einer Behandlungsempfehlung für ihre Pa-
tienten? Landläufig besteht die Vorstellung 
eines verbindlichen Standes des medizini-
schen Wissens, der bei vergleichbaren me-
dizinischen Problemen stets zu vergleich-
baren Therapievorschlägen führt. Spätes-
tens seit den Arbeiten John Wennbergs ab 
1973 und vieler weiterer Autoren wissen 
wir aber um das weltweite Phänomen der 
„small area variations“. Die Häufigkeit me-
dizinischer Maßnahmen variiert je nach 
Region erheblich, und zwar ohne Korrela-
tion mit der Häufigkeit entsprechender Er-
krankungen. Dies lässt nur den Schluss zu, 
dass außer einer objektiv vorhandenen me-
dizinischen Situation auch andere Faktoren 
die Indikationsstellungen beeinflussen, wie 
z. B. aufseiten der Behandler unterschied-
liches medizinisches Wissen, unterschied-
liche Erfahrungshintergründe und unter-
schiedlich vorhandene Ressourcen. Beson-
ders im Rahmen der lebhaften Debatte um 
die Kommerzialisierung der Medizin wer-
den aber auch ökonomische Fehlanreize 
bei der Indikationsstellung in der Öffent-
lichkeit diskutiert. 

Unterschiedliche Therapieentscheidun-
gen können und sollen auch durch unter-
schiedliche Präferenzen des Patienten ent-
stehen, die idealerweise auf einer gut infor-
mierten Entscheidung des Patienten beru-
hen. Es gibt Beispiele von Erkrankungen, 
für die allein aus medizinischen Gründen 
keine konkrete Therapieempfehlung aus 
mehreren vorhandenen Optionen ausge-
sprochen werden kann, wie etwa im Fal-
le des lokal begrenzten Prostatakarzinoms 
mit möglicher kurativer Therapie. Die Prä-
ferenz des gut informierten Patienten ist 
hier wesentliches Entscheidungskriterium 
zwischen so unterschiedlich belastenden 
Optionen wie Radiatio, Operation oder ak-
tiver Überwachung. Medizinisches Wissen 
war sicher in der Vergangenheit höchst un-
terschiedlich verbreitet und wurde vor al-

Zwischen Ethik, 
Wissen + Ökonomie
Q U A L I T Ä T S M A N A G E M E N T  Positionspapier des Ausschusses 
Qualitätsmanagement (QM) der Ärztekammer Schleswig-
Holstein zur Indikationsqualität: Im Spannungsfeld von Wissen, 
Ethik und Ökonomie. Von Dr. med. habil. Thomas Schang. 

lem auch in diversen Schulen unterschied-
lich interpretiert. Heute erscheint Wis-
sen zwar über das Internet nahezu ubiqui-
tär verfügbar, ist aber allein schon wegen 
der exponentiell anwachsenden Menge für 
den Einzelnen kaum noch zu überblicken. 
Es ist daher eine positive Entwicklung, 
dass Schulen schrittweise abgelöst werden 
durch auf sorgfältiger Literaturanalyse be-
ruhende und regelmäßig aktualisierte Leit-
linien der Fachgesellschaften. Insbesondere 
ist auch die zunehmende Entwicklung von 
Patientenleitlinien zu begrüßen, die Patien-
ten in die Lage versetzen sollen, eine infor-
mierte Entscheidung zusammen mit ihren 
Behandlern zu treffen. 

Die Entwicklung künstlicher Intelli-
genz (KI) wird zunehmend als Entschei-
dungshilfe der nahen Zukunft propagiert 
bis hin zur Ansicht, dass Therapieempfeh-
lungen ohne Zuhilfenahme von KI künf-
tig gar nicht mehr zu vertreten seien. Dazu 
sollte jedoch nicht übersehen werden, dass 
im medizinischen Alltag nur verhältnismä-
ßig wenige Entscheidungen ein umfangrei-
ches Literaturstudium erfordern, sondern 
vielmehr ein medizinisches Grundwissen 
und vor allem eine grundlegende ärztliche 
Ethik. Grundsätze der antiken Medizin wie 
„primum non nocere“ oder „salus aegro-
ti suprema lex“ besitzen im Licht mancher 
Debatten um Indikationsstellungen eine er-
staunliche Aktualität. 

Diskussionen um Indikationsqualität 
werden oft verkürzt auf wenige Therapie-
empfehlungen, insbesondere bestimmter 
operativer Maßnahmen, die im Verdacht 
kommerzieller Interessensteuerung stehen. 
Dies allein würde dem Thema aber nicht 
hinreichend gerecht. 

Die Gesamtheit der Medizin sollte uns 
einen steten kritisch-analytischen Blick auf 
die Begründungen unseres Handelns Wert 
sein. Das reicht von der Frage der regelmä-
ßigen Einbestellung von Patienten in un-

sere Praxen über die Häufigkeit diagnosti-
scher Maßnahmen, Verordnungen von Me-
dikamenten, Heil- und Hilfsmitteln, klei-
nere operative Eingriffe, stationäre Einwei-
sungen bis hin zu großen Eingriffen in der 
Onkologie, dem Gelenkersatz oder dem 
Organersatz.

Für große Eingriffe existieren häufig 
qualifizierte Leitlinien, die als Grundlage 
zur Aufstellung von medizinischen Indika-
toren der Indikationsqualität dienen kön-
nen. Solche standardisierbaren Indikatoren 
(Q-Qualität) ergeben sich aus einem wissen-
schaftlich-fachlichen Konsensprozess. Al-
lerdings unterliegen medizinische Maßnah-
men eben oft auch einer ethischen Bewer-
tung, die Gegenstand eines ethischen Dis-
kurses sind mit dem Ziel einer Aufstellung 
ethisch begründeter Indikatoren (T-Qua-
lität). Q- und T-Qualität könnte man auch 
darstellen als naturwissenschaftlich-medi-
zinisch begründete Qualität des technisch 
Machbaren und als ärztliche (zusätzlich 
ethisch begründete) Qualität des dem Pati-
enten Angemessenen. Macht nicht die Inte-
gration des „Medizinischen“ in das „Ärzt-
liche“ das Arztsein geradezu aus? Und wer-
den damit nicht auch in Zeiten von KI Ärzte 
niemals obsolet?

Von den Begriffen der Leitlinien und 
Qualitätsindikatoren muss der Begriff der 
Normung scharf abgegrenzt werden. Seit ei-
nigen Jahren erfolgen im Rahmen der EU 
(CEN, Comité Européen de Normalisati-
on) Normungen auch im Bereich medizini-
scher Prozesse und Dienstleistungen. Die-
se Normungen werden jedoch im Gegen-
satz zu Leitlinien durch selbstdefinierte pri-
vate Interessengruppen ohne Transparenz 
des Erstellungsprozesses auch zur Regelung 
von Marktzugängen erstellt und angemeldet. 
Die Bundesärztekammer macht es sich zur 
Aufgabe, diese Vorgänge aktiv zu beobach-
ten, um negative Auswirkungen auf ärztli-
ches Handeln in Deutschland zu verhindern.
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Indikationsqualität ist nicht nur Grundlage  
guter Behandlungsergebnisse, sondern 
auch Grundlage nachhaltigen Vertrauens 
in ärztliche Behandlung sowohl auf indivi-
dueller als auch auf gesellschaftlicher Ebe-
ne. Es geht dabei nicht um einen Gegensatz 
von Vertrauen versus Kontrolle, sondern 
um Vertrauenserhalt durch Kontrolle auch 
der Indikationsqualität. Der Erhalt des ge-
sellschaftlichen Vertrauens in die Ärzte-
schaft kann als eine der wesentlichen Auf-
gaben des Systems der ärztlichen Selbstver-
waltung angesehen werden und ist lang-
fristig mitbestimmend für den Erhalt der 
Selbstverwaltung.

Vertrauen in ärztliche Empfehlungen 
kann durch Begründung von Empfehlun-
gen und Darstellung eines Entscheidungs-
prozesses unter Einbeziehung des Patienten 
gewonnen werden. Dazu ist es erforderlich, 
so weit wie in einer gegebenen Situation 
möglich das Informationsungleichgewicht 
zwischen Arzt und Patient abzubauen. Der 
weit verbreitete und auch gesellschaftlich 
geförderte Trend zur Zweit- und Drittmei-
nung hat auch etwas mit einem Vertrauens-
verlust in ärztliche Empfehlungen zu tun. 
Das führt zu einer erheblichen Mehrbelas-
tung unserer personellen Ressourcen, ohne 
dass damit Entscheidungssicherheit und 
Vertrauen erhöht werden, solange der Pro-
zess der Indikationsstellung nicht transpa-
rent wird.

Transparenz benötigt zunächst einen 
Konsens zum angestrebten Prozess der In-
dikationsstellung und Entwicklung von In-
dikatoren, über die wesentliche Schritte  
dieses Prozesses erfasst werden können. 
Auswertungen von Qualitätsindikatoren 
sollten allgemein öffentlich zugänglich sein 
als Entscheidungsgrundlage für Patien-
ten, Kostenträger und Politik. Dabei gilt es, 
durch entsprechende Bearbeitung der Da-
ten ungerechtfertigte Fehlinterpretatio-
nen durch die Öffentlichkeit zu vermeiden. 
Dies ist insgesamt ein nicht banaler, hoch-
komplexer Vorgang. In Deutschland wur-
de das IQTIG durch den G-BA mit der Ent-
wicklung eines solchen Systems beauftragt.

Indikationsqualität und Freiberuflichkeit 
Indikationsstellungen sind eine grundle-
gende ärztliche Tätigkeit, die einer Viel-
zahl von Einflüssen ausgesetzt ist. Ärztli-
che Freiberuflichkeit, nicht zu verwech-
seln mit selbstständiger Tätigkeit, meint die 
Freiheit ärztlicher Entscheidungen von an-
deren als rein ärztlichen, fachlich/berufli-
chen Entscheidungskriterien. Auch „The-
rapiefreiheit“ meint nichts anderes. Frei-
beruflichkeit geht über rechtliche Impli-

kationen wie Kammerwesen und berufs-
ständisches Versorgungswerk hinaus und 
stellt auch eine moralische Instanz dar, de-
ren Fortbestehen auf gesellschaftliche An-
erkennung angewiesen ist. Die größte Ge-
fährdung der Freiberuflichkeit geht so gese-
hen von Ärzten aus, die diesen Grundsatz 
nicht beachten, aus welchen Gründen auch 
immer. Freiberuflichkeit muss, wie politi-
sche und weltanschauliche Freiheit, ständig 
durch verantwortungsvollen Gebrauch ver-
teidigt werden.

Indikationsqualität und Vergütungsform
Therapieentscheidungen von Ärzten unter-
liegen prinzipiell auch möglicher Beeinflus-
sung durch ökonomische Interessen, sei-
en es eigene Interessen als selbstständiger 

Leistungserbringer, eigene Interessen als 
Angestellter oder Interessen eines Arbeitge-
bers bis hin zur Ausbildung eines Gruppen-
drucks. Moralisch begründete Forderun-
gen zur Hintenanstellung ökonomischer 
Interessen bei ärztlichen Entscheidungen 
sind sicher gerechtfertigt und finden ihren 
Niederschlag auch in der ärztlichen Berufs-
ordnung. Allein sind moralische Appelle 
ohne Rücksicht auf bestehende systembe-
dingte Fehlsteuerungen aber nur begrenzt 
erfolgversprechend.

Unsere mengenbasierten Vergütungs-
systeme (DRG, EbM, GOÄ, Selektivverträ-
ge mit Mengenbasierung) bieten einen An-
reiz zur Erbringung von immer mehr Leis-
tungen durch immer weniger Einrich-
tungen mit weniger Personal. Um öko-

P
atienten begeben sich aufgrund von körperlichen oder psychischen Beschwerden in 
ärztliche Behandlung. Ihre Hoffnung ist, dass ihr Arzt durch sein Wissen und sei-
ne Erfahrung Maßnahmen einleitet, die ihre Beschwerden lindern. Entsprechend be-
steht – nämlich genau dafür braucht der Patient ja den Arzt – ein erhebliches Infor-

mationsungleichgewicht zwischen Arzt und Patient. Der hilfesuchende Patient muss 
dem Arzt schlichtweg vertrauen, dass dieser eine Entscheidung in seinem Sinne trifft. Er 
kann ihm aber nur vertrauen, wenn er sicher sein kann, dass sein Arzt tatsächlich in sei-
nem Interesse entscheidet: frei also von einer Einflussnahme Dritter und frei von intrin-
sischen monetären Interessen. Genau deswegen ist und muss der Arztberuf ein freier Be-
ruf sein. Denn nur dann kann der Patient darauf vertrauen, dass die Empfehlung seines 
Arztes tatsächlich in seinem Interesse liegt. Ein wesentliches Element eines freien Beru-
fes ist deswegen auch die Gebührenordnung. Sie soll einerseits den Patienten vor Wu-
cher schützen und andererseits dem Arzt ein auskömmliches Gehalt garantieren. Da sie, 
zumindest in der Theorie, betriebswirtschaftlich kalkuliert ist, ist der Arzt tatsächlich 
auch in seiner Entscheidungsfindung frei von intrinsischen monetären Interessen. Da 
aber das heutige Vergütungssystem, ambulant wie stationär, bestimmte finanzielle An-
reize setzt, wird die Entscheidungsfreiheit der Ärzte bedrängt und somit das Vertrauens-
verhältnis zwischen Arzt und Patient kompromittiert. De jure aber, verbrieft in der ärzt-
lichen Berufsordnung, sind wir weiterhin frei im Sinne unserer Patienten zu entscheiden. 
Viel mehr noch: Uns ist geboten, keine Vorschriften und Anweisungen zu beachten, die 
das Wohl Dritter über das Wohl unserer Patienten stellen würden. Das gilt für alle Ärzte 

– gleich ob selbstständig oder angestellt! Deswegen ist unsere Freiberuflichkeit von zen-
traler Bedeutung für eine gute Indikationsqualität und soll garantieren, dass wir Indika-
tionen immer mit bestem Wissen und Gewissen im Sinne unserer Patienten stellen kön-
nen. Natürlich, und das macht die Formulierung sofort klar, ist medizinisches Wissen 
ebenfalls von zentraler Bedeutung für eine gute Indikationsqualität. Nun bleibt aber eine 
Frage offen: Ist die ärztliche Berufsordnung und die Freiberuflichkeit tatsächlich stark 
genug, um in der echten Welt, in der das Klinikmanagement mit allen Regeln der Kunst 
versucht, die Krankenhäuser wirtschaftlich zu führen, konsequent eine Indikationsstel-
lung im Sinne der Patienten zu garantieren? Wenn Sie meinen, dass sie das nicht ist,  
schreiben Sie uns (qm@aeksh.de) oder rufen Sie uns an (04551 803 302).

Dr. Kevin Schulte

Freiberuflichkeit und Indikationsqualität 
A U F R U F  Dr. Kevin Schulte aus dem Ausschuss für Qualitätsmanage-
ment der Ärztekammer Schleswig-Holstein wünscht sich Feedback zum 
Spannungsfeld zwischen Freiberuflichkeit und Indikationsqualität. 
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nomische/kommerzielle Einflüsse auf 
Indikationsstellungen zu vermeiden, wäre 
eine qualitative Vergütungsreform sinn-
voll. Ein Paradigmenwechsel von mengen-
basierter Vergütung hin zu Finanzierung 
von Vorhaltung zur populationsbasierten 
Versorgungssicherung und Vergütung von 
Versorgungsqualität könnte zu neuen nach-
haltigeren Versorgungsstrukturen und Ent-
scheidungsprozessen bis hin zu einer besse-
ren Sicherung der Indikationsqualität füh-
ren.

Mit dem Wegfall ökonomischer Interes-
sen zur Erbringung möglichst hoher Leis-
tungsmengen wäre auch das Vertrauens-
verhältnis zwischen Arzt und Patient weni-
ger kompromittiert.

Diagnostische und therapeutische 
Maßnahmen zulasten der GKV unterliegen 
neben den Geboten „zweckmäßig, ausrei-
chend und notwendig“, also Elementen, die 
der Indikationsqualität zugeordnet werden 
können, auch dem Gebot der Wirtschaft-
lichkeit. Insofern besteht also grundsätz-
lich auch ein ökonomischer Einfluss auf die 
Indikationsstellung durch die Gestaltung 
des Leistungskataloges der GKV. Ein mög-
licher Widerspruch von Ökonomie und In-
dikationsqualität ließe sich jedoch aufhe-
ben durch die Interpretation, dass Unwirt-
schaftlichkeit in erster Linie bei mangel-
hafter medizinischer/ärztlicher Indikation 
vorliegt. Insofern könnte eine gute Defini-
tion von Diagnose- und Indikationsquali-
tät auch Diskussionen um Wirtschaftlich-
keit vermeiden.

Indikationsqualität und Diagnosequalität
Die alte Weisheit „vor die Therapie haben 
die Götter die Diagnose gestellt“ (Franz 
Volhard zugesprochen) ist auch heute al-
les andere als banal. Grundlage für eine 
gute Indikationsqualität ist eine gute Dia-
gnosequalität. Definierte Prozesse zur Di-
agnosestellung bieten die Basis zur Erstel-
lung von Indikatoren zur Diagnosequalität. 
Dabei wären verschiedene Aspekte der Di-
agnosefindung unterschiedlich zu bewer-
ten hinsichtlich ihres Impacts zu Diagnose-
findung, Indikationsstellung und Behand-
lungsergebnis.

Ein nicht zu unterschätzender Einfluss 
auf die vorgenommene Diagnostik geht 
von einer defensiven Haltung der Behand-
ler gegenüber der Erwartungshaltung von 
Patienten und gegenüber möglicher juris-
tischer Verfolgung aus. Eine transparen-
te Darstellung von Indikatoren zur Diagno-
se- und Indikationsqualität hätte auch das 
Potenzial zur Vermeidung nicht indizierter, 
vorwiegend defensiver diagnostischer und 

therapeutischer Maßnahmen. So konn-
te etwa eine Studie aus der Schweiz zeigen, 
dass nicht angemessene internistische Kli-
nikaufnahmen dank Messungen und ent-
sprechender Interventionen von 15 Prozent 
auf 9 Prozent reduziert werden konnten als 
Hinweis auf ein grundsätzliches Verände-
rungspotenzial durch Indikatoren zur Dia-
gnose- und Indikationsqualität. 

Die bereits existierende Leitlinie zur In-
dikationsstellung Knieendoprothese bietet 
so etwas wie eine Blaupause zur Erfassung 
der Indikationsqualität. Wesentlich ist eine 
Kombination medizinisch erfassbarer Er-
krankungsparameter mit einer Erfassung 
der Lebensqualität und der Lebensumstän-
de des Patienten sowie der Befähigung des 
Patienten zur eigenen Entscheidung. Indi-
kationsqualität wäre also messbar an der 
Einhaltung eines Prozesses, der diese ge-
nannten Parameter berücksichtigt.

Der Prozess der Indikationsstellung am 
Beispiel der Knieendoprothese (aus: Leit-
linie Indikation Knieendoprothese www.
awmf.org): 
Die Erhebung von Parametern der Quali-
tätsindikatoren kann aus mehreren Quel-
len erfolgen:
	Gesonderte Dokumentationen der Leis-

tungserbringer wie im bisherigen Verfah-
ren der datengestützten externen Quali-
tätssicherung der Kliniken, 

	GKV-Routinedaten/Abrechnungsdaten, 
	Erhebungen auf Patientenseite (patient 

reported outcome measurement (PROM) 
und patient reported experience measu-
rement (PREM) mit validierten Patien-
tenfragebögen),

	Peer Review-Verfahren,
	vergleichende regionale Leistungsstatisti-

ken.

Anforderungen an Qualitätsindikatoren
Ein Indikator folgt grundsätzlich dem Auf-
bau: (Anzahl der behandelten Patienten 
mit einer bestimmten Erkrankung und ei-
nem bestimmten Parameter/Anzahl der 
behandelten Patienten mit einer bestimm-
ten Erkrankung) X 100 = % Indikatorerfül-
lung. Zusätzlich müssen Regeln zum mög-
lichen Ausschluss von Patienten erstellt 
werden und Korridore definiert werden, 
innerhalb derer ein Indikator als erfüllt be-
trachtet werden soll. Indikatoren sollen re-
liabel und valide sein. Regeln und Korrido-
re sollen evidenzbasiert sein. Wesentlich ist 
auch die Zuordnungsfähigkeit eines Indi-
kators zu einem Leitungserbringer. Ist das 
Resultat einem bestimmten Leistungser-
bringer, etwa einem Operateur, zuzuord-
nen oder einem ganzen Team, einer Kli-

nik oder einem regionalen Versorgungs-
netzwerk?

Die Darstellung eines Indikators oder 
eines Konglomerats aus Indikatoren soll-
te transparent erfolgen und als Grundlage 
sachgerechter Entscheidungen für das ein-
richtungsbezogene Qualitätsmanagement, 
aber auch für Patienten und Kostenträger 
dienen können. 

Alle Quellen von Parametern besitzen 
grundsätzlich Schwächen, die durch Va-
lidierungsmaßnahmen und Nutzung ver-
schiedener Quellen auszugleichen sind. Es 
kommt auch sehr darauf an, dass Maßnah-
men zur Qualitätssicherung nicht einen 
Belastungsumfang des Personals erreichen, 
der die kurative Versorgung gefährdet. 

Grundsätzlich sind Maßnahmen zum 
Qualitätsmanagement immer mit Kos-
ten auf mehreren Ebenen verbunden (Leis-
tungserbringer, Datenerheber/Auswerter, 
Kommunikation der Ergebnisse), die ge-
genfinanziert werden müssen.

Indikationsqualität kostet aber vor al-
lem Zeit, die insbesondere dem Patienten 
gewidmet werden muss. Sorgfältiges Zu-
hören, Einfühlen in die persönliche Prob-
lematik, patientengerechte Aufklärung und 
Erarbeiten einer gemeinsamen Entschei-
dung: Wie passt das zu einer ökonomisch 
optimierten Hochfrequenz-Medizin? An-
dererseits kann sich schlechte Indikations-
qualität auch ökonomisch aus der Gesamt-
sicht des Gesundheitssystems und aus der 
Sicht des einzelnen Patienten verheerend 
auswirken. 

Qualifizierte Zeit ist mit das Wertvolls-
te, das wir unseren Patienten geben können. 
Dies muss auch ökonomisch (wieder) Stan-
dard werden. 

Zusammenfassung:
Diagnose- und Indikationsstellung wa-
ren seit jeher wesentliche Pfeiler ärztlichen 
Handelns, die nach bewussten oder unbe-
wussten Prozessen ablaufen. Relativ neu 
sind Bestrebungen, dies auch über Indi-
katoren zu messen und ggf. zu verbessern. 
Gestaltung und Messung von Indikatoren 
sowie Maßnahmen zur Verbesserung un-
terliegen medizinischen/ärztlichen Einflüs-
sen wie auch gesellschaftlichen Einflüssen 
außerhalb der rein ärztlichen Sphäre. Aus 
Sicht der ärztlichen Profession kommt es 
darauf an, Diagnose- und Indikationsqua-
lität im tieferen Sinne der Freiberuflichkeit 
frei von nicht-ärztlichen Einflüssen zu de-
finieren und umzusetzen. Die Diskussion 
um Qualität gestaltet bereits jetzt die Aus-
übung des Arztberufes wesentlich mit.

Literatur beim Verfasser
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W
ie funktioniert die Kommunika-
tion in dem kleinsten Kreisaus-
schuss der Ärztekammer Schles-
wig-Holstein? Mit rund 540 Ärz-
ten scheint es vergleichsweise 
leicht zu sein, im ständigen Aus-
tausch zu bleiben. 

Neben dem Kreisausschuss der Ärzte-
kammer sind die Kammermitglieder noch 
in der Kreisstelle der Kassenärztlichen Ver-
einigung, dem Medizinischen Praxisnetz 
sowie dem Krankenhaus organisiert. „Die 
Koordination ist unspektakulär“, sagt des-
halb Dr. Angela Neumann. Die Fachärztin 
für Innere Medizin ist seit 2018 Kreisaus-
schussvorsitzende in Neumünster. 

In der kreisfreien Stadt sind die Mit-
glieder in mehreren Ehrenämtern in Per-
sonalunion tätig. Neumann ist neben ih-
rer Funktion als Kreisausschussvorsitzen-
de noch Kassenwärtin im Praxisnetz, bei 
dem die Fortbildungsbeauftrage des Kreis-
ausschusses, Dr. Dorette Kinzel-Herwig, 
als Vorsitzende aktiv ist. Ein kontinuierli-
cher Austausch über aktuelle Themen fällt 
daher leicht − eine eindeutige Abgrenzung 
zwischen den einzelnen Gruppen und Aus-
schüssen dagegen nicht. „Die einzelnen 
Gruppen haben die gleichen Ziele. Doppel-

Auf dem kurzen Wege
N E U M Ü N S T E R  Die Kommunikation in der kreisfreien 
Stadt Neumünster läuft unkompliziert. Themen werden 
offen und direkt, ohne Formalismus, angesprochen. Im 
ständigen Dialog bleibt hierbei Dr. Angela Neumann.

Dr. Angela Neumann

strukturen sind da wenig hilfreich“, so Neu-
mann. Viermal im Jahr finden im örtlichen 
Friedrich-Ebert-Krankenhaus (FEK) Tref-
fen und Fortbildungen statt. Dabei bleibt 
man im ständigen Austausch mit den Ärz-
ten aus dem Krankenhaus, schließlich ver-
binden sie alle dieselben Themen. Das wohl 
größte Problem bleibt der fehlende Nach-
wuchs. Dies habe man im Kreis bereits früh 
erkannt und schon vor Jahren Projekte ini-
tiiert, um mit dem Nachwuchs im Gespräch 
zu bleiben, berichtet Neumann. Das The-
ma bleibt dennoch aktuell. Für Neumann 
steht fest: „Junge Ärztinnen und Ärzte ha-
ben heute mehr Wahlmöglichkeiten. Work-
Life-Balance und der damit einhergehende 
Wunsch, mehr in Teilzeit arbeiten zu kön-
nen, sind Faktoren, die man bei dem Ver-
such, den Nachwuchs in Neumünster zu 
halten, beachten muss.“ Außerdem gibt sie 
zu bedenken, dass der Anteil von Ärztin-
nen in den letzten Jahren erfreulicherwei-
se gestiegen sei. Damit Familie und Karrie-
re simultan realisierbar sind, arbeiten viele 
junge Ärztinnen im Angestelltenverhältnis 
in den Praxen. Was Neumann aus eigener 
Erfahrung fehlt: „Auch die Krankenhäuser 
benötigen ein adäquates Teilzeitmodell.“

Stephan Göhrmann

Die Arbeit der Kreisaus-
schüsse
Die Kammerversammlung der Ärzte-
kammer Schleswig-Holstein wird bei der 
Durchführung ihrer Aufgaben in jedem 
Landkreis und jeder kreisfreien Stadt von 
einem Kreisausschuss unterstützt. Die 
Kreisausschüsse werden für die jeweili-
ge Wahlperiode analog zur Kammerver-
sammlung benannt.
Die Mitglieder der Kreisausschüsse tref-
fen sich regelmäßig zum kollegialen Aus-
tausch. Sie erarbeiten Strategien und 
Konzepte, um die berufliche Fortbildung 
der Ärztinnen und Ärzte in ihrem Ein-
zugsgebiet zu fördern.
Des Weiteren unterstützt jeder Kreisaus-
schuss die Ärztekammer darin, die Ein-
haltung der Berufspflicht zu kontrollieren 
und die Kammerwahlen nach Ablauf ei-
ner Wahlperiode vorzubereiten.
In bis zu drei Mal jährlich stattfindenden 
gemeinsamen Sitzungen informiert die/
der Kreisausschussvorsitzende den Vor-
stand der Ärztekammer Schleswig-Hol-
stein über aktuelle Themen und Diskussi-
onen innerhalb der Landkreise und spie-
gelt somit die Meinungsbildung in Schles-
wig-Holstein wider.

M I T G L I E D E R  D E S  K R E I S A U S -M I T G L I E D E R  D E S  K R E I S A U S -
S C H U S S E SS C H U S S E S
	Dr. Angela Neumann, Quarnbek-

Landwehr (Vorsitz)
	Dr. Christian Hirschner, Neumünster 

(Stellvertreter)
	Dr. Alexandra Barth, Schwentinetal
	Heinz-Holger Brammer, Neumünster
	Dr. Dorette Kinzel-Herwig, Neumüns-

ter
	Dr. Dirk Marquardt , Neumünster
	Alexander Selch, Neumünster

K O N T A K TK O N T A K T
Haben Sie Fragen zur Arbeit des Kreis-
ausschusses Neumünster und suchen Sie 
Kontakt zur Vorsitzenden? Dann wenden 
Sie sich gern direkt an Dr. Angela Neu-
mann. Sie freut sich über eine Kontakt-
aufnahme per Mail an: 
neumuenster@aeksh.de

S E P T E M B E R  2 0 2 0
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Veröffentlichung über die Aufhebung 
von Zulassungsbeschränkungen durch 
den Landesausschuss der Ärzte und 
Krankenkassen in Schleswig-Holstein 
gemäß § 16b Abs. 7 Ärzte-ZV
Der Landesausschuss der Ärzte und Krankenkassen hat auf Antrag der für die Sozialversicherung zuständigen obersten Landesbehörde am 
29.07.2020 entsprechend § 103 Abs. 2 SGB V für nachfolgenden Nahbereich die Zulassungssperren aufgehoben, wobei der Beschluss mit den Aufla-
gen versehen ist, dass

1.	 Zulassungen oder Anstellungen nur im aufgeführten Umfang erfolgen dürfen,
2.	die rechtsverbindlichen Zulassungs- bzw. Anstellungsanträge bis zum 15.11.2020 beim Zulassungsausschuss für Ärzte in Schleswig-Holstein,  

Bismarckallee 1 - 3, 23795 Bad Segeberg, einzureichen sind
3.	nach Fristablauf eingehende Zulassungs- bzw. Anstellungsanträge berücksichtigt werden können, sofern zum Zeitpunkt des Eingangs dieser nicht 

fristgerechten Anträge beim Zulassungsausschuss nach Berücksichtigung der vorrangigen fristgerecht und vollständig gestellten Anträge hinaus 
noch Zulassungsmöglichkeiten gemäß den nachfolgenden Festlegungen bestehen.

Die Niederlassungsmöglichkeiten werden ausschließlich für den Zentralen Ort, also Schafflund, ausgeschrieben.

Die Bewerbungsfrist ist gewahrt, wenn aus dem Antrag eindeutig hervorgeht, für welchen Niederlassungsort (Straße, Hausnummer, PLZ, Ort) die 
Zulassung bzw. die Anstellung beantragt wird und ein Arztregisterauszug beigefügt wurde. Darüber hinaus ist ein unterschriebener Lebenslauf einzu-
reichen.

Bad Segeberg, den 29.07.2020

Fachgruppe Planungsbereich Anzahl
Hausärzte Nahbereich Schafflund 2,5
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HINWEIS DER REDAKTION: 
Alle Anzeigen beruhen auf Angaben der Anzeigenkunden und werden nicht von der Redaktion geprüft. 
Herausgeber und Redaktion können keine Gewähr dafür übernehmen, dass die Angaben (auch zu den 
Weiterbildungsbefugnissen)korrekt sind. Unter www.aeksh.de finden Sie die aktuellen Listen der weiter-
bildungsbefugten Ärztinnen und Ärzte in Schleswig-Holstein. 
Entsprechende Beschwerden über unrichtige Angaben, insbesondere zu falschen Aussagen hinsichtlich 
der Weiterbildungsbefugnis, können nach den berufsrechtlichen Vorschriften verfolgt werden. Auf even-
tuelle zivilrechtliche Folgen, wie Schadensersatzansprüche, wird hingewiesen. Gewerbliche Anzeigen 
stellen keine redaktionellen Beiträge dar.
Herausgeber und Redaktion können keine Gewähr dafür übernehmen, dass die ausgeschriebenen Praxen 
im Sinne der Bedarfsplanung bedarfsgerecht sind. Interessenten werden gebeten, sich mit der Kassen-
ärztlichen Vereinigung Schleswig- Holstein in Verbindung zu setzen.
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S T E L L E N A N G E B O T E

Arzt (m/w/i/t) 
für Bereitschaftsdienste
Klinik für Frauenheilkunde und Geburtshilfe

Für unsere Klinik für Frauenheilkunde und Geburtshilfe suchen 
wir zum 1. September 2020 einen Arzt (m/w/i/t) für Bereitschafts-
dienste.

Was Sie erwartet:
• Mehr als 1.600 Geburten pro Jahr
• „Babyfreundliches Krankenhaus“ (WHO/UNICEF-Initiative)
• „Holsteinisches Brustzentrum“ und eigenständiges 

„Gynäkologisches Krebszentrum“ am Klinikum Itzehoe 
(Deutsche Krebsgesellschaft)

• Breites onkologisches und gynäkologisches Spektrum
• Arbeiten im multiprofessionellen und engagierten Team
• Bereitschaftsdienst nach individueller Absprache und Ver füg bar-

keit, wochentags sowie am Wochenende 24-Stunden-Dienste

Ihr Profil:
• Approbation und erste Erfahrung im Bereich Geburtshilfe
• Begeisterungsfähigkeit, Engagement und ausgeprägte Sozial-

kompetenz
• Teamgeist und eigenverantwortliche Arbeitsweise
• Flexibilität im Einsatz in Bereitschaftsdiensten

Unser Engagement:
• Hohe Investitions- und Innovationsbereitschaft
• Berücksichtigung der Lebenssituation unserer Mitarbeiter 

durch individuelle Arbeitsplatzgestaltung
• Individuelle Förderung durch vielfältige Fort- und Weiter-

bildungsangebote
• Angenehme abteilungs- und hierarchieübergreifende Arbeits-

atmosphäre

Kontakt:
Sie haben vorab noch Fragen? Der Chefarzt, Dr. med. Uwe Heilen-
kötter, beantwortet sie Ihnen gern (Tel.: 04821 772-2700).

Klinikum Itzehoe
Personalmanagement • Robert-Koch-Straße 2 • 25524 Itzehoe

Referenznummer 113-20

Weitere Informationen finden Sie unter:  
www.klinikum-itzehoe.de/karriere

Das Klinikum Itzehoe ist eines der größten Krankenhäuser  
in Schleswig-Holstein:
• Akademisches Lehrkrankenhaus der Universitäten Kiel,  

Lübeck und Hamburg
• Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter: 2.400
• Patientinnen und Patienten pro Jahr: 31.000 stationär,  

46.000 ambulant

Wir suchen für unseren Bereich Gesundheitsamt zum  
nächstmöglichen Zeitpunkt eine:n

Stadtärztin / Stadtarzt
für Infektionsschutz, Impfwesen, Tuberkulose und Hafendienste

Das Aufgabengebiet umfasst:
• Leitung des Sachgebietes Infektionsschutz, Impfwesen,  
 Tuberkulose und Hafendienste 
• Prävention, Früherkennung und Bekämpfung von melde- 
 pflichtigen Erkrankungen/Krankheitserregern nach dem 
 Infektionsschutzgesetz
• Prävention, Früherkennung und Bekämpfung von multi- 
 resistenten Erregern; dabei ständiges Vorstandsmitglied  
 im MRSAplus Netzwerk Lübeck e.V.
• Infektionshygienische Überwachung von Einrichtungen 
• Anteilige Mitarbeit an weiteren ärztlichen Aufgaben der Abteilung
• Teilnahme am ärztlichen Rufbereitschaftsdienst mit Aufgaben  
 nach dem Infektionsschutzgesetz und dem Psychisch- 
 Kranken-Gesetz 
Erwartet werden:
• Approbation als Ärztin / Arzt 
• mindestens dreijährige Berufserfahrung
• Erfahrung in einem einschlägigen medizinischen Fachgebiet  
 oder entsprechende andere klinische Berufserfahrung, die für  
 die Aufgabenwahrnehmung relevant ist
• Wünschenswert: Facharzt für Innere Medizin, Allgemeinmedizin,  
 Hygiene, Mikrobiologie oder öffentliches Gesundheitswesen
• Fähigkeit zur Personalführung ebenso wie zu selbständigem  
 Arbeiten bei gleichzeitiger Bereitschaft zur Teamarbeit
• Organisations- und Planungskompetenz
• Bereitschaft zur Einarbeitung in spezielle Fragen des Infektions- 
 schutzes
• Psychische Belastbarkeit, Flexibilität sowie organisatorisches  
 Geschick und Verständnis im Umgang mit Menschen 
• Kommunikations- und Kooperationsfähigkeit
• Gute PC-Kenntnisse (insbesondere in Word, Excel und Outlook)
• Besitz der Fahrerlaubnis für PKW und die Bereitschaft zum Einsatz  
 des privaten PKW für dienstliche Zwecke gegen Zahlung einer  
 Entschädigung
• Bereitschaft zur Teilnahme an der ärztlichen Rufbereitschaft  
 nach den Vorgaben des PsychKG und des IfSG
• Nachweis über Ihre Masernimmunität

Die durchschnittliche regelmäßige Wochenarbeitszeit beträgt 39 
Stunden. Teilzeitarbeitsmodelle sind ggf. nach Absprache möglich.
 
Die Eingruppierung kann bei Vorliegen der persönlichen und tarif-
lichen Voraussetzungen bis in die Entgeltgruppe 15 TVöD erfolgen. 
Darüber hinaus wird Tarifbeschäftigten eine betriebliche Altersver-
sorgung angeboten. Die Zahlung einer Zulage ist möglich. Weiterhin 
besteht die Möglichkeit der Ausübung von Nebentätigkeiten. 

Qualifizierte Frauen werden ausdrücklich aufgefordert, sich  
zu bewerben.

Ausdrücklich begrüßen wir es, wenn sich Menschen mit Migrations-
hintergrund bei uns bewerben.

Den vollständigen Ausschreibungstext finden Sie unter  
www.luebeck.de/jobs und unter www.berufe-sh.de. 

Bitte bewerben Sie sich bis zum 02. Oktober 2020 über das Online- 
Bewerbungsportal www.interamt.de. Dort können Sie Ihre Bewer-
bung mit vollständigen Nachweisen unter der Stellenangebots-ID 
603014 einstellen.

Als Ansprechpartnerin für fachbezogene Fragen steht Ihnen  
Frau Schiffner, Tel. 0451 / 122-5386, zur Verfügung. In personal- 
wirtschaftlichen Angelegenheiten wenden Sie sich bitte an  
Herrn Husse, Tel. 0451 / 122-1159.
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Helios Agnes Karll Krankenhaus Bad Schwartau
z.Hd. Frau Lena Radtke - Geschäftsführung
E-Mail: lena.radtke@helios-gesundheit.de
Am Hochkamp 21, 23611 Bad Schwartau

Das Helios Agnes Karll Krankenhaus in Bad Schwartau
ist ein Belegkrankenhaus mit 14 Fachrichtungen und 85 
aufgestellten Betten.

Wir suchen zum nächstmöglichen Zeitpunkt Belegärztin-
nen/-ärzte des Fachgebiets Chirurgie zur Erweiterung
unseres chirurgischen Behandlungsspektrums mit dem
Fokus auf komplexe Handchirurgie (v.a. Arthroskopische
Handchirurgie, rekonstruktive Handwurzelchirurgie) und
Plastische Chirurgie (hier insb. rekonstruktive Mikro- 
chirurgie, Hauttumorchirurgie und Postbariatrische Chirurgie).

Die Ausschreibung erfolgt gemäß §103 Abs. 7 SGB V.

Falls ein Belegarztvertrag mit einem im Planungsbereich
niedergelassenen Vertragsarzt nicht zustande kommt, kann 
der Krankenhausträger mit einem nicht niedergelassenen 
geeigneten Arzt einen Belegarztvertrag abschließen.  
Dieser ermöglicht eine auf die Dauer der belegärztlichen
Tätigkeit beschränkte Zulassung.

Anfragen oder schriftliche Bewerbungen mit den üblichen
Unterlagen richten Sie bitte an die:

Wir suchen für unseren Bereich Gesundheitsamt zum nächst-
möglichen Zeitpunkt für ein unbefristetes Arbeitsverhältnis 
eine:n

Stadtärztin / Stadtarzt
für den Amtsärztlicher Dienst

Aufgabenschwerpunkte:
• Erstellung von amtsärztlichen Gutachten 
• Plausibilitätsprüfungen von Todesbescheinigungen
• Überwachung des Verkehrs mit Betäubungsmitteln
• Mitarbeit bei der Impfsprechstunde (Impfberatung)
• Teilnahme an der ärztlichen Rufbereitschaft gemäß Psychisch- 
 Kranken-Gesetz Schleswig-Holstein (PsychKG) und Infektions 
 schutzgesetz (IfSG)
• Mitarbeit bei anderen Fragestellungen und organisatorischen  
 Aufgaben innerhalb der Abteilung 
Erwartet werden:
• Approbation als Ärztin / Arzt 
• mindestens dreijährige Berufserfahrung als Ärztin / Arzt
• Erfahrung in einem einschlägigen klinischen Fachgebiet;  
 möglichst auf dem Gebiet der Inneren Medizin oder Allgemeinmedizin
• Eine Facharztqualifikation ist erwünscht, aber keine Voraussetzung
• Psychische Belastbarkeit, Flexibilität, gute Auffassungsgabe, Durch-
 setzungsvermögen, Entscheidungsfreudigkeit sowie organisatori- 
 sches Geschick
• Möglichst Besitz der Fahrerlaubnis für PKW und Bereitschaft zum  
 Einsatz des privaten PKW für dienstliche Zwecke gegen Zahlung  
 einer Entschädigung
• Gute EDV-Kenntnisse, insbesondere im MS-Office Paket

Es handelt sich um eine Teilzeitbeschäftigung. Die durchschnittliche 
regelmäßige Wochenarbeitszeit beträgt zurzeit 28,5 Stunden  
(ca. 75 % von Vollzeit). Weitere Teilzeitarbeitsmodelle sind ggf.  
nach Absprache möglich.

Die Eingruppierung kann bei Vorliegen der persönlichen und tarif-
lichen Voraussetzungen bis in die Entgeltgruppe 15 TVöD erfolgen. 
Darüber hinaus wird Tarifbeschäftigten eine betriebliche Altersver-
sorgung angeboten. Die Zahlung einer Zulage ist möglich. Weiterhin 
besteht die Möglichkeit der Ausübung von Nebentätigkeiten. 

Qualifizierte Frauen werden ausdrücklich aufgefordert, sich  
zu bewerben.

Ausdrücklich begrüßen wir es, wenn sich Menschen mit  
Migrationshintergrund bei uns bewerben.

Den vollständigen Ausschreibungstext finden Sie unter  
www.luebeck.de/jobs und unter www.berufe-sh.de. 

Bitte bewerben Sie sich bis zum 02. Oktober 2020 über das  
Online-Bewerbungsportal www.interamt.de. Dort können Sie  
Ihre Bewerbung mit vollständigen Nachweisen unter der Stellen- 
angebots-ID 602998 einstellen. Die Vorstellungsgespräche sind  
für den 19. Oktober 2020 geplant.

Als Ansprechpartnerin für fachbezogene Fragen steht Ihnen  
Frau Schiffner, Tel. 0451 / 122-5386, zur Verfügung. In personal- 
wirtschaftlichen Angelegenheiten wenden Sie sich bitte an  
Herrn Husse, Tel. 0451 / 122-1183.

Nettes Team sucht Arzt/Ärztin in Voll- oder Teilzeit in Allgemeinarzt-
praxis in Plön mit komplementärer, osteopathischer, chirurgischer und 
unfallchirurgischer Ausrichtung. Wir bieten großes diagnostisches und 
therapeutisches Spektrum (Röntgen, Ultraschall) und flexible Arbeits-  
und Urlaubszeiten. Kontakt: info@dr-stehle.de Web: www.dr-stehle.de



4 4  //  S T E L L E N -  U N D  R U B R I K A N Z E I G E N S E P T E M B E R  2 0 2 0  |  AU S G A B E  9

S T E L L E N A N G E B O T E

Nephrocare Ahrensburg GmbH 
Medizinisches Versorgungszentrum

Als Tochterunternehmen der Fresenius Medical Care Gruppe  
betreibt die NephroCare in Deutschland 48 wirtschaftlich eigen- 
verantwortliche medizinische Versorgungszentren an über 80 Stand-
orten. Die NephroCare hat sich in den letzten Jahren in Deutschland 
erfolgreich entwickelt und ist so zu einem großen Anbieter von 
Dialyseleistungen in der Struktur medizinischer Versorgungszentren 
geworden. 

Für unser Medizinisches Versorgungszentrum in Ahrensburg mit  
33 Dialyseplätzen und einer Nebenstelle in Bad Oldesloe mit 26 
Dialyseplätzen mit insgesamt 3 nephrologisch tätigen Ärzten suchen 
wir zum nächstmöglichen Zeitpunkt unbefristet und in Voll- oder 
Teilzeit einen

 » Facharzt für Innere Medizin und Nephrologie (m/w/d) «

Sie überzeugen uns durch ein hohes Maß an fachlicher und  
sozialer Kompetenz. Ihr persönliches Engagement trägt wesentlich 
zum freundlichen Miteinander im Team sowie zum verbindlichen und 
respektvollen Umgang mit Patienten, Kollegen und Mitarbeitern bei. 

Wir bieten Ihnen eine abwechslungsreiche Arbeitsatmosphäre  
mit guter Infrastruktur, eine moderne Ausstattung sowie finanzielle  
Unterstützung bei Fort- und Weiterbildungen. Eine überdurch-
schnittliche Vergütung mit guten Sozialleistungen und die  
Übernahme von Reisespesen sind selbstverständlich.

Haben wir Ihr Interesse geweckt? Jetzt bewerben.

Nephrocare Deutschland GmbH  
Herrn Daniel Schmidt 
Else-Kröner-Straße 1 
61352 Bad Homburg v.d.H. 
T +49 (0)6172 609 5785 
Daniel.Schmidt@fmc-ag.com

www.nephrocare.de

In unserer AWO Nordseeklinik Erlengrund in 25761 Büsum 
führen wir 3-wöchige stationäre, medizinische Vorsorgemaß-
nahmen für Mütter und deren Kinder durch.

Wir suchen baldmöglichst Verstärkung für unser Team durch eine*n

Fachärztin*Facharzt (m/w/d)
für Allgemeinmedizin, Innere- oder  
Psychosomatische Medizin in  
Teilzeit mit 20 Wochenstunden
Sie bringen mit
• Fachlich fundierte Kenntnisse in der Rehabilitations-  

und Sozialmedizin wünschenswert
• Hohe Sozial- und Beratungkompetenz, Einfühlungs- und 

Kommunikationsvermögen
• Kooperations- und Teamfähigkeit im interdisziplinärenTeam
• Einsatzbereitschaft und Verantwortungsbewusstsein

Wir bieten Ihnen
• Praxisorientierte, kollegiale, eigenverantwortliche Arbeitsweise 

im interdisziplinären Team
• Möglichkeit, die eigenen Schwerpunkte, Fähigkeiten und 

Kompetenzen einzubringen 
• Tarifliche Vergütung 
• Keine Nachtdienste

Wir freuen uns auf Ihre Bewerbung.  
Bitte richten Sie diese an: 
AWO Nordseeklinik Erlengrund 
Herrn Andreas Melzer (Einrichtungsleitung)
Nordseestraße 100 . 25761 Büsum 
Andreas.Melzer@aw-kur.de

Besuchen Sie uns auf www.aw-kur.de

Wir suchen freundliche(n), engagierte(n) Allgemeinärztin/-arzt  
oder Internist(in) zur Mitarbeit in unserem  Ärzteteam  

aus Allgemeinärzten, Chirurgen, Internist.    
Wir bieten Ihnen gut ausgestattete Praxis in  großen, hellen  

Räumen, variable Arbeitszeiten mit verlässlichen Urlaubszeiten.
Wir freuen uns auf Ihre Bewerbung an: MVZ in Wahlstedt AxelArm@aol.com

Sie sind Chirurg(in) und /oder Unfallchirurg(in) / Orthopäde(din) 
und suchen eine neue Herausforderung?
Kommen Sie in unser Team in einer größeren Gemeinschaftspraxis in der Mitte 
Schleswig-Holsteins. Anstellung in Voll- oder Teilzeit, spätere Teilhabe möglich. 
Große Praxis, Röntgen, Sono, C-Bogen, amb. Op-Zentrum, Klinikbetten.
Wir freuen uns auf Ihre Bewerbung an: Schmidtalexe@web.de

Weiterbildungsstelle Allgemeinmedizin 
am MGZ in Lübeck
Nettes jung-dynamisches Helferinnenteam sucht dringend  
zur Stärkung/Unterstützung des sympathischen Praxischefs  
einen/eine tatkräftige WB-Assistentin in VZ oder auch TZ.  
WB-Ermächtigung Allgemeinmedizin für 30 Monate liegt vor und  
ca. zehnjährige  Ausbildungserfahrung. Schwerpunkte: Diabetologie, 
Lymph- und Lipödem, Reisemedizin, Impfungen, Akupunktur, Taping. 

Weitere Infos und Fotos unter  
www.mgz-luebeck.de/hausarzt
Kontakt und Bewerbungen unter 
hausarzt@mgz-luebeck.de

Engagierte/r Allgemeinärztin/-arzt mit Freude an individuellen 
medizinischen Initiativen zur selbstständigen Mitarbeit in kleiner sehr 
schöner alteingesessener Privatpraxis für Allgemeinmedizin +Psychotherapie 
in Wentorf bei Hamburg für 20-25 h/Wo gesucht. 
Gerne mit Zusatzqualifikationen, z.B.Naturheilkunde, Akupunktur, Schmerz-
therapie, Gerontologie. Bei Interesse bitte Mail an: info@praxis-drstephan.de

 

 

 
Wir sind ein modernes, ärztegeleitetes Gesundheitszentrum mit mehreren 
Fachrichtungen im nördlichen Speckgürtel von Hamburg. Wir suchen 
 
          eine/n FA/FÄ für Gynäkologie und Geburtshilfe 
           zur Anstellung ab 01.03.2021 (TZ oder VZ) 
           spätere Teilhaberschaft erwünscht 
 
Wir bieten Ihnen: 
 

- flexible Arbeitszeiten und moderne Ausstattung 
- umfangreiches Leistungsspektrum (amb. OP vorhanden) 
- selbstbestimmte Patientenversorgung 
- ein engagiertes Team und motivierte Kollegen 

 
Wir freuen uns auf Sie! Für eine erste Kontaktaufnahme wenden Sie sich an: 
Britta Jürgensen, 040/ 308 505 133 oder juergensen@arzt-auf-kurs.de 
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Gesellschaft für Arbeitsmedizin und Gesundheitsmanagement sucht für die 
Standorte Hamburg und Lübeck zur Erweiterung des Ärzte-Teams ab sofort  
oder schnellstmöglich in Teil- oder Vollzeit

Facharzt (w/m/d) für Arbeitsmedizin oder
Arzt in Weiterbildung (w/m/d)  zum Facharzt der Arbeitsmedizin
Ihre Aufgaben liegen in der Beratung der Betriebe und deren Mitarbeitern zu 
allen Fragen des betrieblichen Gesundheitsschutzes sowie in der Übernahme aller 
Verpflichtungen für die Betriebe, die sich aus der Arbeitsschutzgesetzgebung und 
den Unfallverhütungsvorschriften für Betriebsärzte ergeben.  

Unser besonderes Augenmerk richten wir auf das Gesundheitsmanagement. 
Hier geht es nicht zuletzt um Wiedereingliederungsmanagement nach längeren 
Krankheiten, unter anderem geht es um die Einführung und Pflege von Arbeits-
schutzmanagement-Systemen, um die Implementierung des Gesundheitsschutzes 
in Qualitätsmanagement-Systeme und um präventivmedizinische Beratung zur 
demografischen Entwicklung.

Es erwarten Sie geregelte Arbeitszeiten ohne Nacht- und Wochenenddienste 
und ein freundliches Arbeitsklima in einem kollegialen Team mit sehr guten 
Rahmenbedingungen zur Einarbeitung/Ausbildung. Ein Dienstfahrzeug – auch 
zur privaten Nutzung - wird auf Wunsch gestellt.

Mindestvoraussetzung für die Weiterbildung sind 2 Jahre klinische Innere Medizin. 
Diese Tätigkeit ist auch für den beruflichen Wiedereinstieg bestens geeignet.  
Die volle Weiterbildungsermächtigung für das Fach Arbeitsmedizin liegt vor.  

Wir freuen uns, wenn wir Sie für diese Aufgabenstellung begeistern konnten und 
über Ihre schriftliche Bewerbung an:

Consilius GmbH, Herrn Dr. Egler, Dankwartsgrube 11, 23552 Lübeck,  
Tel.: 0451-70749630 oder per Mail an jobs@consilius.de.

Für Rückfragen stehen wir Ihnen gern telefonisch oder per Mail zur Verfügung.

GP für Psychiatrie in Schleswig 
sucht nette/n Kollegen/in zur Übernahme eines halben KV-Sitzes oder 
übergangsweiser angestellter Teilzeittätigkeit. Familienfreundlicher 
Betrieb, sympathisches Team. Eine Weiterbildungserm. liegt vor.
Kontakt erbeten unter: dat@neuropraxis-sl.de

FA Allgemein Med./
Innere (m/w/d) 

als Angest. für moderne 
Allg-Med. Praxis in 22147 HH  
ab 1.10. oder später gesucht. 

Spätere Übernahme.  
Telefon:  0176 54 26 00 36

Unabh. Laborarztpraxis in Kiel sucht 
Weiterbildungsassistentin/en oder 
Facharztkollegin/en für Labormedizin/ 
Mikrobiologie. Ggf. spät. Assoziation 
möglich. Weiterb.-Ermächtigungen für 
4 bzw. 3 Jahre liegen vor.
bewerbung@labor-krause.de
oder Tel.: 0431/ 220 10 201

TÜV®

Für die MEDITÜV GmbH & Co. KG ist wahlweise an den Standorten 
Flensburg, Kiel, Elmshorn und Hamburg folgende Position zu beset-
zen:

Facharzt*Fachärztin für Arbeitsmedizin, 
alternativ mit der Zusatzbezeichnung Be-
triebsmedizin, oder Arzt*Ärztin in Weiter-
bildung zum Facharzt*zur Fachärztin für 
Arbeitsmedizin
(JobID: 2020MEDITÜV12370)

Interessiert?
Dann fi nden Sie mehr Informationen unter 
www.tuev-nord-group.com/de/karriere

Große Anästhesiepraxis sucht jungen, dynamischen Facharzt*in 
für Anästhesiologie für OP Zentrum in Bad Schwartau.
Nach 2-3 Jahren Anstellung sollte der Praxiseinstieg 

und die Übernahme eines KV-Sitzes das Ziel sein.
Weitere Infos unter www.anaesthesiepraxis-norddeutschland.de

     oder Telefon 0451/ 88 988 767.

Konservativer Facharzt (w/m/d) Augenheilkunde  
für Praxisklinik in Lübeck gesucht. 

Ab sofort oder später, Teilzeitmodelle möglich. Anstellung, eventuell  
spätere Partnerschaft möglich. Cat / Glaukom / Lider / Strabismus/ 

PPV/ IVOM, volle WBE. 
Augen Praxisklinik Lübeck . Frau Dünnebeil 
Markt 1 . 23552 Lübeck . 0451 - 31 70 06 31

NÄCHSTER ANZEIGEN SCHLUSSTERMIN: 
Heft Nr. 10/2020  19. September 2020



4 6  //  S T E L L E N -  U N D  R U B R I K A N Z E I G E N S E P T E M B E R  2 0 2 0  |  AU S G A B E  9

S T E L L E N A N G E B O T E

Die Deutsche Rentenversicherung Nord ist Trägerin der gesetzlichen Rentenversicherung in Schleswig-
Holstein, Hamburg und Mecklenburg-Vorpommern.  

Unsere Abteilung Sozialmedizinischer Dienst wird ihren Standort Lübeck zum sozialmedizinischen 
Hauptstandort im Bundesland Schleswig-Holstein entwickeln.

Dafür suchen wir zum nächstmöglichen Zeitpunkt

eine*n Ärztliche*n Dezernatsleiter*in
Zu Ihren Aufgaben gehören im Wesentlichen 

 > Führen und Leiten der Mitarbeiter*innen des sozialmedizinischen Dienstes an den Standorten Lübeck, 
Flensburg und Itzehoe.

 > Weiterbildung der beschäftigten Fachärzt*innen  zur Erlangung der Zusatzweiterbildung Sozialmedizin. 
 > Verantwortung der Arbeitsabläufe und des Qualitätsmanagements der sozialmedizinischen Arbeits-
inhalte im Bundesland. Dieses beeinhaltet bei Bedarf auch Gewinnung und Einbindung externer 
Gutachter*innen.

 > Bundeslandbezogen Ansprechpartner*in für den Abteilungsleiter des sozialmedizinischen Dienstes 
sowie weitere Abteilungen der DRV in der Zusammenarbeit mit dem Sozialmedizinischen Dienst des 
Bundeslandes. 

 > Repräsentation der DRV Nord in externen sozialmedizinischen Gremien; Vortragstätigkeiten, (z. B. in 
der Akademie für Sozialmedizin), Kommunikation mit anderen Sozialleistungsträgern, mit 
niedergelassenen Ärzt*innen, Krankenhäusern, mit externen Gutachter*innen.

Wir suchen für diese Führungsposition eine fachlich qualifizierte Persönlichkeit mit Freude an 
berufsübergreifender Zusammenarbeit und konzeptioneller Weiterentwicklung, mit ausgeprägter 
Kommunikationsfähigkeit sowie Entscheidungsfreude. 

Sie sind ein*e langjährig erfahrene*r Fachärzt*in mit abgeschlossener Weiterbildung Sozialmedizin. 
Eine Weiterbildungsermächtigung für die Zusatzweiterbildung Sozialmedizin ist wünschenswert.

Wir bieten eine tarifgerechte Bezahlung nach E 15 TV-TgDRV, sowie alle Leistungen der betrieblichen 
Altersvorsorge. Darüber hinaus erfolgt bei Vorliegen der tariflichen Voraussetzungen eine entsprechende 
Zulagenzahlung. 

Da sich die Führungsaufgabe auf mehrere Standorte im Bundesland Schleswig-Holstein erstreckt 
(Lübeck, Flensburg, Itzehoe), ist eine Bereitschaft zu häufigeren Dienstreisen unerlässlich.

Sie arbeiten an einem in jeder Hinsicht modern eingerichteten Arbeitsplatz des Öffentlichen Dienstes. Die 
Deutsche Rentenversicherung Nord ist Mitglied im Unternehmensnetzwerk „Erfolgsfaktor Familie“ und 
unterstützt aktiv die Vereinbarkeit von Beruf und Familie. So ist die Ausübung der Beschäftigung auch in 
Teilzeit möglich. Außerdem haben wir eine flexible Arbeitszeitregelung und regelmäßig eine Kinderferien-
betreuung während der Sommerferien.  

Als moderne Arbeitgeberin begrüßen wir Bewerbungen unabhängig Ihres Alters, Ihres Geschlechts, Ihrer 
kulturellen und sozialen Herkunft, Religion, Weltanschauung, Behinderung oder sexuellen Identität.

Nach Maßgabe der gesetzlichen Regelung erfolgt eine bevorzugte Berücksichtigung von Personen mit 
einer Schwerbehinderung bei gleicher Eignung und Befähigung. 

Die Deutsche Rentenversicherung Nord will den Anteil weiblicher Führungskräfte in Spitzenpositionen 
erhöhen, deshalb ist die Bewerbung von Frauen ausdrücklich erwünscht. Sie werden bei gleicher Eignung, 
Befähigung und fachlicher Leistung vorrangig berücksichtigt.

Für weitere Auskünfte steht Ihnen der Abteilungsleiter des Sozialmedizinischen Dienstes Herr Bréchôt 
unter Telefon 0451/485-13000 oder per E-Mail: alexander.brechot@drv-nord.de zur Verfügung.

Wenn Sie diese anspruchs- und verantwortungsvolle Position reizt und Sie die persönlichen Voraussetzungen 
erfüllen, richten Sie Ihre aussagekräftige Bewerbung – vorzugsweise per E-Mail (möglichst in einem 
pdf-Dokument) – bitte bis zum 30.09.2020 an 

stellenbesetzung@drv-nord.de

oder an

Deutsche Rentenversicherung Nord
Abt. U+P / Team Stellenbesetzung
Friedrich-Ebert-Damm 245
22159 Hamburg

Für Informationen zur Verarbeitung personenbezogener Daten gemäß der EU-DSGVO
wird auf den Internetauftritt der Deutschen Rentenversicherung Nord verwiesen:
www.deutsche-rentenversicherung-nord.de/Jobbörse

WBA für große Allgemein-
arztpraxis in Pinneberg 

ab 1.10.2020 gesucht. Weiterbildungs- 
ermächtigung für 24 Monate,  

auch Naturheilverfahren. 
Kontakt unter Tel.: 01575-8756063

FA Gynäkologie (m/w/d) 
für etablierte Praxis in Itzehoe 
gesucht. Langfristig, in flex. 
planbarer Vollzeit, in einem 
motivierten Praxisteam.
bewerbung@frauenaerzte-itzehoe.de

SCHMERZTHERAPIE
Wollen Sie sich verändern?

Facharzt (m/w/d) im Angestellten-
verhältnis für Anästhesie- und 

Schmerztherapiepraxis in Hamburg 
gesucht. Sitzübernahme möglich. 
Kontakt unter Chiffre SH 50797.

ANZEIGEN-
SCHLUSSTERMIN: 
Bitte beachten Sie unseren 
nächsten Anzeigenschluss:

Heft Nr. 10  
19. September 2020
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Herzlich willkommen bei imland, mitten in Schleswig-Holstein!

Gesunde Nähe

Zu uns gehören die beiden Standorte Rendsburg und Eckernförde, zusammen sind wir  
ca. 2.300 „imländer*innen“, die sich jeden Tag mit Herz, Verstand und Fachkompetenz um die 
Patienten kümmern. Als Schwerpunktklinik mit 798 Planbetten, verteilt auf unsere beiden 
Standorte, sind wir Akademisches Lehrkrankenhaus der Medizinischen Fakultät der Christian- 
Albrechts-Universität zu Kiel und damit fester Bestandteil der ärztlichen Aus- und Weiterbil-
dung in unserer Region. Seit jeher setzen wir auf eine innovative und nach modernsten 
Gesichtspunkten ausgerichtete Medizin und eine entsprechende Ausstattung. Wir sind für die 
Menschen hier vor Ort da: Dank uns sind Familie, Freunde und Nachbarn medizinisch 
professionell und persönlich gut versorgt.

Am Klinikstandort Rendsburg suchen wir zum nächstmöglichen Zeitpunkt für unsere Psychiatrie 
und Psychotherapie in Teilzeit oder Vollzeit einen

Assistenzarzt (m/w/d)
in Weiterbildung zum Facharzt (m/w/d) Psychiatrie und Psychotherapie

Ihr Aufgabengebiet:
Die Klinik für Psychiatrie, Psychotherapie und Psychosomatik verfügt über 142 stationäre und 
teilstationäre Behandlungsplätze sowie eine psychiatrische Institutsambulanz. Seit 2006 
arbeitet die Klinik im Regionalbudget, einem Modellprojekt mit unbürokratischen Übergängen 
zwischen ambulantem, teilstationärem und stationärem Sektor, wodurch eine sinnvolle und 
patientenzentrierte psychiatrisch-psychotherapeutische Arbeit ermöglicht wird.

Für uns sind ein ermutigender Führungsstil, Kooperation im Team, eine hohe Arbeitsqualität 
und ein gutes Arbeitsklima besonders wichtig.

Sie passen zu uns, wenn
• Sie Freude an der Arbeit in einem interdisziplinären Team und an einer modernen Psychiatrie 

mitbringen, die den Menschen auf Augenhöhe begegnet und sich an der konzeptionellen 
Weiterentwicklung der Klinik beteiligen

Wir passen zu Ihnen, denn
• wir verfügen über die volle Weiterbildung für den Facharzt (m/w/d) Psychiatrie und 

Psychotherapie (VT+TP) inklusive der Neurologiezeit durch Rotation in die hiesige Abteilung 
für Neurologie oder unser nervenärztliches MVZ in Eckernförde; es findet eine umfängliche 
Weiterbildung in unserem Hause und im Verbund mit anderen Kliniken statt

• die Kosten der Psychotherapieausbildung an einem externen Ausbildungsinstitut einschließlich 
der Selbsterfahrung werden von der Klinik übernommen

• wir zahlen Ihnen eine tarifliche Vergütung nach Entgeltgruppe I TV-Ärzte/VKA sowie die im 
öffentlichen Dienst üblichen sozialen Leistungen

• Sie arbeiten an einem Ort, an dem Sie auch gleich Urlaub machen können: Die Landeshaupt-
stadt Kiel und die Nord- und Ostseestrände sind gleich um die Ecke

Sie wollen imländer*in werden?
Fachliche Auskünfte erteilt Ihnen gern unsere Chefärztin Frau Dr. Schulz-Du Bois (Telefon 
04331/200-8001). Weitere Informationen finden Sie auf imland.de.

Wir freuen uns auf Ihre Bewerbung im PDF-Format an: 
personalgewinnung@imland.de.

imland gGmbH – Akademisches Lehrkrankenhaus | Lilienstraße 20-28 | 24768 Rendsburg

© Fathema Murtaza

Ihr neueR 
ArbeitsPLATZ
WIR SUCHEN QUALIFIZIERTE 
MITARBEITERINNEN UND 
MITARBEITER, DIE MIT UNS 
IN DEN BEREICHEN MEDIZIN, 
TECHNIK, ADMINISTRATION 
UND PROJEKTKOORDINATION 
HUMANITÄRE HILFE LEISTEN.

Träger des Friedensnobelpreises

Unsere Teams sind in rund 
60 Ländern im Einsatz. 
Werden Sie ein Teil davon!

Informieren Sie sich online: 
www.aerzte-ohne-grenzen.de/
mitarbeiten

© Fathema Murtaza
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Niederlassung optimal 
vorbereiten.
MLP Zukunftsworkshop für angestellte 
Ärztinnen und Ärzte.

Tel 0451 • 70292 • 0 

MLP Finanzberatung SE, Geschäftsstelle Lübeck I 
Bäckerstraße 9, 23564 Lübeck 
luebeck1@mlp.de, www.mlp-luebeck1.de

Mittwoch, 23.09.2020 von 19:00 – 22:00 Uhr oder

Samstag, 26.09.2020 von 11:00 – 14:00 Uhr

• Lohnt sich eine Niederlassung? 

• Einzelpraxis, MVZ oder BAG –  

  was ist die bessere Alternative? 

• Wo bekomme ich notwendige Finanzierungmittel her? 

• Gibt es staatliche Fördermittel für meine 

  Existenzgründung? 

• Wie hoch sind die Durchschnittseinkommen von 

 niedergelassenen Kollegen? 

• Wie erfahre ich, welche Praxen verkauft werden sollen?

Jetzt anmelden unter:

P R A X I S A B G A B E

NachfolgerIn für Praxis für Kinder- und Jugendpsychiatrie  
und -psychotherapie mit SPV in Mölln in 2020 gesucht.
Die Praxis ist diagnostisch und therapeutisch, personell und materiell bestens 
ausgestattet. Die Kooperation mit dem Umfeld ist modellhaft gut. Mölln hat 
einen hohen Freizeitwert und volles Schulangebot. Hamburg und Lübeck sind 
leicht erreichbar. Kontakt unter grrpraxis@web.de oder Tel.: 04542- 844330.

KIEL  
Kassenarztsitz Dermatologie/

Praxis abzugeben.
Zeitpunkt: flexibel

Kontakt: brittamasias@yahoo.de 

ATTRAKTIVE  FRAUENARZTPRAXIS  
am nördl. Stadtrand von Hamburg
aus Altersgründen zum 01. 10. 2021

abzugeben. Derzeit als Einzelpraxis  
genutzt. Eine Gemeinschaftspraxis  

ist räumlich möglich.
Kontakt:  gynpraxis2021@gmx.de

Nervenarztpraxis
volle Zulassung in einer
BAG aus Altersgründen

im Kreis Pinneberg
abzugeben. 

praxis_abgabe@web.de

Privatpraxis Gynäkologie
im Norden von SH

zu sehr günstigen Konditionen
aus Altersgründen abzugeben.
Auch als Zweitpraxis geeignet.

Kontakt unter Chiffre SH 50794.

Alteingesessene psychiatrische 
Praxis mit liebevollen Patienten 
im Kreis RD/ECK/NMS abzugeben. 
Neu renovierte und moderne Räume, 
barrierefrei. Sehr gute Verkehrsanbindung. 
Gerne auch Einarbeitung möglich. Freue 
mich auf Anfragen unter Chiffre SH50795.

Ideal für Arzt-(Ehe-)Paar:
Hausärztlich-internist. Doppelpraxis 
mit 2 Arztsitzen in HH-Langenhorn 

zu 3/4 mit Option zur späteren 
kompletten Übernahme  

zum 1.4.2021 abzugeben.   
Bewerbungen an: 

dr.w.meyer@gmx.de

Kinderarztpraxis in Hemmoor 
(nördl. Niedersachsen) abzugeben. 

Umsatz 390T €, VP10T €, EKG, 
Sono, neue EDV,  2. KV Stelle  
möglich,  junges Praxisteam,  

alle Schulen vor Ort.  
Kontakt unter Tel.: 0171 9549480

CHIFFREHINWEIS   
Sie haben eine Anzeige 
unter Chiffre gesehen und 
möchten den Inserenten 
kontaktieren?

Senden Sie uns Ihr Anschreiben 
resp. Ihre Bewerbungsunterlagen 
unter Angabe der Chiffre-Nummer 
der Anzeige per Post oder E-Mail.

Wir leiten dieses dann 1:1 an  
den Inserenten der Anzeige weiter.
Bei Interesse meldet sich der 
Inserent direkt bei Ihnen. 

Eine Auskunft zum Inserenten 
kann und darf nicht erteilt werden.

Bitte senden Sie Zuschriften an:
elbbüro Stefanie Hoffmann
Chiffre (Nr. der Anzeige entnehmen) 
Bismarckstr. 2 · 20259 Hamburg 
oder anzeigen@elbbuero.com.
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M E D I Z I N T E C H N I K

V E R T R E T U N G E N

K V - S I T Z

S T E L L E N G E S U C H E

Berater für Ärzte 
seit über 50 Jahren.

DELTA Steuerberatung
Bad Segeberg  |  Heide  |  Hamburg

Die Berater für Ärzte 
seit über 50 Jahren

Hindenburgstraße 1 · 23795 Bad Segeberg
Tel. 0 45 51 - 8 80 80 · www.kanzleidelta.de

Steuerberatungsgesellschaft mbH
Bad Segeberg  Heide  Hamburg

Hindenburgstraße 1  23795 Bad Segeberg
Tel.: 04551/8808-0

Zweigstelle Heide  Tel.: 0481/5133
Zweigstelle Hamburg  Tel.: 040/61185017

 mail@kanzleidelta.de
www.kanzleidelta.de

Wirtschafts- und Steuerberatung 
für Heilberufl er

F A C H B E R A T E R

Erfahrene und engagierte Fachärztin für Urologie  
(42) mit zahlreichen Zusatzqualifikationen u.a. Medikamentöse  

Tumortherapie sucht Anstellung in Praxis/MVZ 
im Großraum Hamburg, ggf. späterer Einstieg.  

Kontaktaufnahme erbeten unter: UrologieFA@gmail.com

HNO KV-Sitz
im HH-Osten 

(mit hoher Scheinzahl) 
abzugeben

kvsitzhnohamburg@web.de

Vertragsarztsitz Anästhesie in einer BAG
Angeboten wird ein Anästhesiesitz in einer 2er BAG in einem Opera-
tionszentrum in Flensburg zum nächstmöglichen Zeitpunkt. Breites 
operatives Spektrum  mit Patienten ab dem 2. Lebensjahr. Für erste 
Infos: www.aoz-flensburg.de - Kontakt über: info@aoz-flensburg.de

Praxisvertretung für 
große gynäkologische 

Praxisgemeinschaft
im Hamburger Süden  

ab 01.10.2020 für voraussichtlich  
10 Wochen gesucht.

Kontakt unter Chiffre SH 50796.

FLÜCHTLINGE 
IN NOT.
BITTE HELFEN SIE.

Mit Ihrem CARE-Paket.  
Schon 30 Euro retten Leben.

IBAN: DE 93 37050198  
0000 0440 40
BIC: COLSDE33

www.care.de

Az_Weihnachten_Fluechtlinge_2015_10_Text_91x45_sw.indd   1 22.10.15   14:15
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Die größte Markenvielfalt
Norddeutschlands vereint 
unter einem Dach!

Das AMT Abken-Team freut sich auf Sie!

AMT Abken Medizintechnik GmbH
Langenharmer Weg 219 • 22844 Norderstedt
Tel.: 040 - 180 102 82 • info@amt-abken.de

Wir beraten Sie kompetent zu den Themen Ultraschall- 
geräte, Herz-Kreislaufdiagnostik vom Marktführer 
SCHILLER, Praxisausstattung, Finanzierung, Wartung,  
Service und Applikation. 

Konfigurieren Sie Ihr Wunsch-Ultra-
schall-Gerät über unseren Ultraschall-
Finder auf www.amt-abken.de.

Oder besuchen Sie die Ultraschall-
Gerätewelt in Norderstedt bei
Hamburg und erleben Sie die Produkt-
vielfalt unserer Exklusivpartner im
direkten Vergleich.

DANKE

sos-kinderdoerfer.de 20
19

/1

DANKE

sos-kinderdoerfer.de 20
19

/1
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Vorstand
Prof. Henrik Herrmann (Präsident)
Dr. Gisa Andresen (Vizepräsidentin)
Dr. Svante Gehring
Dr. Sabine Reinhold 
PD Dr. med. habil. Doreen Richardt
Dr. med. habil. Thomas Schang
Mark Weinhonig
Telefon 04551 803 206
Fax 04551 803 201
vorstand@aeksh.de

Geschäftsführung
Dr. Carsten Leffmann 
(Ärztl. Geschäftsführer)
Telefon 04551 803 206
Fax 04551 803 201
Karsten Brandstetter 
(Kaufm. Geschäftsführer)
Telefon 04551 803 206
Fax 04551 803 201
sekretariat@aeksh.de

Ärztliche Weiterbildung
Leitung: Manuela Brammer
Telefon 04551 803 652
Fax 04551 803 651
weiterbildung@aeksh.de

Rechtsabteilung
Leitung: Carsten Heppner (Justiziar)
Telefon 04551 803 402
Fax 04551 803 401
rechtsabteilung@aeksh.de

Qualitätsmanagement
Leitung: Dr. Uta Kunze
Telefon 04551 803 302
Fax 04551 803 301
qm@aeksh.de

Akademie der Ärztekammer  
Schleswig-Holstein
Leitung: Cornelia Mozr 
Telefon 04551 803 700
Fax 04551 803 701
akademie@aeksh.de

Hauswirtschaft und Gästehaus 
Leitung: Helena Willhöft
Telefon 04551 803 802
Fax 04551 803 801
gaestehaus@aeksh.de

Ärztliche Angelegenheiten
Leitung: Dr. Uta Kunze
Telefon 04551 803 302
Fax 04551 803 301
uta.kunze@aeksh.de

Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt
Leitender Redakteur: Dirk Schnack
Telefon 04551 803 272
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aerzteblatt@aeksh.de

Mitgliederverzeichnis/Ärztestatistik
Leitung: Yvonne Rieb, 
Christine Gardner
Telefon 04551 803 456, 04551 803 452
Fax 04551 803 451
mitglied@aeksh.de

Finanzbuchhaltung 
Telefon 04551 803 552
Fax 04551 803 551
buchhaltung@aeksh.de

IT-Abteilung
Leitung: Michael Stramm
Telefon 04551 803 602
Fax 04551 803 601
it@aeksh.de

Personalabteilung 
Personalreferentin: Jeannine Johannsson
Telefon 04551 803 152
Fax 04551 803 151
personal@aeksh.de

Facility Management
Leitung: Helge Timmermann
Telefon 04551 803 502
Fax 04551 803 501
facility@aeksh.de

Strahlenschutz/Ärztliche Stellen
Cornelia Ubert, Gabriele Kautz-Clasen
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Krebsregister Schleswig-Holstein 
Vertrauensstelle
Leitung: Mirja Wendelken
Telefon 04551 803 852
krebsregister-sh@aeksh.de

Versorgungswerk der  
Ärztekammer Schleswig-Holstein
Bismarckallee 14-16, 23795 Bad Segeberg
www.vaesh.de 
Vorsitzender des Verwaltungsrates
Bertram Bartel 
Vorsitzender des Aufsichtsrates
Dr. Dr. jur. Hans-Michael Steen
Geschäftsführung
Harald Spiegel
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AKIS
Der Service Ihrer 
Ärztekammer  
online:

Das Ärztekammer-
Informations-System 
(„AKIS“) ist eine On-
line-Kommunika-
tions- und Service-
Plattform der Ärzte-
kammer Schleswig-
Holstein, über die Sie 
einfach und sicher 
Kontakt zu Ihrer Ärz-
tekammer aufnehmen 
können.  
Den Zugang finden 
Sie auf der Homepage 
der Ärztekammer 
www.aeksh.de un-
ter Login. Bei Fragen 
wenden Sie sich gern 
telefonisch an das 
Mitgliederverzeichnis 
oder per Mail an mit-
glied@aeksh.de
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Partnerscha� sgesellscha�  mbB, 
Wirtscha� sprüfungsgesellscha� , Steuerberatungsgesellscha� 

Fachspezi
 sche Steuerberatung für Heilberufe
Betriebswirtscha� liche Beratung / Liquiditätsanalyse und -planung / 

 Unterstützende Begleitung von Existenzgründung / Finanz- und Lohnbuchführung
Rohwer & Gut unterstützt mit Standorten in Lübeck und Kiel nieder   gelassene Ärzte seit über 60 Jahren dabei, 

ihren Handlungs spielraum  e�  zient  auszuschöpfen und die Praxis  betriebswirtscha� lich voranzubringen. 
Richard-Wagner-Straße 6, 23556 Lübeck, Tel. (0451) 48414-0, Fax (0451) 48414-44/ 

Holtenauer Straße 94, 24105 Kiel, Tel. (0431) 5644-30, Fax (0431) 5644-31
info@rohwer-gut.de,  www.rohwer-gut.de

Stingl • Scheinpflug • Bernert
vereidigte Buchprüfer und Steuerberater
Partnerschaftsgesellschaft
Spezialisierte Beratung für Ärzte

• Finanz- und Lohnbuchhaltung

•  Quartals-Auswertung Chef-Info sowie  
betriebswirtschaftliche Beratung 
Liquiditäts-, Rentabilitäts- und Steuerberechnung

•  Steuerliche Konzeption, Gestaltung und 
Betreuung von (neuen) Kooperationsformen:  
MVZ, BAG, Ärztenetze

•  Existenzgründung

Ihre fachlich kompetenten Ansprechpartner
Anette Hoffmann-Poeppel – Steuerberaterin
FACHBERATERIN für das Gesundheitswesen (DStV e.V.)

FACHBERATER für das Gesundheitswesen (DStV e.V.)

Am Dörpsdiek 2 • 24109 Kiel / Melsdorf
Tel. 04340-40700 • info@stingl-scheinpflug.de
www.stingl-scheinpflug.de

Rechtsanwältin

Bei allen rechtlichen Fragen rund um Ihre Arztpraxis, z. B. Praxisgründung, 
Kooperationen (PraxisG, BAG, MVZ), Abgabe oder Kauf von Arztpraxen, 
Honorar, Berufsrecht, Arbeitsrecht, Forderungsmanagement:
Sprechen Sie uns gerne an!

F A C H B E R A T E R



Uneingeschränkte Aufmerksamkeit: 
Stellenanzeigen im Ärzteblatt

C O R O N A

Pandemie vor Ort 
Die Bedrohung durch Corona ist global − die Auswirkungen 

auf Schleswig-Holstein vor Ort ganz konkret. Wie das Virus 

Leben und Arbeiten von Ärzten im Norden verändert. 
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